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2 Kommission für Konjunkturfragen Jahresbericht 2004

Die Kommission für Konjunkturfragen legt hiermit ihren dritten Jahresbericht
vor. Im Jahr 2001 hatte sie beschlossen, ihre Arbeit vermehrt auf grundsätzliche
wirtschaftspolitische Fragen auszurichten und dem Bundesrat jährlich einen Bericht
zu erstatten.

Im Gegensatz zu den Vorjahren widmet sich der zweite Teil des Berichts einem
einheitlichen, zentralen Thema: der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen, ins-
besondere der Bundesfinanzen. Angesichts des massiven Defizits des Bundeshaus-
halts beschloss die Kommission im Frühjahr, ihren diesjährigen Bericht darauf
auszurichten. Dabei geht es nicht nur um eine Darstellung der bisherigen Entwick-
lung, wobei wir hier einen längeren Zeithorizont als sonst üblich zugrunde legen,
sondern z.B. auch um die Frage, inwieweit die bisherige Entwicklung als nachhaltig
bezeichnet werden kann, oder ob ein Finanzreferendum auf Bundesebene einen 
Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung dieser Finanzen leisten könnte.

Wie bisher schon beschäftigt sich der erste Teil des Berichts mit den kurz- und
mittelfristigen Perspektiven der schweizerischen Volkswirtschaft. Neben der Dar-
stellung der weltwirtschaftlichen Lage und der makroökonomischen Aggregate 
werden Indikatoren zur Entwicklung einzelner Branchen vorgestellt. Danach folgen
Ausführungen zur Finanz- und zur Geldpolitik.

Die Ausführungen in diesem Teil berücksichtigen die bis zum 3. September 2004
verfügbaren Daten. Eine Ausnahme bildet Kapitel 2.2 über die Situation und die 
erwartete Entwicklung der schweizerischen Wirtschaft, für welches die bis zum 
10. September 2004 verfügbaren Daten, insbesondere jene zur Entwicklung des
Bruttoinlandprodukts im 2. Quartal 2004 berücksichtigt wurden.

Für Kapitel 3, welches sich mit der Entwicklung der öffentlichen Finanzen sowie
der Beschäftigung im öffentlichen Dienst befasst, mussten in erheblichem Umfang
Daten aufbereitet werden. Eine Reihe dieser Daten sind nicht öffentlich verfügbar,
sondern wurden uns von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Eidgenössischen
Finanzdepartements sowie des Bundesamts für Statistik zur Verfügung gestellt. Wir
möchten ihnen für ihre bereitwillige Unterstützung danken, ohne die dieser Bericht
nicht so hätte erstellt werden können. Ausserdem danken wir all jenen, insbesondere
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Konjunkturforschungsstelle der ETH
Zürich und der Schweizerischen Nationalbank sowie Frau Prof. Monika Bütler,
Herrn Prof. Lars P. Feld und Herrn Prof. Claude Jeanrenaud, die mit ersten Ent-
würfen zu Teilen dieses Berichts, aber auch mit kritischen Anmerkungen beigetragen
haben.

Die Vielschichtigkeit der angesprochenen Probleme sowie das breite, in der Kom-
mission vertretene Meinungsspektrum bringen es mit sich, dass die Inhalte der 
Beiträge, insbesondere zu den Spezialthemen in Kapitel 4, zwar in ihrer Grundten-
denz die Zustimmung der Kommission gefunden haben, nicht aber notwendiger-
weise auch in allen Einzelheiten.

Die Kommission hofft, mit diesem Bericht ihrerseits einen, wenn auch vielleicht
nur kleinen Beitrag zur Sanierung der Bundesfinanzen sowie zu ihrer nachhaltigen
Entwicklung in der Zukunft geleistet zu haben.

Bern, 3. September 2004

Der Präsident:
Gebhard Kirchgässner

Vorwort
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Im Zentrum des Jahresberichts 2004 der
Kommission für Konjunkturfragen stehen die
Bundesfinanzen. Daher besteht er inhaltlich
aus zwei Teilen. Im ersten Teil, in Kapitel 2, wird
wie in den Berichten des Vorjahres zunächst
ein Überblick über die wirtschaftliche Situa-
tion gegeben. Der zweite Teil, welcher die
Kapitel 3 und 4 umfasst, befasst sich mit den
öffentlichen Finanzen.

Im ersten Teil folgt der Darstellung der welt-
wirtschaftlichen Lage in Kapitel 2.1 eine allge-
meine Einschätzung der Lage der schweizeri-
schen Wirtschaft und ihrer Aussichten (Kapitel
2.2). Diese wird ergänzt durch die Darstellung
der Entwicklung ausgewählter Branchen (Ka-
pitel 2.3), wobei zunächst Umfrageergebnisse
über den Geschäftsgang und die erwartete
Entwicklung in der Industrie, im Baugewerbe,
im Detailhandel, im Gastgewerbe und in den
Banken vorgestellt werden. Danach wird die
Entwicklung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit der Industrie insgesamt, der Chemi-
schen Industrie, der Maschinenindustrie und
des Gastgewerbes aufgezeigt. Dem ersten Teil
schliessen sich Ausführungen zur Entwick-
lung in der Landwirtschaft an. Der erste Teil
schliesst mit der Darstellung der Finanz- und
der Geldpolitik (Kapitel 2.4 bzw. 2.5).

Im zweiten Teil wird zunächst in Kapitel 3
die Entwicklung der öffentlichen Finanzen
und der Beschäftigung im öffentlichen Dienst
seit 1960 dargestellt. Im 4. Kapitel werden Ein-
zelthemen behandelt, die jedoch in direktem
Zusammenhang mit den öffentlichen Finanzen
stehen. Es geht um die Rolle der öffentlichen
Finanzen für die wirtschaftliche Entwicklung
(Kapitel 4.1), um die Frage, ob die derzeitige
Entwicklung der öffentlichen Finanzen nach-
haltig ist, was mit Hilfe der Generationenbi-
lanzierung erfasst werden kann (Kapitel 4.2),
um das Finanzreferendum als mögliches Ins-
trument, mit welchem diese Nachhaltigkeit
verbessert werden könnte (Kapitel 4.3), und
schliesslich um die Frage, inwieweit durch 
eine Entflechtung der Haushalte der Gebiets-
körperschaften von jenen der Sozialversiche-
rungen mehr Transparenz geschaffen und
damit die Entscheidungsgrundlagen für die Po-
litik verbessert werden könnten (Kapitel 4.4).

Die wirtschaftliche Entwicklung

Weltwirtschaftliche Entwicklung
Die Weltwirtschaft hat ihre Schwächephase

im 2. Halbjahr 2003 überwunden und ist 
zu einer dynamischeren Aufwärtsentwicklung
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übergegangen. Dies gilt in besonderem Masse
für die Vereinigten Staaten, weite Teile Asiens
sowie für die meisten mitteleuropäischen
Volkswirtschaften. In der Europäischen Union
und auf dem lateinamerikanischen Kontinent
war die Belebung schwächer. Insgesamt ist –
auch aufgrund der stark gestiegenen Erdöl-
preise – eine Verlangsamung der Wachstums-
dynamik zu erwarten.

Erwartete Entwicklung in der Schweiz:
Die im zweiten Halbjahr 2003 begonnene

konjunkturelle Erholung in der Schweiz setzt
sich fort und dürfte auch im kommenden Jahr
anhalten.Sie war von Beginn an breit  abgestützt.
Treibende Kräfte sind sowohl die Exporte als
auch die Nachfrage aus der Schweiz, insbeson-
dere der private Konsum und die Investitionen.
Der für das kommende Jahr zu erwartende An-
stieg der Beschäftigung wird höhere verfügbare
Einkommen und verbesserte Einkommensaus-
sichten zur Folge haben, was den privaten Kon-
sum auf dem Expansionspfad halten dürfte.Der
im Augenblick vor allem ölpreisbedingte An-
stieg der Teuerung wirkt leicht dämpfend. Die
konjunkturelle Erholung sollte dadurch jedoch
nicht gefährdet sein. Bei den Ausrüstungs-
investitionen wird die höhere Kapazitätsaus-
lastung dazu führen, dass die Bereitschaft, Er-
weiterungsinvestitionen zu tätigen, zunimmt.
Keine zusätzlichen Impulse dürften dagegen
von den Bauinvestitionen ausgehen.

Entwicklungen in einzelnen Branchen:
Die Umfrageresultate aus ausgewählten

Branchen zeigen, dass im Allgemeinen positi-
ve Wachstumsraten erwartet werden, wenn sie
auch kaum mehr zunehmen dürften. Dies gilt
für die Industrieproduktion, das Baugewerbe
wie auch den Detailhandel. Im Gastgewerbe
rechnen nur die Hotels mit einer Steigerung
des Umsatzwachstums; die Restaurants hoffen
zumindest auf eine Stabilisierung. Die Erwar-
tungen der Banken für die Zukunft sind leicht
gedämpft, wenn auch die positiven immer
noch die negativen Meldungen übertreffen.
Hier ist jedoch mit einer Abnahme der Be-
schäftigung zu rechnen.

Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit wird
langfristig durch die Entwicklung der relativen
Lohnkosten und der relativen Arbeitprodukti-
vität, kurzfristig aber vor allem durch den
Wechselkurs bestimmt. Die zwischen 2000
und 2003 erfolgte Aufwertung des Schweizer
Frankens dürfte dazu beigetragen haben, dass
sich die Wettbewerbsfähigkeit der vier hier be-



den Bundesausgaben erlebte der Konsum;
dies wurde freilich durch die Ausdehnung des
öffentlichen Konsums der Kantone und Ge-
meinden mehr als ausgeglichen, sodass der
Staatskonsum sowohl insgesamt als auch als
Anteil am Bruttoinlandsprodukt zugenom-
men hat. Dagegen ist der Anteil der Investi-
tionen am Bruttoinlandprodukt wie an den
Staatsausgaben nicht nur beim Bund, sondern
auch insgesamt zurückgegangen. Die Zins-
zahlungen schliesslich sind immer noch ver-
gleichsweise niedrig.

Betrachtet man die einzelnen Funktionen
des Bundeshaushalts, sieht man einen grossen
«Gewinner» sowie einen grossen «Verlierer».
Ein massiver Zuwachs ergab sich bei den Aus-
gaben für soziale Wohlfahrt; sie beanspruchen
heute mehr als ein Viertel des Bundeshaushalts
und knapp 20 % der Ausgaben aller Gebiets-
körperschaften und damit insgesamt 5,5 % des
Bruttoinlandprodukts. Dabei ist zu berück-
sichtigen,dass die Ausgaben der Sozialversiche-
rungen, die durch Beiträge der Versicherten
und nicht durch Zuschüsse der Gebietskör-
perschaften finanziert werden, in diesen 
Zahlen nicht enthalten sind. Ein weiterer «Ge-
winner» sind die Gesundheitsausgaben, die
freilich für den Bund bisher nur von unterge-
ordneter Bedeutung sind. Dagegen erlebten
die Ausgaben für die Landesverteidigung einen
massiven Rückgang; sie machen heute gerade
noch 1,3 % des Bruttoinlandprodukts aus: we-
niger als ein Viertel der Ausgaben für Bildung
oder für soziale Wohlfahrt. Bei den anderen
Gruppen gab es zum Teil erhebliche Änderun-
gen bis etwa Mitte der Siebzigerjahre; späte-
stens seit Anfang der Achtzigerjahre hat sich in
den Anteilen nicht mehr viel bewegt.

Neben der Staatsquote ist die Beschäfti-
gungsquote ein Indikator für das Ausmass der
Aktivität des Staates. Sie entwickelte sich ähn-
lich wie die Staatsquote (oder diejenige der
Staatsschuld): Besonders niedrige Quoten,
welche die Schweiz einst aufzuweisen hatte, ge-
hören der Vergangenheit an. Die Schweiz ist
zwar im internationalen Vergleich immer noch
in einer relativ guten Position, aber sie hat sich
den anderen Staaten angenähert und liegt zum
Teil bereits im Mittelfeld. Während sich bei der
Staatsquote wie bei der Beschäftigungsquote
die wesentlichen Änderungen bereits vor 1990
ergaben, waren die Schulden jedoch bis zu die-
sem Zeitpunkt eher rückläufig und stiegen erst
danach kräftig an.

Dabei lief die Entwicklung in den Kantonen
und Gemeinden deutlich anders als beim
Bund. Während beim Bund vor allem die
Übertragungen an Bedeutung gewannen, war
dies bei den Kantonen vor allem der Staats-
konsum. Da Letzterer sehr viel personalinten-
siver ist, hat auch die Beschäftigung in den
Kantonen und Gemeinden deutlich stärker zu-

trachteten Branchen, der Industrie insgesamt,
der Chemischen Industrie, der Maschinen-
industrie und des Gastgewerbes, seit dem Jahr
2000 eher verschlechtert hat.

Finanzpolitik:
Die finanzielle Situation der öffentlichen

Haushalte hat sich seit dem Jahr 2000 zuneh-
mend verschlechtert. Im Jahr 2003 dürfte sich
ein Gesamtdefizit von 6,2 Milliarden Franken
ergeben haben, was 1,4 % des Bruttoinland-
produkts entspricht. Für das laufende Jahr ist
mit einem noch deutlich höheren Defizit zu
rechnen; es dürfte mit 9,7 Milliarden Franken
etwa 2,2 % des Bruttoinlandprodukts entspre-
chen. Aufgrund stärker wachsender Einnah-
men und geringer wachsender Ausgaben soll-
te sich das Defizit im kommenden Jahr knapp
auf 5 Milliarden zurückbilden.

Die Staats- und die Schuldenquote (OECD-
Definition), die gemäss der Definition der
OECD beide international immer noch im
unteren Mittelfeld liegen, haben sich in den
vergangenen Jahren weiter erhöht. Während
bei der Staatsquote im kommenden Jahr ein
leichter Rückgang erwartet wird, dürfte sich die
Schuldenquote bestenfalls stabilisieren.

Geldpolitik:
Die Schweizerische Nationalbank hält an

ihrer im Jahr 2000 eingeschlagenen neuen
Strategie fest. In den vergangenen Jahren hat
sie ihre Geldpolitik zunehmend expansiver
ausgerichtet. Im Juni dieses Jahres erfolgte
dann eine leichte Straffung. Diese dürfte sich 
jedoch kaum auf die Teuerung auswirken. Für
das kommende Jahr rechnet die Nationalbank
mit einer Inflationsrate von etwa einem Pro-
zent, längerfristig ohne Änderung ihrer Politik
mit deutlich höheren Steigerungsraten. Damit
ist zumindest mittelfristig mit einer weiteren
Straffung der Geldpolitik zu rechnen.

Im internationalen Umfeld hat die Schweiz
nach wie vor sehr niedrige Zinsen. Die Geld-
marktzinsen haben gegenüber dem US-Dollar
einen Bonus von ca. einem Prozentpunkt, ge-
genüber dem Euro von ca. 1,5 Prozentpunkten.
Es ist zu erwarten, dass dieser Bonus auch in
der näheren Zukunft bestehen wird.

Entwicklung und Probleme 
der öffentlichen Finanzen 

Allgemeine Entwicklung:
Die Entwicklung der Bundesfinanzen wird

durch die Übertragungen dominiert, die mas-
siv zugenommen haben. Dies gilt nicht nur für
die Subventionen an die Sozialwerke des Bun-
des, sondern in noch stärkerem Masse für die
übrigen Übertragungen, z.B. an die Kantone.
Teilweise wurde dieser Anstieg mit einem er-
heblichen Anwachsen der öffentlichen Schuld
erkauft. Anteilmässig die stärkste Einbusse bei
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genommen als beim Bund. Der in jüngster Zeit
beobachtbare Rückgang der Beschäftigung im
öffentlichen Sektor im weiteren Sinn, der sich
fast ausschliesslich beim Bund vollzogen hat, ist
vor allem auf die Überführung von öffentlichen
Betrieben in die Rechtsform von Aktiengesell-
schaften zurückzuführen, die aber weiterhin
weitgehend in staatlichem Eigentum sind.

Beim Bund wird die demografische Ent-
wicklung – ceteris paribus – zu einem weiteren
Anstieg der Übertragungen führen. Eine Stabi-
lisierung des Bundeshaushalts im Vergleich
zum Bruttoinlandprodukt erfordert damit 
eine Verringerung des Staatskonsums. Eine
solche Verringerung ging in der Vergangenheit
im Wesentlichen auf Kosten der Ausgaben für
die Landesverteidigung. Auch wenn hier wei-
tere Einsparungen möglich sind und auch
stattfinden werden, ist offensichtlich, dass –
mit sinkendem Anteil dieser Ausgaben am
Bundeshaushalt – in Zukunft immer weniger
Einsparungsmöglichkeiten bestehen werden
und damit ein Anstieg der Übertragungen an
anderer Stelle ausgeglichen werden muss.

Die sich vor allem aus der Entwicklung der
Übertragungen ergebenden Probleme der der-
zeitigen finanziellen Situation des Bundes, die
sich im Defizit und in den im vergangenen
Jahrzehnt aufgelaufenen Schulden manifestie-
ren, können durch höheres Wirtschaftswachs-
tum gemildert, aber nicht gelöst werden. An-
dererseits kann von einer Stabilisierung der
Bundesfinanzen langfristig ein positiver Effekt
auf das Wirtschaftswachstum ausgehen. Diese
Stabilisierung (und damit die Brechung des
langfristigen Trends) wird damit in den nächs-
ten Jahren im Zentrum der finanzpolitischen
Bemühungen des Bundes stehen müssen.

Die Überlegungen zu den Einzelthemen
führten zu folgenden Resultaten:

Staatsquote und wirtschaftliche Entwicklung:
Weder die internationalen Studien noch die

Arbeiten über die Schweiz lassen eindeutige
Aussagen darüber zu, ob eine Verringerung der
staatlichen Aktivität zu einer Erhöhung des
Wirtschaftswachstums führen würde. Der
Grund dafür liegt in methodischen Schwierig-
keiten. Zum einen besteht zwischen Staats-
quote und Wirtschaftswachstum keine ein-
seitige Kausalität: Die staatliche Aktivität hat
nicht nur Auswirkungen auf das Wirtschafts-
wachstum, sondern die wirtschaftliche Ent-
wicklung beeinflusst auch die Staatsquote.
Statistisch ist es schwierig, diese beiden Wir-
kungsrichtungen voneinander zu trennen. Oft
wird erst gar nicht der Versuch dazu unter-
nommen. Zweitens ist der Zusammenhang
zwischen der Staatsquote und dem Wirt-
schaftswachstum notwendigerweise nicht mo-
noton; damit existiert im Prinzip eine für das

Wirtschaftswachstum optimale Staatsquote.
Die Höhe dieser optimalen Quote ist abhängig
von der Art des Sozialsystems. Die (schwierig
zu beantwortende) Frage ist dann, ob die
Quote eines bestimmten Landes niedriger
oder höher ist als die – gegeben das jeweilige
Sozialsystem – optimale Quote.

Die Tatsache, dass keine statistisch gesi-
cherte Beziehung zwischen der Höhe der
Staatsquote und dem Wirtschaftswachstum
nachgewiesen werden kann, besagt weder, dass
eine solche Beziehung nicht existiert, noch,
dass kein politischer Handlungsbedarf besteht.
Ausserdem ergibt sich der politische Hand-
lungsbedarf in der Schweiz weniger aus der ab-
soluten Höhe der Staatsquote als aus ihrem
lang andauernden Anstieg seit den Sechziger-
jahren. Unabhängig davon, wie man die Wir-
kung der heutigen Höhe der Staatsquote ein-
schätzt, dürfte eine andauernde Fortschrei-
bung der bisherigen Entwicklung kaum
sinnvoll sein, da ab einer bestimmten Höhe in
jedem Fall negative Auswirkungen auftreten.

Daneben sollte nicht in Vergessenheit gera-
ten, dass es weniger um das Ausmass der staat-
lichen Aktivitäten geht als um deren Preis-Leis-
tungs-Verhältnis: Die Bürgerinnen und Bürger
sind bereit, im erforderlichen Umfang Steuern
zu zahlen, wenn ihnen dafür entsprechende
Leistungen in guter Qualität geboten werden.
Zudem sollte das Steuersystem, «wachstums-
freundlich» ausgestaltet werden. Politische Ini-
tiativen in diesem Bereich (sowie zur Stabilisie-
rung der öffentlichen Schuld) sind mindestens
ebenso wichtig wie die Bemühungen zur Sta-
bilisierung der Staatsquote.

Nachhaltigkeit der Bundesfinanzen:
Die Generationenbilanzierung dient der

Quantifizierung jener langfristigen Zahlungs-
verpflichtungen des öffentlichen Sektors, die 
in den herkömmlichen Messzahlen der Haus-
haltsrechnung, dem Budgetdefizit und dem
Schuldenstand, nicht erscheinen. Auf diese
Weise lässt sich bestimmen, ob die gegenwär-
tige Fiskalpolitik nachhaltig ist, das heisst, ob
sie längerfristig unverändert fortgesetzt werden
kann. Eine im Auftrag des Staatssekretariats für
Wirtschaft durchgeführte Untersuchung ergab,
dass im Jahr 2001 die nicht gedeckten zukünf-
tigen Zahlungsverpflichtungen etwas über 100
Milliarden Franken und damit 24,5% des Brut-
toinlandprodukts betrugen. Diese Lücke ent-
spricht einer impliziten Staatsverschuldung,
die der explizit ausgewiesenen Staatsschuld von
162 Milliarden Franken hinzugezählt werden
muss.Zu beachten ist dabei jedoch,dass die von
der Generationenrechnung aufgedeckte Nach-
haltigkeitslücke sehr stark von den verwende-
ten Annahmen abhängt, insbesondere von An-
nahmen über die wirtschaftliche Entwicklung,
die Diskontrate und die zu erwartende Migra-



Entflechtung der Haushalte der Sozial-
versicherungen und der Gebietskörperschaften:

Die Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung (AHV) und die Invalidenversicherung
(IV) sind finanziell, aber auch statistisch eng
mit dem Bundeshaushalt verflochten. Im
Gegensatz zu den meisten anderen Ländern
haben diese Versicherungen in der Schweiz
kein eigenes Konto in der Bilanz der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung. Zudem fi-
nanziert die öffentliche Hand von Gesetzes
wegen einen festen Teil der Ausgaben der AHV
und der IV. Separate Konten auch in der Bilanz
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
führen tendenziell zu mehr Transparenz und
würden somit eine bessere Grundlage für eine
nachhaltige Sozialpolitik bilden. Allerdings
liefern sie lediglich eine Momentaufnahme 
der finanziellen Lage der Sozialversicherungen;
eine bessere Transparenz ihrer intertempora-
len Verpflichtungen lässt sich dadurch nicht er-
reichen. Es wäre daher sinnvoll, neben der lau-
fenden Betriebsrechnung der AHV und der IV
periodisch auch eine Generationenbilanz zu
erstellen.

Die Entflechtung beschränkt sich jedoch
lediglich auf eine Umstellung in der Buchhal-
tung, sollte nach wie vor ein fester Teil der Aus-
gaben aus allgemeinen Bundesmitteln gedeckt
werden. Im Sinne einer grösseren Finanzauto-
nomie der Versicherungen sowie einer grös-
seren Budgetsicherheit für andere Staatsaufga-
ben wäre es bedenkenswert, dass sich die Höhe
der Bundeszuschüsse an den Staatseinnahmen
(oder den Mehrwertsteuereinnahmen) orien-
tiert. Am finanziellen Hauptproblem dieser
beiden Versicherungen, das sich aus dem de-
mografischen Umbruch ergibt, würde sich da-
durch freilich nichts ändern; dies lässt sich
durch eine prozentuale Beteiligung des Staates
an den Ausgaben der Versicherungen nicht aus
der Welt schaffen.Zumindest aber würden eine
separate und transparente Verbuchung der
Sozialversicherungen sowie klare Finanzie-
rungsregeln eine wichtige Grundlage für eine
nachhaltige Sozial- und damit auch Finanz-
politik bilden.
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tion. Für die Berechnungen wurde ein durch-
schnittliches reales Wachstum von einem Pro-
zent pro Jahr unterstellt. Bereits ein leicht ra-
scheres Wachstum von 1,5% würde genügen,
um die Nachhaltigkeitslücke zu schliessen.
Allerdings wird die implizite Staatsschuld in
dieser Studie unterschätzt, da sie jene implizite
Schuld, die sich aus der Deckungslücke der öf-
fentlichen Pensionskassen ergibt und auf über
60 Milliarden Franken geschätzt wird, ausser
Acht lässt. Insofern würde auch ein reales
Wachstum von 1,5% pro Jahr noch nicht ge-
nügen, um die derzeitige finanzpolitische Si-
tuation als nachhaltig erscheinen zu lassen.

Finanzreferendum als Ausgabenbremse:
Ein Finanzreferendum dürfte die eidgenös-

sische Finanzpolitik stärker auf die Wünsche
der Bürger ausrichten. Entsprechend der empi-
rischen Evidenz aus den Schweizer Kantonen
und Gemeinden sind obligatorische Finanzre-
ferenden mit signifikant niedrigeren Ausgaben,
Einnahmen und Staatsschulden verbunden.
Ein Finanzreferendum ist somit als ergänzen-
des Instrument zur Schuldenbekämpfung auf
Bundesebene prinzipiell geeignet. Eine Mög-
lichkeit wäre ein fakultatives Referendum für
neue, einmalige und wiederkehrende Aus-
gaben mit einem Unterschriftenquorum von
50 000 Stimmberechtigten (wie beim fakulta-
tiven Gesetzesreferendum). Die Betragsgrenze
sollte sich am Durchschnitt der vorherigen
Jahre orientieren und könnte z.B. 0,4% bei ein-
maligen und 0,04% bei wiederkehrenden Aus-
gaben betragen. Dies würde derzeit etwa 200
bzw.20 Millionen Franken entsprechen.Es wä-
re wünschenswert, ausserdem einer Minder-
heit beider Kammern die Möglichkeit zu ge-
ben, das Finanzreferendum auszulösen.

Bei der Übertragung der kantonalen Erfah-
rungen auf die Bundesebene stellen sich gerin-
gere Probleme als erwartet. Dass der Bund 
in stärkerem Masse Transferausgaben tätigt,
dürfte nicht allzu problematisch sein. Direkt-
demokratische Entscheidungen sind nach 
Erfahrungen in den Vereinigten Staaten und
den Schweizer Kantonen dazu geeignet,Vertei-
lungsmassnahmen zu entscheiden. Das Pro-
blem der Überregulierung, wonach die Bürger
Leistungsgesetze beschliessen, die dazu gehö-
renden Finanzierungsbeschlüsse aber ableh-
nen würden, könnte auftreten, muss aber nicht
bedeuten, dass die Bürger sich irrational ver-
halten, sondern könnte sich daraus ergeben,
dass sie auf sparsameren Projekten bestehen.
Eine Blockadepolitik ist vom Finanzreferen-
dum kaum zu erwarten. Schliesslich sind von
einem Finanzreferendum Einspareffekte zu
erwarten, weil eine Reihe von Infrastruktur-
massnahmen und Subventionen auf der Bun-
desebene derzeit nicht der Finanzierungsge-
nehmigung durch das Volk unterstellt ist.
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Die Entwicklung der Bundesfinanzen stellt
die Politik vor erhebliche Herausforderungen.
Nachdem mit Hilfe des «runden Tischs» das De-
fizitregime der Neunzigerjahre überstanden
schien, im Jahr 2000 ein deutlicher Überschuss
erwirtschaftet wurde und mit der Einführung
der Schuldenbremse ein Instrument gefunden
schien, mit welchem die Bundesfinanzen lang-
fristig im Gleichgewicht gehalten werden kön-
nen, ergab sich bereits im Jahr 2001 wieder ein
erhebliches Defizit, welches seitdem anhält, in
diesem Jahr sein Maximum erreichen dürfte
und nach der Finanzplanung des Bundes zu-
mindest noch bis zum Jahr 2007 anhalten wird.
Zwar ist,gemessen an den Quoten der Jahre 1990
bis 1993, die Defizitquote noch vergleichsweise
gering. Da aber die Schulden des Bundes seit
1990 stark zugenommen haben, sind auch ge-
ringere Defizite heute problematisch. Schliess-
lich hat sich die Schuldenquote seit damals fast
verdoppelt und dem Maastricht-Kriterium von
60 Prozent des Bruttoinlandprodukts stark an-
genähert.

Gleichzeitig sind in den letzten Jahrzehnten
die Staatsausgaben, aber auch die Belastung der
Bevölkerung mit Steuern und vor allem mit Ab-
gaben stark angestiegen. Ein Ausgleich der Defi-
zite auf der Einnahmenseite, wie er noch im Jahr
1994 durch die im Jahr davor von den Stimm-
bürgern genehmigten Beschlüsse der Einfüh-
rung der Mehrwertsteuer und der Erhöhung der
Mineralölsteuer möglich war, trifft heute nicht
nur auf stärkeren politischen Widerstand, son-
dern ist auch aus der Sicht der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz bedenklicher.
Da andererseits insbesondere als Folge der de-
mografischen Entwicklung die vom Bund zu lei-
stenden Übertragungen – ceteris paribus – stei-
gen werden, ist eine Anpassung der übrigen
Ausgaben erforderlich, soll die Staatsquote nicht
weiter steigen. Dass sie aber nicht unbegrenzt
weiter steigen kann, dürfte offensichtlich sein,
auch wenn man die heutige Situation noch nicht
als bedenklich ansieht.

In den letzten Jahrzehnten wurde, wie in Ka-
pitel 3 dieses Berichts gezeigt wird, diese Anpas-
sungsleistung im Wesentlichen von den Ausga-
ben für die Landesverteidigung erbracht, deren
Anteil an den Ausgaben des Bundes massiv zu-
rückging. In der Zukunft kann diese Anpas-
sungsleistung zumindest nicht mehr in glei-
chem Masse darüber erfolgen. Sollen die
Investitionen nicht zurückgedrängt werden, die
– nach allgemeiner Auffassung – für die wirt-
schaftliche Entwicklung wichtiger sind als die
Übertragungen oder der Staatskonsum, müssen

1. Einleitung

bei Letzteren Abstriche vorgenommen werden.
Solche Abstriche können für die Betroffenen
schmerzhaft sein, und sie sind, insbesondere in
der direkten Demokratie, politisch nicht einfach
durchzusetzen.

In der Bevölkerung herrscht gelegentlich der
Eindruck, dass zum einen die Leistungen, wel-
che der Staat für seine Bürgerinnen und Bürger
erbringt, zurückgehen, zum anderen die Belas-
tung durch Steuern und Abgaben laufend zu-
nimmt. Der Eindruck des Leistungsabbaus mag
mit der Umwandlung öffentlicher Unterneh-
men in (formal) private Gesellschaften zu-
sammenhängen, die zumindest teilweise dem
Wettbewerb ausgesetzt sind und dabei auch
Leistungen, die jetzt nicht mehr subventioniert
werden, abbauen müssen und mussten. Er
könnte aber auch damit zusammenhängen, dass
zumindest beim Bund der Anteil des Staatskon-
sums an seinem Haushalt stark zurückgegangen
ist,während die Übertragungen erheblich an Be-
deutung gewonnen haben. Der gleichzeitige
Ausbau des Personalbestands spricht freilich
eher gegen diese Vermutung.

Angesichts dieser Situation beschloss die
Kommission für Konjunkturfragen zu Beginn
dieses Jahres, den diesjährigen Jahresbericht un-
ter das Thema der Nachhaltigkeit der Bundes-
finanzen zu stellen. Dies bedeutet, dass ausser
dem Berichtsteil (Kapitel 2), der wie auch in den
vorhergehenden Jahren die Situation und die
Aussichten der schweizerischen Volkswirtschaft
darstellt und erläutert,die übrigen Teile sich dem
Thema der öffentlichen Finanzen widmen.

Hierzu erfolgt zunächst im 3. Kapitel eine Be-
standsaufnahme der Entwicklung der öffent-
lichen Finanzen in der Schweiz seit dem Jahr
1960. Wir unterscheiden zwischen den Ebenen
des Bundes, der Kantone und der Gemeinden,
auf der Ausgabenseite zwischen staatlichem
Konsum, staatlichen Investitionen, Übertragun-
gen und Zinszahlungen, und bei den Einnah-
men zwischen (direkten und indirekten) Steu-
ern und Vermögenserträgen. Zudem wird die
Entwicklung der Schulden erfasst.

In einem zweiten Schritt werden – ent-
sprechend dem Auftrag der Kommission für
Konjunkturfragen als einer Kommission des
Bundesrates – die Bundesfinanzen detaillierter
betrachtet. Dabei geht es wiederum um eine 
aggregierte Betrachtung nach Ausgabenkate-
gorien. Auch ist interessant, wie sich die Finan-
zen des Bundes im Vergleich zu jenen der Kan-
tone und Gemeinden entwickelt haben. Danach
betrachten wir im dritten Schritt einzelne Aus-
gabenbereiche, wie z.B. die Landwirtschaft oder
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die Landesverteidigung, um zu sehen, inwie-
weit sich für diese Bereiche Abweichungen von
der allgemeinen Entwicklung eingestellt haben.
Schliesslich stellen wir die Entwicklung der
Beschäftigung im Bund sowie im öffentlichen
Dienst insgesamt dar. Wie die Staatsquote ist
auch die Beschäftigungsquote ein Indikator für
den Einfluss des Staates auf die private Wirt-
schaft. Da die beiden Quoten unterschiedliche
Vor- und Nachteile haben, macht es Sinn, beide
zu betrachten und deren Entwicklung mitein-
ander zu vergleichen.

Eine detaillierte Beschreibung der histori-
schen Entwicklung lässt Trends erkennen, er-
möglicht aber weder deren Einschätzung noch
können daraus politische Massnahmen direkt
abgeleitet werden. Daher werden in Kapitel 4
einzelne Themen bearbeitet, die hier Hilfe-
stellung leisten können. Zunächst wird das Ver-
hältnis zwischen der staatlichen Aktivität und 
der wirtschaftlichen Entwicklung untersucht.
Schliesslich sind die Höhe der Staatsquote und
deren Auswirkung auf das Wirtschaftswachs-
tum gerade auch in der Schweiz ein politisch
umstrittenes Thema. Zwar ist weder bestritten,
dass eine ständig wachsende Staatsquote negati-
ve Auswirkungen hat,noch,dass das «Preis-Leis-
tungs-Verhältnis» für die Auswirkungen der
staatlichen Aktivität auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung wesentlich ist, aber ob – gegeben das
heutige Preis-Leistungs-Verhältnis – die Staats-
quote der Schweiz (schon) zu hoch ist, darüber
lässt sich streiten. Die empirischen Arbeiten, die
hierzu vorliegen, sind wenig eindeutig. In Kapi-
tel 4.1 geht es daher neben der Darlegung eini-
ger grundsätzlicher Überlegungen vor allem
darum, die existierende empirische Literatur
zusammenzufassen und aufzuzeigen, was die
Gründe für die sehr unterschiedlichen Ergeb-
nisse sein können.

Unabhängig davon, ob das heutige Ausmass
der staatlichen Aktivität beibehalten, ausgewei-
tet oder verringert werden soll, stellt sich die Fra-
ge, ob es nachhaltig, d.h. überhaupt langfristig
durchzuhalten ist, oder ob eine «Nachhaltig-
keitslücke» besteht. Diese Frage kann weder mit
einem Blick auf das Budgetdefizit noch auf den
Schuldenstand wirklich beantwortet werden,
selbst wenn man deren langfristige Entwicklung
betrachtet, da die Antwort wesentlich von An-
nahmen über die wirtschaftliche Entwicklung,
die Diskontrate und die zu erwartende Migra-
tion abhängt. Die Generationenbilanzierung,
die in Kapitel 4.2 vorgestellt wird und deren Er-
gebnisse für die Schweiz dort diskutiert werden,
ist ein Verfahren, welches zumindest eine ten-
denzielle Antwort auf die Frage nach der Nach-
haltigkeit der öffentlichen Finanzen ermöglicht.

Wenn die Expansion der staatlichen Ausga-
ben eingeschränkt werden soll, macht es Sinn,
nach zusätzlichen neuen Instrumenten zu fra-
gen, die dabei helfen könnten. Ein solches Ins-

trument ist das Ausgabenreferendum.Dieses In-
strument war im Jahr 1995 vom Bundesrat in
seinem Vorschlag zur Reform der Volksrechte
enthalten, fand dann aber im Parlament keine
Unterstützung. Inzwischen scheint die Unter-
stützung sowohl im Parlament als auch bei be-
stimmten Interessengruppen deutlich gewach-
sen zu sein. Daher ist die Möglichkeit, dass es in
den nächsten Jahren eingeführt wird,nicht mehr
völlig von der Hand zu weisen. Kapitel 4.3 ar-
beitet nicht nur die Erfahrungen auf,die mit die-
sem Instrument in Kantonen und Gemeinden
gemacht wurden, sondern diskutiert auch Vor-
teile und Probleme eines solchen Referendums
sowie die Möglichkeiten seiner Ausgestaltung
auf Bundesebene.

Schliesslich geht es um ein Problem, welches
zunächst als ein rein statistisches erscheinen
könnte: die Frage, wie die staatlichen Sozialver-
sicherungen in der Staatsrechnung behandelt
werden sollen. Es wäre vermutlich sinnvoll und
böte eine bessere Grundlage für politische Ent-
scheidungen, wenn die Konten der staatlichen
Sozialversicherungen AHV und IV stärker ge-
trennt von den Konten der öffentlichen Haus-
halte geführt würden; separate Konten führen
tendenziell zu mehr Transparenz und bilden so-
mit eine bessere Grundlage für eine nachhaltige
Finanz- und Sozialpolitik. Daher wird in Kapitel
4.4 die Entflechtung der Haushalte der Sozial-
versicherungen und der Gebietskörperschaften
diskutiert, aber auch eine mögliche Neugestal-
tung der Übertragungen des Bundes an die So-
zialversicherungen AHV und IV, insbesondere
eine Ablösung der bisherigen Subventionen
durch Mehrwertsteuerprozente.

In diesem Jahresbericht «fehlt» eine Diskus-
sion der Schuldenbremse, des wohl wichtigsten
im Bund derzeit zur Verfügung stehenden 
Instruments zur Förderung der Nachhaltigkeit
seiner Finanzen. Dies hat zwei Gründe. Zum ei-
nen wurde in Kapitel 3.3 des Jahresberichts 2002
bereits ausführlich darauf eingegangen, auch im
Vergleich mit den entsprechenden kantonalen
Institutionen. Die empirische Evidenz, die da-
mals hierzu vorlag, wurde dort vorgestellt, und
sie wird durch einige neuere Arbeiten zu diesem
Thema weiter gestützt. Zweitens wurde die ur-
sprünglich für das Jahr 2003 anvisierte volle
Wirksamkeit der Schuldenbremse vom Parla-
ment im Jahr 2003 durch den Erlass einer Über-
gangsregelung auf das Jahr 2007 verschoben,um
in der Zwischenzeit das strukturelle Defizit
schrittweise abtragen zu können.Obwohl sie be-
reits im Jahr 2001 von den Stimmbürgern gut-
geheissen wurde und auch wenn Bemühungen
erkennbar sind, ihre Vorgaben zu erfüllen, kann
daher bis heute nicht abgeschätzt werden, in-
wieweit die Schuldenbremse die in sie gesetzten
Erwartungen tatsächlich erfüllen wird. Insofern
schien uns  eine Diskussion dieses Instruments
in diesem Jahresbericht nicht erforderlich.
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2.1 Weltwirtschaftliche Lage 
und Aussichten

2.1.1 Übersicht über die konjunkturelle
Entwicklung 2001–2003

Das Weltwirtschaftswachstum hat die seit
2001 andauernde Schwächephase in der 2. Jah-
reshälfte 2003 überwunden. Der weltweite
Konjunkturabschwung im Jahr 2001 mit rück-
läufigen Ausrüstungs- und Lagerinvestitionen
sowie abnehmenden Ein- und Ausfuhren wich
zwar bereits Ende desselben Jahres einer wie-
der merklich zunehmenden gesamtwirtschaft-
lichen Produktion.Diese Erholung konnte sich
jedoch nicht festigen. Ende 2002 kam es er-
neut zu einer Abschwächung, die auch in der
1. Hälfte 2003 anhielt. Nach der Jahresmitte
zogen dann die Exporte spürbar an. Auch die
Ausrüstungsinvestitionen nahmen in einzel-
nen Volkswirtschaften kräftig zu bzw. zeigten
deutliche Anzeichen einer Stabilisierung. Ins-
besondere in den USA stieg zudem der private
Konsum stark an, sodass das Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) deutlich expandierte. China ver-
zeichnete ebenfalls ein kräftiges Wirtschafts-
wachstum. Von dieser erhöhten Nachfrage
vermochten vor allem Japan und andere asia-
tische Staaten zu profitieren, aber auch die
europäischen Länder. Der Zuwachs der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion in der EU
verstärkte sich allerdings nur wenig. Dyna-
misch verlief die Wirtschaftsentwicklung in
den Ländern Mittelosteuropas.

Mit dem Ende des Irak-Kriegs und der
Überwindung der SARS-Epidemie, die vor 
allem einzelnen asiatischen Volkswirtschaften
zugesetzt hatte, waren die Belastungen für die
Weltwirtschaft in der 2. Hälfte 2003 deutlich
geringer geworden. Die meisten Aktienmärkte
schlossen das vergangene Jahr mit kräftigen
Kursgewinnen ab, nachdem die Notierungen
im März noch neue Tiefstände erreicht hatten.
Der Preisrückgang beim Rohöl im Frühjahr war
hingegen nur vorübergehend; bereits im Som-
mer 2003 ist er wieder deutlich angestiegen.
Seitdem hat sich die Aufwärtsentwicklung fort-
gesetzt.

2.1.2 Wirtschaftslage 2003
USA

Die Expansion der Volkswirtschaft hat sich
im Verlauf des Jahres 2003 merklich beschleu-
nigt. Für das Gesamtjahr resultierte ein BIP-
Zuwachs von 3,0 %, nach 1,9 % im Vorjahr. So
setzten die Ausrüstungsinvestitionen bereits
im 1. Quartal zu einer Erholung an. Zudem

ging eine seit 2001 andauernde Phase rückläu-
figer oder nur leicht zunehmender Exporte im
2. Halbjahr 2003 zu Ende. Schliesslich weiteten
sich die privaten Konsumausgaben, die bereits
während des Konjunkturabschwungs infolge
einer sehr expansiven Wirtschaftspolitik relativ
deutlich zugenommen hatten, überaus kräftig
aus. Dies war hauptsächlich auf die im 3. Quar-
tal wirksam werdenden Einkommenssteuer-
senkungen zurückzuführen. Die Auswirkungen
der seit Ende 2001 wieder aufwärts gerichteten
gesamtwirtschaftlichen Produktion auf den
Arbeitsmarkt waren jedoch bescheiden. Lag
die Arbeitslosenquote im Durchschnitt des
Jahres 2002 bei 5,8 %, stieg sie bis Juni 2003 auf
6,3 %, bevor sie bis Dezember auf 5,7 % sank.
Dieser Rückgang war aber primär eine Folge
der abnehmenden Arbeitsmarktbeteiligung.
Die Beschäftigung nahm nur wenig zu.

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der An-
stieg der Konsumentenpreise 2003 erhöht. Die
durchschnittliche Jahresteuerung lag bei 2,2 %,
nach 1,7 % im Jahr 2002. Im Jahresverlauf
schwächte sich der Preisdruck jedoch ab, von
2,6 % im Januar auf noch 1,8 % Ende Jahr. Die
um die volatilen Komponenten Nahrungsmit-
tel und Energie bereinigte Kernrate bildete sich
sogar von 1,9 % Anfang Jahr auf 1,1 % im De-
zember zurück.

EU
Die Ende 2002 eingetretene Stagnations-

phase wich im 2. Halbjahr 2003 einer Bele-
bung. Das BIP weitete sich 2003 um 0,8 % aus,
nach 1,0 % im Vorjahr. Als Motor für die Zu-
nahme der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion erwies sich hauptsächlich die Erholung
der Exporte. Das sich verbessernde internatio-
nale Umfeld hat dazu beigetragen, dass die
Ausrüstungsinvestitionen ebenfalls wieder an-
stiegen.Wenig Unterstützung für die Erholung
kam vom privaten Konsum. Nach einem
schwachen Zuwachs im 1. Halbjahr expandier-
te der Konsum auch in der 2. Jahreshälfte nur
leicht stärker. Hinter dem EU-Aggregat ver-
bergen sich allerdings deutliche Divergenzen
zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten.
Während in Deutschland der private Konsum
in dieser Zeit zurückging, weiteten beispiels-
weise die privaten Haushalte in Grossbritan-
nien ihre Ausgaben merklich aus, stimuliert
durch einen anhaltenden Anstieg der Immo-
bilienpreise sowie eine Verbesserung der ohne-
hin bereits günstigen Arbeitsmarktlage. In
Deutschland hingegen nahm die Beschäfti-
gung weiter ab, und die Arbeitslosenquote

2. Wirtschaftslage und Makropolitik
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erhöhte sich von 8,7 % im Jahresdurchschnitt
2002 auf 9,6 % Ende 2003. In der EU insgesamt
stabilisierte sich die Arbeitsmarktlage. Stieg die
Arbeitslosenquote von 7,3 % im Sommer 2001
auf 7,9 % eineinhalb Jahre später an, verharrte
sie seit April 2003 bei 8,1 %.

Nachdem sich die Konsumentenpreise An-
fang 2003 leicht erhöht hatten, hauptsäch-
lich bedingt durch die unter anderem infolge
des Irak-Konflikts anziehenden Rohölnotie-
rungen, schwächte sich der Preisdruck im wei-

teren Jahresverlauf etwas ab. Erreichte die
Teuerung im Frühjahr 2003 2,3 % (Euro-
Raum: 2,4 %), ging sie bis Dezember wieder
auf 1,8 % zurück (Euro-Raum: 2,0 %). Die
Entwicklung der um die Komponenten Nah-
rungsmittel, Energie, Tabak und Alkohol be-
reinigten Kernrate verlief ähnlich. Lag sie An-
fang 2003 bei 1,8 %, wurden für Dezember
1,4 % berechnet.

Neue Mitgliedsländer der EU
Die Wirtschaftsaktivitäten in den mittelost-

europäischen Ländern1, die per 1. Mai 2004 zu-
sammen mit Malta und Zypern der EU beige-
treten sind, haben im Verlauf des Jahres 2003
an Dynamik gewonnen. Während die Eintrü-
bung der Konjunkturlage in den Haupthan-
dels- und Investorenländern im 1. Halbjahr
2003 Spuren in den Export- und Investitions-
zahlen hinterliess, schlug sich nach der Jahres-
mitte die anziehende Konjunktur in den Ab-
nehmerländern rasch in einem Anstieg der
gesamtwirtschaftlichen Produktion nieder. Als
eigentliche Konjunkturstütze erwies sich in den
meisten Volkswirtschaften aber die private
Konsumnachfrage.

Japan
Die Wirtschaftslage in Japan hat sich im

Verlauf von 2003 belebt, sodass nach dem BIP-
Rückgang von 0,3 % im Jahre 2002 im Jahre
2003 ein Wachstum von 2,5 % zu verzeichnen
war. Als Hauptquelle dieser Entwicklung er-
wiesen sich die kräftig wachsenden Ausfuhren.
Dabei konnte die Exportwirtschaft insbeson-
dere von der starken Nachfrage aus den asiati-
schen Nachbarländern profitieren, aber auch
die Lieferungen in die USA und die EU stiegen
an. Im Sog der deutlich anziehenden Exporte
ist ebenfalls eine Erholung der Ausrüstungs-
investitionen in Gang gekommen. Zudem stieg
auch die Konsumnachfrage – nach einer
Schwächephase im 1. Halbjahr – ab der Jahres-
mitte etwas beschleunigt an. Die Entwick-
lung am Arbeitsmarkt dürfte leicht stützend
gewirkt haben. So ist der Beschäftigungsrück-
gang im Verlauf von 2003 praktisch zum Still-
stand gekommen. Die Verringerung der Ar-
beitslosenquote von 5,5 % Anfang 2003 auf
4,9 % im Dezember ist allerdings hauptsäch-
lich auf ein sinkendes Arbeitsangebot zurück-
zuführen.

Die Entwicklung der Konsumentenpreise
bot ebenfalls wenig Anreize zum zeitlichen
Aufschub der Konsumnachfrage. Betrug die
Deflation im Durchschnitt 2002 noch 0,9 %,
schwächte sich der Preisrückgang im vergan-
genen Jahr auf 0,3 % ab. Dahinter verbirgt sich
eine Reihe von Sonderfaktoren, wie eine Er-
höhung der Tabaksteuer, Veränderungen in
der Krankenversicherung und ein kräftiger
Anstieg der Reispreise.
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1 Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakische Republik,
Slowenien, Tschechische Republik und Ungarn.

Grafik 2.1: USA – Entwicklung des realen BIP

Quelle: OECD

Grafik 2.2: EU(15) – Entwicklung des realen BIP

Quelle: OECD

Grafik 2.3: Japan – Entwicklung des realen BIP

Quelle: OECD
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hatte die Europäische Zentralbank den geld-
politischen Kurs in der 1. Jahreshälfte 2003
zusätzlich gelockert, die Realzinsen bewegen
sich seitdem ebenfalls nahe null. Andererseits
wirkte sich die deutliche Aufwertung des han-
delsgewichteten Aussenwerts des Euro im Jahr
2003 restriktiv auf die monetären Rahmenbe-
dingungen aus. Nicht zuletzt angesichts einer
sich abzeichnenden eher moderaten konjunk-
turellen Erholung wird die Zinswende im Eu-
ro-Raum erst im Verlauf von 2005 erwartet. In
Japan war der Tagesgeldsatz bereits nahe der
Nulllinie, und die monetären Behörden waren
bestrebt, die expansive Ausrichtung der Geld-
politik beizubehalten. Dieser Kurs dürfte 2004
und im kommenden Jahr fortgesetzt werden.

Die Finanzpolitik, die im Falle der USA
auch im laufenden Jahr konjunkturstützend
und in der EU annähernd neutral ausgerichtet
ist, dürfte 2005 eine Straffung erfahren. Nach
der kräftigen Lockerung des finanzpolitischen
Kurses in den letzten Jahren und der Auswei-
tung des Staatsdefizits auf 3,5 % des BIP im
Jahr 2003 wird er in den USA im kommenden
Jahr restriktiv ausgerichtet sein. In der EU, wo
nahezu die Hälfte der Mitglieder im Jahr 2003
Fehlbeträge im Staatshaushalt von über den im
Maastricht-Vertrag vereinbarten 3 % des BIP
aufwiesen und eine Konsolidierung der öffent-
lichen Finanzen anstreben (müssen), sind für
das laufende Jahr kaum noch Anregungen zu
erwarten. Im kommenden Jahr dürfte sich der
finanzpolitische Kurs restriktiv auswirken. In
Japan wird vor dem Hintergrund einer Staats-
verschuldung, die über 165 % des BIP beträgt,
weiterhin ein tendenziell leicht restriktiver
finanzpolitischer Kurs verfolgt.

2.1.4 Entwicklung 2004 und Aussichten 2005
Die Erholung der internationalen Kon-

junktur hat sich in der 1. Jahreshälfte 2004 fort-
gesetzt. Dank eines breit abgestützten Wirt-
schaftswachstums in den USA hält die von der
Exportwirtschaft ausgehende Konjunkturer-
holung in der EU und Japan an. Die im Som-
mer vorliegenden Prognosen einiger öffent-
licher Institutionen gehen von einem leicht
beschleunigten Wachstum in der EU aus. Die
OECD-Sammelindizes der vorlaufenden Indi-
katoren deuten jedoch auf eine Verlangsamung
der Wachstumsdynamik in allen drei Wirt-
schaftsräumen hin. So nimmt die 6-Monats-
veränderungsrate der Indizes seit einigen Mo-
naten ab.

Gemäss Umfrageergebnissen hat sich das
Vertrauen in der Industrie und bei den Konsu-
menten seit einem Tief Mitte 2003 erholt. In
den letzten Monaten hat sich die Zuversicht
der Konsumenten allerdings nicht weiter ver-
bessert. Etwas optimistischer zeigen sich die
Industrie- und Dienstleistungsunternehmen.
Demgegenüber weisen die Aktienkurse wieder

Weitere Regionen
Ähnlich wie in Japan hat sich das Wirt-

schaftswachstum in den Schwellenländern
Asiens im 2. Halbjahr 2003 deutlich beschleu-
nigt. Einerseits ist diese Entwicklung auf die
wieder stark steigenden Exporte zurückzufüh-
ren. Andererseits hat sich in der überwiegen-
den Zahl der Staaten der private Konsum be-
lebt, nachdem der epidemische Ausbruch der
Lungenkrankheit SARS relativ rasch unter
Kontrolle gebracht worden war.

In Lateinamerika stabilisierte sich die Kon-
junkturlage. Die gestiegene Nachfrage in Asien
und den USA führte zu einer spürbaren Bele-
bung der Exporte. Zudem stiegen die Export-
preise (auch ohne Berücksichtigung des Erd-
öls) im Durchschnitt stärker als jene der
Importe, sodass sich die Terms of Trade der Re-
gion verbesserten. Die Volkswirtschaften Ar-
gentiniens und Venezuelas konnten sich weiter
von den zuvor erfolgten Einbrüchen erholen.

2.1.3 Wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen
In der Wirtschaftspolitik zeichnet sich eine

Wende ab, sowohl in der Geld- wie auch Fi-
nanzpolitik. Im Jahr 2003 wurde der Expan-
sionsgrad der Geldpolitik in den drei grossen
Wirtschaftsregionen USA, EU und Japan noch
etwas erhöht. Im laufenden Jahr erfolgte eine
Zinswende in den USA; im Euro-Raum wird
eine solche im späteren Verlauf von 2005 er-
wartet. Nur in Japan dürften die monetären
Behörden den bisherigen expansiven Kurs auch
im nächsten Jahr beibehalten.

Die Bank of England hat als erste bedeu-
tende Zentralbank im November 2003 eine
Zinswende eingeleitet.2 Das Fed folgte im Juni
des laufenden Jahres und straffte den geldpo-
litischen Kurs nochmals leicht im August. Die
Realzinsen befinden sich aber nach wie vor im
negativen Bereich, und es muss weiterhin von
einer expansiven Geldpolitik gesprochen wer-
den. Eine weitere Rücknahme des geldpoliti-
schen Expansionsgrades in diesem und im
nächsten Jahr ist zu erwarten. Im Euro-Raum2 Siehe auch Kapitel 2.5.
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Grafik 2.4: OECD-Sammelindizes vorlaufender Indikatoren 
(6-Monatsveränderungsrate in Prozent, annualisiert)

Quelle: OECD
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Die konjunkturelle Belebung in Japan, eben-
falls induziert durch anziehende Exporte, in
deren Folge auch die Ausrüstungsinvestitionen
anstiegen, dürfte sich fortsetzen. Nach den be-
reits sehr hohen Zuwachsraten 2003 und An-
fang 2004 ist für die nächsten Quartale jedoch
mit einer Normalisierung zu rechnen. Nach
einem Beschäftigungsaufbau in diesem Jahr
dürften mit Nachlassen der Export- und Inves-
titionsimpulse auch die Beschäftigungseffekte
wieder schwächer werden. Es wird daher nur
eine temporäre Belebung der privaten Kon-
sumnachfrage erwartet, und die japanische
Konjunktur bleibt auf Aussenimpulse ange-
wiesen.

Auch in den anderen Ländern Asiens ist der
Export weiterhin eine treibende Kraft, aber 
die Binnennachfrage dürfte ebenfalls lebhaft
bleiben. In China hat die Sorge um mögliche
konjunkturelle/sektorelle Überhitzungserschei-
nungen dazu geführt, dass mehr Gewicht auf
ein ausgewogenes Wachstum gelegt wird. Das
Wachstum dürfte sich deshalb etwas verlang-
samen. Umgekehrt kann für Lateinamerika 
vor dem Hintergrund des günstigen weltwirt-
schaftlichen Umfelds eine leichte Beschleuni-
gung der wirtschaftlichen Expansion erwartet
werden dank einer weiteren binnenwirtschaft-
lichen Stabilisierung.

In vielen Regionen der Welt ist der Export
weiterhin die treibende Kraft des Wirtschafts-
wachstums. Gerade auch in der EU und Japan
scheinen die inländischen Auftriebskräfte noch
schwach zu sein, sodass beide Wirtschaftsräume
verletzlich für externe Schocks sind, wie bei-
spielsweise einen lang anhaltend hohen Roh-
ölpreis.

2.2 Lage der schweizerischen 
Wirtschaft und Aussichten

2.2.1 Einleitung
Nachdem bereits im Laufe des Jahres 2000

erste Abschwächungstendenzen zu beobachten
gewesen waren, trübte sich die konjunkturelle
Lage in der Schweiz im 1. Halbjahr 2001 ein.
Eine wesentliche Ursache dieser konjunktu-
rellen Verschlechterung war die Abkühlung der
Weltkonjunktur, die zu einem Rückgang der
Schweizer Exporte3 geführt hat. Die Absatz-
probleme der Exporteure übertrugen sich über
den Kapazitätszusammenhang auf die Schwei-
zer Binnenwirtschaft: Aufgrund der schlechter
ausgelasteten Kapazitäten wurden die Unter-
nehmen sowohl bei ihren Investitionen als 
auch bei der Einstellung von Personal zurück-
haltender. Die Investitionstätigkeit nahm ab.4

Ende 2001 setzte ein Beschäftigungsrückgang
ein. Die Inlandnachfrage wurde schwächer.

Neben der internationalen Konjunkturab-
schwächung wurde die Schweizer Wirtschaft
von weiteren bedeutenden Ereignissen in be-

eine Abwärtstendenz auf, während der Rohöl-
preis angestiegen ist. Das Fass Öl wird im Som-
mer 2004 deutlich über 40 US-Dollar gehan-
delt.

Die Expansion der US-Wirtschaft setzt sich
im laufenden Jahr und 2005 fort. Die seit dem
1. Quartal 2003 zu beobachtende Erholung der
Ausrüstungsinvestitionen dürfte anhalten. Die
verbesserte Finanzlage der Unternehmen und
positive Absatzaussichten sowie nach wie vor
günstige Finanzierungsbedingungen lassen eine
weitere Zunahme der Unternehmensinvesti-
tionen erwarten.Ende des laufenden Jahres fal-
len temporäre Steuererleichterungen zuguns-
ten von Unternehmen weg. Die Finanzpolitik
wird sich 2005 auch dämpfend auf den priva-
ten Konsum auswirken. Eine graduelle Zunah-
me der Beschäftigung dürfte aber die private
Konsumnachfrage stützen. Die Verlaufswachs-
tumsrate des BIP, die ausgehend von einer Si-
tuation der Unterauslastung noch Anfang 2004
über dem Potenzialwachstum lag, wird sich
tendenziell in Richtung Potenzialwachstum
abschwächen.

Nach der relativ moderaten Erholung der
gesamtwirtschaftlichen Produktion in der EU
im 2. Semester 2003 hat sich das Wirtschafts-
wachstum Anfang 2004 etwas beschleunigt.
Der weltweite Konjunkturaufschwung und 
das Ende des Rückgangs bei den Ausrüstungs-
gütern lassen eine Fortsetzung der von den Ex-
porten getragenen Erholung erwarten, wenn-
gleich sich diese aussenwirtschaftliche Impulse
nicht zuletzt infolge der erwarteten Verlang-
samung des Wirtschaftswachstums in den USA
verringern dürften. Verbunden mit günstigen
Finanzierungsbedingungen werden die von der
Exportwirtschaft ausgehenden stimulierenden
Wirkungen auf die Investitionstätigkeit anhal-
ten. Schliesslich dürfte das anziehende Wirt-
schaftswachstum allmählich auf den Arbeits-
markt übergreifen.Während eine zunehmende
Beschäftigung die private Konsumnachfrage
stützt, sind belastende Auswirkungen von den
bereits umgesetzten bzw.angekündigten Refor-
men der Sozialwerke zu erwarten. Dies trifft
insbesondere für Deutschland zu, wo das zeit-
weise Hin und Her in der Reformpolitik zu
einer Verunsicherung der Wirtschaftsakteure
beigetragen haben dürfte. Trotz deutlicher Er-
holung im deutschen Exportsektor muss wei-
ter von einer nur schwachen Belebung der pri-
vaten Konsumnachfrage ausgegangen werden.
Demgegenüber ist eine anhaltend dynamische
Entwicklung in den neuen Mitgliedsländern
der EU zu erwarten. Nebst einer beschleunig-
ten Zunahme der Exporte und Anlageinvesti-
tionen dürfte auch der Anstieg der privaten
Konsumausgaben eine wichtige Konjunktur-
stütze bleiben. Die Verlaufswachstumsrate des
BIP der EU insgesamt dürfte sich in der Nähe
des Potenzialwachstums bewegen.

3 Die Komponenten des Bruttoinlandprodukts sind –
wenn nicht anders erwähnt – preisbereinigt (zu Preisen
von 2000) sowie saisonbereinigt. Die Exporte und Im-
porte wurden um die nicht konjunkturrelevanten Aus-
fuhren und Einfuhren von Edelmetallen, Edel- und
Schmucksteinen sowie Kunstgegenständen und Anti-
quitäten bereinigt. Diese Bereinigung ist BIP-neutral.

4 Im Bereich der Investitionen in Informations- und Kom-
munikationstechnologie spielten zudem der weit fort-
geschrittene Aufbau der IT-Kapazität, enttäuschte
Erwartungen (Internet u.a.) sowie der langsamere
technologische Wandel eine Rolle.
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dürfte die Entwicklung bei den Exporten von
Investitionsgütern durch die Reexporte von
Verkehrsflugzeugen im Rahmen von Flotten-
erneuerungen der Swiss etwas überzeichnet
worden sein (vgl. Kap. 2.3.4).

Zu Beginn des laufenden Jahres begann sich
die Zunahme der Warenexporte abzuschwä-
chen. Diese Abschwächung darf aber nur teil-
weise als durch konjunkturelle Fundamental-
faktoren bedingt (z. B. Dollarabwertung) inter-
pretiert werden, sie ist auch auf Sondereffekte
in den Verwendungszweckgruppen Konsum-
güter5 bzw. Investitionsgüter6 zurückzuführen.

Die Dienstleistungsexporte wiesen im 3.und
4. Quartal 2003 eine lebhafte Entwicklung auf.
Dies dürfte einerseits auf die infolge der stei-
genden Aktienkurse höheren Kommissionser-
träge der Schweizer Banken aus dem Geschäft
mit ausländischen Kunden zurückzuführen
sein. Anderseits wird ein Normalisierungseffekt
im Fremdenverkehrsbereich eine gewisse Rolle
gespielt haben (Ende der SARS-Krise, gerin-
gere Bedrohung durch Irak-Krieg u.a.). Das
Jahresergebnis fiel leicht positiv aus (0,6 %). In
der 1. Hälfte des laufenden Jahres hingegen
resultierte ein Rückgang.

2.2.3 Steigende Bauinvestitionen 
dank deutlich höherer Wohnbautätigkeit

Die Bauinvestitionen erhöhten sich im ver-
gangenen Jahr um 1,8 %. Im 1. und 2. Quartal
2004 hielt diese Aufwärtstendenz an. Treiben-
de Kraft war der Wohnungsbau. Dieser stieg
geradezu sprunghaft um (nominal) 14,9 % an
– eine Entwicklung, deren Ausmass angesichts
der gemeldeten Bauvorhaben (+3,1 %) eher
überraschend war. Ausser der niedrigen Leer-
wohnungsbestände dürften optimistische Er-
wartungen der Investoren eine nicht unbedeu-
tende Rolle gespielt haben. Ab 2001 stiegen die
Mietpreise stärker als die Preise im Mehrfami-
lienhausbau, und das Zinsniveau bildete sich
zurück, was insgesamt die Rendite von Wohn-
bauten verbessert haben dürfte. Zudem kön-
nen Portfolioumschichtungen weg von Wert-
papieren hin zum Wohnungsbau die Wohn-
bautätigkeit zusätzlich verstärkt haben. In den
übrigen Bauwerkkategorien wurde im vergan-
genen Jahr weniger investiert als im Jahr 2002.
Deutlich war der Rückgang insbesondere im
industriell-gewerblichen Hochbau (–15,8 %).
Die Investoren hielten sich u.a. aufgrund der
hohen Leerstände im Bereich der Büroflächen
bei der Realisierung von Projekten zurück.Wie
im industriell-gewerblichen Hochbau gingen
auch die Investitionen im Tiefbau markant zu-
rück (–7,3 %). Dieser Rückgang ist einerseits
Ausdruck der geringeren Investitionsaktivität
der öffentlichen Hand, anderseits rührt er von
einem Basiseffekt her, der sich durch die hohen
Investitionen im Zusammenhang mit der
NEAT im Jahr 2002 ergibt.

sonderer Weise negativ beeinflusst, die dazu
führten, dass das BIP-Wachstum von Mitte
2001 bis Mitte 2003 hinter dem BIP-Verlauf
sowohl in den USA als auch in der EU zurück-
blieb. Einerseits verschlechterte sich die preis-
liche Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Ex-
porteure durch die Aufwertung des Frankens –
insbesondere im Euro-Raum (vgl. Kap. 2.5).
Anderseits wurde die Schweizer Wirtschaft
durch die Kursrückgänge an den Aktienbörsen
aufgrund ihres relativ bedeutenden Finanz-
sektors stärker getroffen als zahlreiche andere
Volkswirtschaften.

Im 2. Halbjahr 2003 setzte in der Schweiz
eine konjunkturelle Erholung ein. Diese war
von Beginn weg relativ breit abgestützt. Die
Impulse kamen sowohl aus dem internationa-
len Umfeld als auch aus der Binnenwirtschaft.
Einer deutlich anziehenden Exportnachfrage
standen eine Zunahme des privaten Konsums
sowie der Ausrüstungsinvestitionen als auch
eine verstärkte Bautätigkeit gegenüber. Diese
Erholung fiel – gemessen am BIP-Wachs-
tum – im historischen Vergleich allerdings eher
schwach aus. So war das Verlaufswachstum
(Veränderung gegenüber Vorquartal) bei-
spielsweise im Aufschwungjahr 1997 um eini-
ges stärker. Belastend wirkten insbesondere die
mit Ausnahme des Wohnbaus schwache Bau-
tätigkeit sowie der anhaltende Lagerabbau. Im
Jahresergebnis für 2003 wird die konjunktu-
relle Erholung noch nicht sichtbar (–0,4 %); der
Rückgang in der ersten Jahreshälfte dominiert.

2.2.2 Kräftige Zunahme 
der Exporte im 2. Halbjahr 2003

Die konjunkturelle Erholung im interna-
tionalen Umfeld führte ab dem 3. Quartal 2003
zu einer spürbaren Belebung der Nachfrage
nach Schweizer Exportprodukten. Unterstützt
wurde diese Entwicklung durch die Abwertung
des Frankens gegenüber dem Euro im 2. und 
3. Quartal 2003. Die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit der Schweizer Exportunternehmen
im EU-Raum verbesserte sich. Wie in der Ver-
gangenheit mit einer leichten Verzögerung ge-
wann die Warenausfuhr in die EU im 4. Quar-
tal 2003 denn auch wesentlich an Fahrt. Die
Exporte in die USA stiegen bereits ab dem 
2. Quartal 2003 kräftig an, schwächten sich
jedoch im 4. Quartal – teilweise wechselkurs-
bedingt – wieder merklich ab. Bei den Waren-
lieferungen in die übrigen aussereuropäischen
Industrieländer resultierte ab dem 3. Quartal
2003 ein kräftiger Anstieg. Insgesamt erhöhten
sich die Warenexporte im 2. Halbjahr 2003
deutlich mit (annualisierten) Zuwachsraten
im Bereich von 10 %. Nach Gütergruppen be-
trachtet war dieser Anstieg breit abgestützt. So-
wohl bei den Halbfabrikaten, als auch bei den
Investitions- wie den Konsumgütern waren
deutliche Zuwächse zu beobachten. Allerdings

5 Die Gruppe der Konsumgüterausfuhren wird von den
Pharma-Exporten dominiert. Wie bereits verschiedent-
lich in der Vergangenheit scheint das Ergebnis durch
eine Sortimentsverschiebung, welche von den Mittel-
wertindices als Preissteigerung ausgewiesen wird,
geprägt zu sein. Die realen Exporte im Konsumgüter-
bereich dürften daher effektiv leicht höher ausgefallen
sein als ausgewiesen.

6 Bei den Investitionsgüterexporten hat sich die Normali-
sierung bei den (Re-)Exporten von Verkehrsflugzeugen
zu Beginn des laufenden Jahres nach dem markanten
Anstieg im 2. Halbjahr 2003 niedergeschlagen.
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2.2.4 Wenig steiler Anstieg 
der Ausrüstungsinvestitionen

Um die Mitte des vergangenen Jahres wich
die Talfahrt der Ausrüstungsinvestitionen nach
und nach einer Aufwärtstendenz. Aufgrund ei-
nes Basiseffekts resultierte beim Jahresergebnis
2003 allerdings noch eine Abnahme. Die Er-
holung war von Beginn weg breit abgestützt,
wenn auch im Vergleich zu früheren Erho-
lungsphasen eher schwach. Vor allem infolge
der anziehenden Exportnachfrage stieg die Ka-
pazitätsauslastung in der Industrie. Die Firmen
begannen, ihre Kapazitäten auszubauen. Die
Investitionen in Industriemaschinen – mit
einem Anteil an den gesamten Ausrüstungs-
investitionen von 40 % die bedeutendste Kom-
ponente – zogen an. Schwächer war die Auf-
wärtstendenz im Bereich der Nutzfahrzeuge
sowie der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie (IKT). Bei den Nutzfahr-
zeugen führte die Einführung der LSVA auf
Januar 2001 zu vorgezogenen Erneuerungs-
investitionen, bei der IKT wirkte nach, dass 
die durch den technologischen Wandel be-
dingte Kapazitätslücke bis zum Jahr 2001 weit-
gehend geschlossen werden konnte. Die Inves-
titionstätigkeit der Schweizer Luftfahrt stand
im Zeichen der Flottenerneuerung. Neue

Flugzeuge wurden importiert, die ersetzten 
älteren Modelle exportiert. Diese Investitionen 
haben das Bild der konjunkturell bedingten
Ausrüstungsinvestitionen etwas verzerrt. Weil
Ende 2003 die Neubeschaffungen deutlich
stärker stiegen als die Verkäufe in das Ausland,
führte dies temporär zu einem starken Anstieg
der Ausrüstungsinvestitionen. Anfang 2004
hingegen schwächte sich durch das Auslaufen
der Erneuerungsprogramme die Zunahme bei
den Ausrüstungsinvestitionen insgesamt ab.

2.2.5 Erholung beim privaten Konsum
Mit dem Ende des Beschäftigungsanstiegs

im 2. Halbjahr 2001 begann sich auch die pri-
vate Konsumnachfrage abzuschwächen. Bis
zum 1. Quartal 2003 schwankten die annuali-
sierten Quartalszuwächse noch zwischen 0,1
und 1,0 %. Im 2. Quartal 2003 hingegen setzte
eine Erholung ein. Das Wachstum des privaten
Konsums beschleunigte sich von 1,4 % auf
3,1 % im 1. Quartal 2004.Aufgrund der schwa-
chen Entwicklung zu Jahresbeginn resultierte
fürs vergangene Jahr jedoch mit 0,5 % ein im
historischen Vergleich unterdurchschnittliches
Wachstum. Der Anstieg in der 2. Jahreshälfte
2003 spiegelt sich in der lebhaften Entwicklung
der realen Detailhandelsumsätze. Diese kon-
zentrierte sich jedoch zunächst stärker auf den
Bereich der nicht dauerhaften Konsumgüter.
Bei den dauerhaften Konsumgütern nahmen
die Umsätze erst mit einer leichten Verzöge-
rung zu; der in den letzten Jahren aufgestaute
Nachholbedarf wird nun sukzessive abgebaut.

Die Erholung des privaten Konsums setzte
früher ein als diejenige auf dem Arbeitsmarkt.
Gemäss den verfügbaren Informationen stie-
gen die Konsumausgaben stärker als die ver-
fügbaren Einkommen, wie dies beispielsweise
auch im Aufschwung im Jahre 1997 zu beo-
bachten war. Die Primäreinkommen (Einkom-
men vor Abschöpfung) dürften real sogar ab-
genommen haben, stand doch einer durch die
geringe Anspannung auf dem Arbeitsmarkt
bedingten schwachen Reallohnerhöhung ein
Beschäftigungsrückgang gegenüber, und auch
die Selbstständigen- und Vermögenseinkom-
men dürften u.a. infolge der sich erst nach und
nach verbessernden Ertragslage der Unterneh-
men über das gesamte Jahr gesehen rückläufig
gewesen sein. Positive Impulse auf die verfüg-
baren Einkommen dürften hingegen insbe-
sondere von der Senkung des ALV-Beitrags-
satzes sowie von der Anpassung des AHV/
IV-Mischindexes zu Jahresbeginn ausgegangen
sein. Einkommensschmälernd wirkten Bei-
tragssatzerhöhungen bei Pensionskassen.

2.2.6 Staatskonsum stützte Güternachfrage
Der Staatskonsum hat in den Jahren 2001

(4,2 %) und 2002 (3,2 %) deutlich zugenom-
men und wirkte konjunkturstützend. Dieser
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Anstieg dürfte unter anderem ein Nachhol-
bedarf (z. B. im Lohnbereich) gewesen sein,
der sich aufgrund der Sparanstrengungen in
der zweiten Hälfte der 90er-Jahre ergeben hat
(vgl. Kap. 2.4). Im vergangenen Jahr hat sich die
Zunahme zwar verringert. Doch mit einem
Anstieg von 1,4 % ging vom Staatskonsum
dennoch ein positiver Wachstumsbeitrag aus.

2.2.7 Konjunkturbedingt anziehende Importe
Die realen Warenimporte (Total 1 gemäss

EZV) haben im vergangenen Jahr im Vergleich
zum Vorjahr leicht zugenommen. Diese Zu-
nahme erfolgte ausschliesslich in der 2. Jahres-
hälfte und steht somit weit gehend im Einklang
mit der allgemeinen konjunkturellen Erho-
lung der Schweizer Wirtschaft. Spiegelbildlich
zur Entwicklung der einzelnen Verwendungs-
zweckkomponenten bei den Exporten war die
Einfuhr bei allen Komponenten aufwärts ge-
richtet. Allerdings fiel die Zunahme bei den
Investitionsgütern am deutlichsten aus. Hier
haben die Importe von neuen Verkehrsflug-
zeugen das Ergebnis geprägt. Mit dem Auslau-
fen dieser Flugzeugbeschaffungen resultierte
zu Beginn des laufenden Jahres ein vorüberge-
hender Rückgang, der auch im Ergebnis der
Gesamtimporte sichtbar wird. Im 2. Quartal

2004 stiegen die Warenimporte hingegen wie-
der an. Bei den Dienstleistungsimporten resul-
tierte im vergangenen Jahr ein leichter Rück-
gang von –1,4 %.

2.2.8 Verhaltene Nachfrage nach Arbeitskräften
Die schwächere Nachfrage auf den Güter-

märkten im Jahre 2001 schlug rasch auf den
Arbeitsmarkt durch. Im 1. Quartal 2002 war
ein Rückgang der vollzeitäquivalenten Be-
schäftigung zu beobachten, der sich bis zum 
1. Quartal 2003 akzentuierte. In den folgenden
Quartalen hat sich der Rückgang aufgrund der
steigenden Nachfrage auf den Gütermärkten
abgeschwächt.Allerdings war der Produktions-
anstieg bislang noch zu wenig kräftig, um eine
Wende am Arbeitsmarkt herbeizuführen.

In den einzelnen Sektoren verlief die Ent-
wicklung der Beschäftigung unterschiedlich.
In der Industrie war seit Mitte 2001 ein anhal-
tender, kräftiger Beschäftigungsrückgang zu
beobachten. Im Bausektor hingegen resultierte
jeweils in der zweiten Jahreshälfte 2002 und
2003 ein Anstieg, der jedoch die Abnahme im
1. Halbjahr nicht vollumfänglich kompensie-
ren konnte. Was den Dienstleistungssektor
betrifft, nahm die vollzeitäquivalente Beschäf-
tigung im Jahr 2002 noch zu. Erst 2003 resul-
tierte ein Rückgang, der sich im Jahresverlauf
aber verlangsamte. Ab dem 4. Quartal 2003 er-
gab sich wieder ein leichter Anstieg. Dieser An-
stieg erfasste einen grossen Teil der Branchen.
Ausnahmen sind der Finanzsektor sowie die
Informatikdienstleister. Eine zum gesamten
Dienstleistungssektor gegenläufige Bewegung
wies der Unterrichtsbereich auf, wo die Be-
schäftigung nach einem fast ununterbrochenen
Anstieg in den letzten Jahren ab dem 4. Quar-
tal 2003 rückläufig war.

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen er-
reichte Anfang 2004 einen Höhepunkt bei
4,0 % (saisonbereinigt). Seither verharrt sie in
etwa auf diesem Niveau. Die Zahl der Stellen-
suchenden erreichte ein Maximum bei 5,6 %.
Bemerkenswert ist die deutliche Zunahme der
Aussteuerungen Mitte 2003 durch die Verkür-
zung der Bezugsdauer von Leistungen der
Arbeitslosenversicherung. Die Entwicklung in
den Regionen verlief weit gehend parallel.
Überdurchschnittlich war der Anstieg in den
Kantonen Jura, Zürich und Zug. Günstiger 
als im Durchschnitt verlief die Entwicklung 
im Kanton Graubünden sowie in der Inner-
schweiz.

2.2.9 Preisentwicklung geprägt 
durch steigende Ölnotierungen

Der Teuerungsdruck war in der Schweiz
aufgrund der konjunkturellen Lage in den letz-
ten drei Jahren gering. Zwar resultierte im Jahr
2001 noch ein merklicher Anstieg der Lohn-
stückkosten.Dieser rührte vor allem daher,dass
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Grafik 2.7: Vollzeitäquivalente Beschäftigung (saisonbereinigt)

Quelle: BFS

Grafik 2.8: Arbeitslose und Stellensuchende (saisonbereinigt)

Quelle: seco
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Schliesst man diese beiden Gruppen aus dem
Index aus, ergibt sich noch eine Vorjahresteue-
rung von 0,1 %.

Die gesamtwirtschaftliche Teuerung – ge-
messen am BIP-Deflator – betrug 0,9 % (2003).
Verteuert haben sich insbesondere die Güter des
privaten Konsums, während die Preise für Aus-
rüstungsgüter und Bauinvestitionen gesunken
sind.

2.2.10 Aussichten
Gemäss den Indikatoren aus den KOF-Kon-

junkturumfragen kann für die Zeit bis Ende
2004 mit einer Fortsetzung der Erholung ge-
rechnet werden. In der Industrie befindet sich
der Indikator Geschäftsgang auf einem Niveau,
welches dem Mittelwert in einer starken Kon-
junkturphase entspricht. Bestellungseingang
wie Auftragsbestand konnten in der ersten
Hälfte des laufenden Jahres erhöht werden, die
Fertigproduktelager wurden abgebaut und gel-
ten nun als normal. Die Produktionspläne in
der Industrie für die kommenden drei Monate
sind demzufolge insgesamt expansiv ausge-
richtet. Daran dürfte sich bis Ende Jahr wenig
ändern. Die Unternehmen erwarten einen
fortgesetzt steigenden Bestellungseingang und
rechnen damit, dass sich ihre Geschäftslage
mittelfristig weiter verbessern wird. Im Bau-
gewerbe wird die Geschäftslage insgesamt als
befriedigend bis gut bezeichnet. Für die nahe
Zukunft erwarten die Unternehmen eine Sta-
bilisierung der Auftragseingänge, mittelfristig
hingegen einen leichten Rückgang. Auch im
Detailhandel gilt die Geschäftslage als befrie-
digend. Die Lagerbestände werden als normal
bezeichnet. Für die nahe Zukunft erwarten die
Unternehmen insgesamt steigende Umsätze.
Mittelfristig rechnet eine deutliche Mehrheit
der antwortenden Unternehmen mit einer Ver-
besserung der Geschäftslage. Vergleichsweise
zurückhaltend in Bezug auf die Entwicklung in
der nahen Zukunft ist das Gastgewerbe, wel-
ches mit einem stagnierenden Absatz rechnet.
Zuversicht herrscht hingegen im Finanzsektor.
Sowohl bei den Banken als auch bei den Versi-
cherungen wird die Geschäftslage als gut be-
zeichnet. Für das 2. Halbjahr wird von einer
weiteren Verbesserung ausgegangen, die jedoch
weniger stark ausfallen wird als im 1. Halbjahr.

Was die einzelnen BIP-Nachfragekompo-
nenten betrifft, scheint angesichts der aktuellen
Datenlage folgende Entwicklung am wahr-
scheinlichsten. Wie im Abschnitt zu den Ex-
porten erwähnt, fallen die Ergebnisse für das 
2. und 3. Quartal 2004 etwas tiefer aus als die-
jenigen der drei Vorquartale. Diese Abschwä-
chung geht auf die erwähnten Sondereffekte
zurück und dürfte vorübergehend sein. An-
schliessend – insbesondere im Jahr 2005 – wer-
den die Exporte parallel zur konjunkturellen
Erholung im internationalen Umfeld wieder

der Beschäftigungsabbau leicht verzögert auf
die schwächere Güternachfrage erfolgte. In-
folge der nachlassenden Anspannung auf den
Gütermärkten sowie der Frankenaufwertung
konnten die Unternehmen diese Kostensteige-
rungen jedoch nur in geringem Umfang auf die
Güterpreise überwälzen. In den folgenden bei-
den Jahren schwächte sich der Anstieg der Pro-
duktionskosten deutlich ab. Geprägt von der
gestiegenen Arbeitslosigkeit fielen die Nomi-
nallohnerhöhungen – gemessen am BFS-Lohn-
index – von 2,5 % im Jahr 2001 auf 1,4 % (2003).
Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität
stieg, bedingt durch die tiefere Beschäftigung,
wieder an. Die anhaltend schwache Kapazitäts-
auslastung begrenzte den Preissetzungsspiel-
raum der Unternehmen.Der Anstieg der Indus-
trie-Rohwarenpreise in US-Dollar (Metalle
u.a.) auf den Weltmärkten wurde durch die
Aufwertung des Frankens gegenüber dem Dol-
lar wesentlich gemildert, sodass sich dadurch
insgesamt kein bedeutender Kostendruck für
die Schweizer Industriebetriebe ergab.

Die am Landesindex der Konsumenten-
preise (LIK) gemessene Vorjahresteuerung bil-
dete sich von 1,0 % (2001) auf 0,6 % (2002
bzw. 2003) zurück. Im vergangenen Jahr sind
insbesondere die Preise für öffentliche Dienst-
leistungen mit 2,1 % vergleichsweise kräftig
gestiegen. Doch auch die meisten übrigen
Dienstleistungen haben sich überdurchschnitt-
lich verteuert, nur die Mieten blieben mit
einem Anstieg von 0,3 % ziemlich stabil. Bei
den inländischen Waren hingegen fiel die Teu-
erung etwas geringer aus (0,6 %). Die Preise
importierter Waren blieben – zu einem gros-
sen Teil wechselkursbedingt – insgesamt un-
verändert; unter Ausschluss der Erdölproduk-
te zeigt sich sogar ein Rückgang von 0,5 %. Im
laufenden Jahr hat sich die Teuerung etwas be-
schleunigt. Im August lag der Landesindex der
Konsumentenpreise 1 % über dem Vorjahres-
stand. Diese Teuerungsbeschleunigung geht
im Wesentlichen auf die Preisentwicklung von
Benzin und Heizöl sowie der Mieten zurück.
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Grafik 2.9: Landesindex der Konsumentenpreise (Veränderungen gegenüber Vorjahr, in %)
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stärker zulegen. Bei den Bauinvestitionen ist
gemäss den provisorischen Ergebnissen der
BFS-Bauerhebung für das laufende Jahr nomi-
nal mit einem leichten Rückgang zu rechnen.
Die relativ tiefe Leerwohnungsquote, die tiefen
Zinsen und Baupreise sorgen für eine weiter-
hin lebhafte Wohnbautätigkeit.Gemäss Bauer-
hebung ist aber mit einem weiteren Rückgang
sowohl im Tiefbau als auch im übrigen Hoch-
bau zu rechnen. Aufgrund der bedeutenden
Leerflächen wird in naher Zukunft auch im in-
dustriell-gewerblichen Hochbau die Zurück-
haltung dominieren; allerdings darf angesichts
einer sich weiter festigenden konjunkturellen
Erholung mit einer Wende in dieser Bauwerk-
kategorie gerechnet werden. Auch im kom-
menden Jahr dürften von den Bauinvestitionen
kaum positive Wachstumsimpulse ausgehen.
Die Erholung bei den Ausrüstungsinvestitio-
nen wird sich hingegen fortsetzen. Infolge der
lebhaften Güternachfrage können die Kapa-
zitäten besser ausgelastet werden. Die Bereit-
schaft der Unternehmen, Erweiterungsinvesti-
tionen zu tätigen, steigt. Durch die verbesserte
Ertragslage stehen den Unternehmen zudem
zusätzliche Mittel für die Finanzierung neuer
Investitionsprojekte zur Verfügung. Darüber
hinaus bleiben gemäss den Ergebnissen der
KOF-Investitionsumfrage Rationalisierungs-
und Ersatzinvestitionen bedeutend. Der priva-
te Konsum wird zusätzliche Impulse aus der
Erholung am Arbeitsmarkt erhalten. Der durch
die lebhaftere Nachfrage hervorgerufene Be-
schäftigungsanstieg in der 2. Hälfte 2004 wird
einerseits höhere verfügbare Einkommen nach
sich ziehen, anderseits wird dadurch das Kon-
sumentenvertrauen gestärkt. Die vor allem öl-
preisbedingt höhere Konsumteuerung wird
den Konsumanstieg leicht dämpfen, ohne die
konjunkturelle Erholung jedoch zu gefährden.

2.3 Branchenentwicklung

Im Kapitel 2.3.1 wird die Lage der schweize-
rischen Wirtschaft anhand von Umfrageergeb-

nissen kommentiert. Qualitative Konjunktur-
umfragen enthalten insbesondere subjektive
Einschätzungen der Unternehmen. Die aggre-
gierten Resultate der Konjunkturumfragen der
KOF 7 ergänzen daher die amtlichen Statis-
tiken, sie vermitteln ein breit gefächertes,
aktuelles Gesamtbild der Wirtschaftslage und
deren erwartete kurzfristige Entwicklungs-
tendenz.

Im folgenden Kapitel 2.3.2 wird die Entwick-
lung der Wettbewerbsfähigkeit ausgewählter
Exportbranchen der Schweiz dargestellt. Kurz-
fristig wird die internationale preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen vor allem
durch den Wechselkurs determiniert. Mittel-
fristig entscheidet die Entwicklung der relativen
Lohnkosten und der relativen Arbeitsprodukti-
vität,ob eine Branche ihre Wettbewerbsposition
zu halten oder auszubauen vermag.

Schliesslich wird im Kapitel 2.3.3 noch auf
die Lage der Landwirtschaft eingegangen.

2.3.1 Umfrageresultate
Industrie 

Der Indikator Geschäftsgang8 der Konjunk-
turumfrage in der Industrie – ein zuverlässiger
Mitlaufindikator zur Vorjahreswachstumsrate
der Industrieproduktion – zeigte 1999 eine
deutliche Belebung und signalisierte für 2000
ein kräftiges Wachstum der Industrieproduk-
tion an. Im Laufe von 2001 schwächte sich die
Industriekonjunktur insbesondere aufgrund
der globalen Wachstumsverlangsamung deut-
lich ab. Diese Tendenz wurde durch die Ereig-
nisse des 11. Septembers noch akzentuiert. Im
gesamten Jahr 2002 und im 1. Halbjahr 2003
bewegte sich der Indikator auf einem Niveau,
welches als «schwache Konjunkturphase» in-
terpretiert werden kann. Erst im Herbst 2003
setzte insbesondere bei den exportorientierten
Unternehmen eine deutliche Erholung ein,
welche im Laufe von 2004 auch auf den Bin-
nenbereich übergriff. Der Bestellungseingang
weist gegenüber der Produktion einen vom
technischen Ablauf her bedingten, natürlichen
Vorlauf auf. Der erwartete Bestellungseingang
hat zusätzlich einen Vorlauf gegenüber dem ef-
fektiven Bestellungseingang. Daher ergibt sich
ein Vorlauf des erwarteten Bestellungseingangs
gegenüber dem Indikator Geschäftsgang von
ca. 6 Monaten. Dabei ist zu beachten, dass der
erwartete Bestellungseingang Ende 2003 einen
Saldowert aufweist, wie er in der Periode
1990–2004 sonst nie erreicht wurde. Im Laufe
des Jahres 2004 hat sich der Indikator zwar
etwas abgeschwächt, doch blieb er auf hohem
Niveau. Es ist daher zu erwarten, dass sich der
Indikator Geschäftsgang – und damit auch 
das Wachstum der Industrieproduktion – 
im 2. Halbjahr 2004 verflachen wird. Die
Wachstumsraten werden aber deutlich positiv
bleiben.
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7 Monats- und Quartalsumfragen. Es wird der Saldo – 
die Differenz zwischen den positiven und negativen
Antwortanteilen – in geglätteter Form dargestellt. 
Die Glättung erfolgt mittels CENSUS X12-Verfahren,
Option X11 (glatte Komponente).

8 Setzt sich aus den Saldi der folgenden drei Fragen
zusammen: Veränderung des Bestellungseingangs 
und der Produktion gegenüber dem Vorjahr, Beurtei-
lung der Auftragsbestände.

Grafik 2.10: Geschäftsgang und erwarteter Bestellungseingang in der Industrie, Saldo 
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Baugewerbe
Die Unternehmen des Baugewerbes insge-

samt beurteilten die Geschäftslage – nach einer
Rezessionsphase von mehr als drei Jahren – ab
Mitte 1999 vermehrt positiv. Dabei signalisier-
te zuerst die Geschäftslage des Bauhauptgewer-
bes eine Belebung der Bautätigkeit. Dieser In-
dikator verläuft parallel mit der vom Schwei-
zerischen Baumeisterverband ausgewiesenen
Bautätigkeit des Bauhauptgewerbes; sie weisen
eine hohe Kreuzkorrelation (1995 bis 2003:0,82)
auf. Erst ein halbes Jahr später folgte das Aus-
baugewerbe. Der Ende 2000 einsetzende Kon-
junkturabschwung hinterliess auch im Bau-
gewerbe seine Spuren. Das Bauhauptgewerbe
notierte bereits im 1. Halbjahr 2001 eine rück-
läufige Bautätigkeit, was sich auch negativ auf
die Beurteilung der Geschäftslage niederschlug.
Im Gegensatz dazu konnte das Ausbaugewerbe
noch bis Herbst 2001 eine positive Entwicklung
melden. In den Jahren 2002 und 2003 verharr-
te das Baugewerbe erneut in einer Rezessions-
phase. Erst Anfang dieses Jahres konnte eine
Zunahme der Bautätigkeit und damit verbun-
den auch eine Verbesserung der Geschäftslage
verzeichnet werden. Der Vorlaufindikator –
Saldo des erwarteten Auftragseingangs für die
kommenden drei Monate – signalisiert für das
2. Halbjahr 2004 aber keine weitere Beschleu-
nigung des Wachstums der Bautätigkeit mehr.
Grund dafür sind insbesondere die zurückhal-
tenderen Erwartungen im Ausbaugewerbe,wo-
hingegen das Bauhauptgewerbe noch mit einer
stabilen Nachfrage rechnet.

Detailhandel
Der Detailhandel verzeichnete ab Mitte 1992

bis Mitte 1997 fast durchgehend eine unbefrie-
digende Geschäftslage. Nur zwischen Herbst
1994 und Sommer 1995 lag der Indikator im
positiven Bereich; dabei beschränkte sich die
Erholung weit gehend auf den Food-Bereich;
der Bereich Non-food hingegen verharrte fast
durchgängig auf unbefriedigendem Niveau.Ab
dem 3. Quartal 1997 setzte eine lang anhalten-
de Belebung des privaten Konsums ein,was sich
auch in einer erfreulichen Geschäftslage des
Detailhandels niederschlug. Erst Mitte 2002
ging diese Phase, zuerst im Bereich Non-Food
und etwas später auch im Bereich Food, zu
Ende. Ab dem 2. Quartal 2003 setzte eine Er-
holung der Geschäftslage ein, sie erreichte
Mitte 2004 ein befriedigendes Niveau. Die Un-
ternehmen sind für das 2. Halbjahr 2004 zuver-
sichtlich, dass die Umsätze weiter steigen wer-
den. Allerdings kann nicht mehr mit einer Be-
schleunigung des Wachstums gerechnet werden.

Gastgewerbe
Der Absatz im Gastgewerbe (Leistungen

der Küche und Getränke bei den Gaststätten,
Zahl der Logiernächte in der Beherbergung)
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Grafik 2.11: Geschäftslage und erwarteter Auftragseingang im Baugewerbe, Saldo

Grafik 2.12: Geschäftslage und erwarteter Umsatz im Detailhandel, Saldo 

Grafik 2.13: Absatz gegenüber Vorjahr und erwarteter Absatz im Gastgewerbe, Saldo 
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lag zwischen dem 3. Quartal 1997 und dem 
1. Quartal 2001 durchwegs über den Vorjah-
reswerten. Allerdings war ein deutlicher Un-
terschied zwischen der Entwicklung bei den
Hotels und jener bei den Restaurants zu ver-
zeichnen. Im Gegensatz zu den Hotels melde-
ten die Restaurants lediglich Ende 1997 und
Mitte 2000 positive Umsätze. Vom 2. Quartal
2001 bis Mitte 2003 erlebte das Gastgewerbe ei-
nen eigentlichen Umsatzeinbruch, der sich erst
in der 2. Hälfte 2003 zu erholen begann. Die
Hotels vermochten erstmals im 2. Quartal
2004 wieder steigende Umsätze zu realisieren.
Bei den Restaurants verminderten sich zumin-
dest die Umsatzrückgänge. Die Aussichten 
für die kommenden drei Monate bleiben im
Gastgewerbe insgesamt uneinheitlich. Nur die
Hotels rechnen mit einer Fortsetzung des Um-
satzwachstums; die Restaurants hoffen zumin-
dest auf eine Stabilisierung der Umsatzent-
wicklung.

Banken
Das Glanzjahr 2000 verdankten die Banken

insbesondere der kräftigen Erfolgssteigerung
im Kommissions- und auch im Vermögens-
verwaltungsgeschäft. Aber auch das Zinsen-
geschäft verlief erfreulich. Doch Ende 2000
musste zuerst das Vermögensverwaltungs-
geschäft und Anfang 2001 auch das Kommis-
sionsgeschäft deutliche Rückschläge hinneh-
men. Im Gegensatz zu den meisten anderen
Wirtschaftszweigen blieb die Geschäftslage je-
doch in der Folge noch zufriedenstellend. Im
2. Halbjahr 2002 verbesserte sich die Geschäfts-
lage aufgrund der Erholung der Börsen, was
sich in einer Zunahme des Kommissions- wie
auch des Vermögensverwaltungserfolgs nieder-
schlug.Trotz des schleppenden Zinsengeschäfts
hat sich die Zahl der Unternehmen, welche die
Geschäftslage als gut bezeichneten, im 1. Halb-
jahr 2004 nochmals deutlich erhöht. Für das 
2. Halbjahr hat die Zuversicht wieder etwas
nachgelassen. Allerdings übertrafen die positi-
ven Meldungen die negativen noch immer.

2.3.2 Preisliche Wettbewerbsfähigkeit

2.3.2.1 Einleitung
Laut den meisten Studien der letzten Zeit

verliert die Schweiz seit einigen Jahren an in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit (vgl. z.B.
«IMD World Competitiveness Yearbook 2004»).
Dieser «Verlust» entfacht lebhafte wirtschafts-
politische Diskussionen. Gilt dieser gesamt-
wirtschaftlich beobachtbare Trend auch für
einzelne wichtige9 exportorientierte Branchen?
Im Folgenden wird die Entwicklung der
schweizerischen Wettbewerbsfähigkeit für die
Industrie insgesamt, die Chemische Industrie,
die Maschinenindustrie und das Gastgewerbe
näher betrachtet. Die Wettbewerbsfähigkeit ei-
nes Landes wird längerfristig zum einen durch
unternehmensspezifische Faktoren wie Inno-
vationsfähigkeit,Produktqualität und Kunden-
service, zum anderen durch gesamtwirtschaft-
liche Standortfaktoren bestimmt. In der mitt-
leren und kurzen Frist spielen aber die Preis-
und Kostenfaktoren eine zentrale Rolle; die
internationale Wettbewerbsfähigkeit hängt so-
mit massgeblich von Änderungen der Produk-
tivität und Arbeitskosten sowie den Wechsel-
kursschwankungen ab.

Der geläufigste Indikator, um die kurz- bis
mittelfristige Konkurrenzfähigkeit auf Bran-
chenebene zu ermitteln, ist der mit den Lohn-
stückkosten bereinigte reale effektive Wechsel-
kurs (handelsgewichtete relative Lohnstück-
kosten). Zur Ermittlung dieser Kenngrösse
werden Beschäftigungs-, Lohnkosten-, Wert-
schöpfungs- und Wechselkursdaten herange-
zogen. Einige dieser Datenreihen sind jedoch
erst mit einer erheblichen Verzögerung von bis
zu vier Jahren verfügbar. Daher werden an die-
ser Stelle nebst den relativen Lohnstückkosten
auch die rascher zur Verfügung stehenden
Preisindizes als Indikatoren der (preislichen)
Wettbewerbsfähigkeit in die Analyse einbezo-
gen. Sofern sich die Absatzpreise einer Branche
proportional zu den Lohnstückkosten bewegen
(konstante Marge), sind die beiden Betrach-
tungsweisen identisch. Kurzfristig können al-
lerdings die Unternehmungen einer Branche
auf eine Aufwertung ihrer Währung oder einen
im Vergleich zur ausländischen Konkurrenz
stärkeren Anstieg der Lohnstückkosten mit
einer Margenverengung reagieren. Auf diese
Weise lässt sich die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit wahren, obwohl sich die kostenmäs-
sige Konkurrenzposition verschlechtert hat.
Längerfristig ist ein solches Verhalten aber nicht
möglich,weil es mit einer anhaltenden Gewinn-
erosion verbunden wäre.

Im Folgenden wird für die vier erwähnten
Branchen die Entwicklung der Wettbewerbs-
fähigkeit anhand der relativen Lohnstückkos-
ten betrachtet, und ergänzend werden in einem
zweiten Absatz für den aktuellen Rand die mit
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9 Gemessen am Anteil an der Beschäftigung 
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Grafik 2.14: Geschäftslage und erwartete Nachfrage bei den Banken, Saldo
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Produzentenpreisen (Industrie insgesamt, Che-
mische Industrie, Maschinenindustrie) bzw.
Konsumentenpreisen (Gastgewerbe) deflatio-
nierten Wechselkurse10 zur Analyse heran-
gezogen. Zudem sind in den obenstehenden
Grafiken ebenfalls die nominellen branchen-
spezifisch gewichteten Wechselkurse als Re-
ferenz- bzw. Orientierungsgrösse abgebildet.
In diesem Bericht gelten als Konkurrenzlän-
der für die Industriebranchen Deutschland,
Frankreich, Italien, Grossbritannien, USA und

Japan; im Gastgewerbe sind es die vier an die
Schweiz angrenzenden Länder Deutschland,
Frankreich, Italien und Österreich sowie Spa-
nien.11

2.3.2.2 Industrie insgesamt
Die Arbeitsproduktivität in der schweize-

rischen Industrie stieg im Vergleich zu den
sechs grossen Industrieländern zwar zu Beginn
der 90er-Jahre stärker an, hat sich jedoch seit
1992 etwa im Gleichschritt wie die der Kon-
kurrenzländer entwickelt. Hingegen weisen
die relativen Lohnkosten pro Beschäftigten
einen sinkenden Trend auf, was darauf hin-
deutet, dass die Zunahme der schweizerischen
Lohnkosten gegenüber dem Ausland mode-
rater ausgefallen sind. Daraus resultiert eine
tendenzielle Verbesserung der relativen Lohn-
stückkosten resp. der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit in den 90er-Jahren, wenn auch
in der kurzen Frist die relativen Lohnstück-
kosten schwergewichtig durch den nominellen
Wechselkurs determiniert wurden (vgl. Gra-
fik 2.15).

Trotz der relativ stabilen Beziehung des
Schweizer Frankens zum Euro musste die hei-
mische Industrie seit 2000 eine deutliche Auf-
wertung der Schweizer Währung hinnehmen,
da der Franken – auf Jahresbasis – insbeson-
dere gegenüber dem britischen Pfund und
dem US-Dollar stetig fester notierte. Die Pro-
duzentenpreise des verarbeitenden Gewerbes
in den Konkurrenzländern und in der Schweiz
entwickelten sich mit Ausnahme Japans12 im
Gleichschritt, sodass die nominelle Aufwertung
der Schweizer Währung nicht durch eine ge-
mässigtere Preisentwicklung ausgeglichen wer-
den konnte. Aufgrund dieser Angaben scheint
sich die preisliche Wettbewerbsfähigkeit seit
2000 verschlechtert zu haben.

2.3.2.3 Chemische Industrie
Die Arbeitsproduktivität in der Chemischen

Industrie der Schweiz stieg bis 1997 im Ver-
gleich zu allen Konkurrenzländern deutlich an,
im Speziellen gegenüber den USA, Japan und
Italien; seither hat sie sich eher unterdurch-
schnittlich entwickelt. Die relativen Lohnkos-
ten pro Beschäftigten bewegten sich in den
90er-Jahren eher abwärts, d.h. die Lohnent-
wicklung in der Schweiz fiel leicht unterdurch-
schnittlich aus. Die nominelle Aufwertung des
Schweizer Frankens in der ersten Hälfte der
90er-Jahre neutralisierte die Produktivitätsver-
besserungen. Hingegen stützte die Abwertung
zwischen 1995 und 1997 die Wettbewerbspo-
sition, und folglich kann eine markante rela-
tive Reduktion der Lohnstückkosten über die-
sen Zeitraum beobachtet werden (vgl. Grafik
2.16). Zwischen 1997 und 2000 veränderte sich 
die preisliche Wettbewerbsposition der Che-
mischen Industrie kaum.

10 In den folgenden Grafiken als realer Wechselkurs
bezeichnet.

11 Detaillierte Informationen zur Berechnung der
Wechselkurse und Lohnstückkosten, zu den Daten-
quellen und den verwendeten Deflatoren finden 
sich im Kasten «Relative Lohnstückkosten».

12 Die japanischen Industrieprodukte verzeichneten
einen deutlichen Preisrückgang.
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Grafik 2.15: Industrie insgesamt (Branchenspezifisch gewichtete Wechselkurse,
Indexpunkte 1990 = 100)

Grafik 2.16: Chemische Industrie (Branchenspezifisch gewichtete Wechselkurse,
Indexpunkte 1990 = 100)

Grafik 2.17: Maschinenindustrie (Branchenspezifisch gewichtete Wechselkurse,
Indexpunkte 1990 = 100)
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Seit 2000 hat auch die Chemische Industrie
eine Aufwertung des nominellen branchen-
spezifisch gewichteten Wechselkurses hinzu-
nehmen. Den Unternehmen gelang es jedoch,
ihre Preise zu senken. Zwischen Januar 2000
und Dezember 2003 sind die schweizerischen
Produzentenpreise für chemische Produkte –
ähnlich wie diejenigen Japans – um sieben Pro-

zent gesunken, während die anderen fünf hier
betrachteten Länder Preissteigerungen zu ver-
zeichnen hatten. Es bleibt abzuwarten, ob die
kurzfristige Festigung der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit mittelfristig durch relative
Lohnzurückhaltung bzw. weitere Produktivi-
tätsverbesserungen bestehen bleibt.

2.3.2.4 Maschinenindustrie (Maschinen- und
Fahrzeugbau; Elektrotechnik, Elektronik, Optik
und Uhren)

Die Entwicklung der relativen Arbeitspro-
duktivität in der Maschinenindustrie hat sich
in den 90er-Jahren insgesamt in engen Gren-
zen bewegt. Es zeigten sich jedoch deutliche
Unterschiede in den einzelnen Ländern. So
wuchs die Arbeitsproduktivität in der schwei-
zerischen Maschinenindustrie im Vergleich zu
den USA und Frankreich unterdurchschnitt-
lich, gegenüber Deutschland und Italien jedoch
überdurchschnittlich. Die relativen Lohnkosten
pro Beschäftigten sanken während den zehn
Jahren hingegen kontinuierlich. Auch in dieser
Branche wurden die relativen Lohnstückkos-
ten kurzfristig durch den handelsgewichteten
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Grafik 2.18: Gastgewerbe (Branchenspezifisch gewichtete Wechselkurse,
Indexpunkte 1992 = 100)

Relative Lohnstückkosten

Der Index der relativen Lohnstückkosten (RULC)
für die Branche i ergibt sich aus dem Verhältnis der
indexierten relativen Lohnkosten pro Beschäftig-
ten zur indexierten relativen Arbeitsproduktivität
in einheitlicher Währung und wird in dieser Analyse
wie folgt berechnet (übersichtshalber wird der
Branchenindex i weggelassen):

(1)

wobei: ULC Lohnstückkosten 
LC Lohnkosten
TE Beschäftigte
LP Arbeitsproduktivität 
e Nomineller Wechselkurs (Aussen-

wert des Schweizer Frankens) 
CH Schweiz
M Konkurrenzland

Für die Schweiz stammen die Daten vom Bundes-
amt für Statistik (BFS). Zum ersten Mal in diesem
Bericht werden für die Arbeitsproduktivität die 
vom BFS berechneten Angaben für 14 Sektoren
herangezogen.1 Die Angaben zu den Lohnkosten
stammen aus den Buchhaltungsergebnissen der
schweizerischen Unternehmen, diejenigen zur
Beschäftigung in Vollzeitäquivalenten aus der
Erwerbs- und Beschäftigungsstatistik (BESTA). 
Für die Konkurrenzländer stammen die Angaben
aus der «Structural Analysis Industrial Database»
(STAN) der OECD.

Da wir mehr als ein Konkurrenzland betrachten,
werden die relativen Lohnstückkosten anhand der
Exportanteile der Konkurrenzländer (Industrie-
branchen) bzw. anhand der Tourismusströme
(Gastgewerbe) gewichtet, d.h. die handelsgewich-
teten relativen Lohnstückkosten (HRL) lassen sich
wie folgt berechnen:

(2)

wobei � für den Gewichtungsfaktor steht. Für das
Gastgewerbe sind datenbedingt nur einfache Ge-
wichtungen berechenbar, und zwar anhand der
Tourismusströme in die und aus der Schweiz. Für
die industriellen Branchen wird eine doppelte Ge-
wichtung gemäss OECD-Verfahren herangezogen.
Dabei werden zum einen die Exportanteile der zu
vergleichenden Länder in den relevanten Absatz-
märkten und zum anderen die relative Bedeutung
eines bestimmten Absatzmarktes für jedes der zu
vergleichenden Länder berücksichtigt: 

(3)

wobei: X Exportwert 
k Absatzmarkt

Wie Formel (1) zeigt, lassen sich die relativen
Lohnstückkosten in die drei Komponenten a) rela-
tive Lohnkosten pro Beschäftigten, b) relative Ar-
beitsproduktivität und c) nomineller Wechselkurs
unterteilen. Im vorangehenden Text kommentieren
wir zuerst die Entwicklung der relativen Arbeitspro-
duktivität und diejenige der Lohnkosten, wobei aus
Gründen der Übersichtlichkeit auf eine grafische
Darstellung dieser beiden Reihen verzichtet wird. 

Zur Deflationierung der Bruttowertschöpfung
wird für die Industrie insgesamt und das Gast-
gewerbe der implizite Deflator des BFS für die 
14 Sektoren verwendet. Die Wertschöpfung der
Chemischen Industrie wird mit dem Produzenten-
preis «Chemische Produkte» und die Maschinenin-
dustrie mit einem gewichteten Durchschnitt der

Produzentenpreise «Maschinen», «elektrotechni-
sche und feinmechanische Produkte, Uhren» und
«Fahrzeuge, Fahrzeugteile» preisbereinigt. Für die
Konkurrenzländer verwenden wir den impliziten
Deflator basierend auf der STAN-Datenbank.

Dasselbe Gewichtungsschema dient uns auch zur
Berechnung der branchenspezifischen nominellen
und realen Wechselkurse (ê). Für die industriellen
Branchen wird die Gewichtung � herangezogen, also:

(4)

bzw.

Für das Gastgewerbe werden bis zum Zeitpunkt
der Euro-Einführung die einzelnen Währungen an-
hand der Tourismusströme in die und aus der
Schweiz gewichtet. 

Zur Deflationierung des Wechselkurses werden
die folgenden Preisreihen herangezogen: 
– Industrie insgesamt: Produzentenpreis

«Verarbeitende Produktion»
– Chemische Industrie: Produzentenpreis

«Chemische Produkte»
– Maschinenindustrie: Gewichteter Durchschnitt

der Produzentenpreise «Maschinen», «elektro-
technische und feinmechanische Produkte,
Uhren» und «Fahrzeuge, Fahrzeugteile».

– Gastgewerbe: Konsumentenpreis «Restaurants
und Hotels»

Die Angaben zu den Wechselkursen stammen von
der Schweizerischen Nationalbank, Quellen für die
Preisreihen sind für die Schweiz das BFS; für
Deutschland, Frankreich, Italien, Grossbritannien,
Österreich und Spanien EUROSTAT; für die USA das
Bureau of Labor Statistics und für Japan die Bank of
Japan.

1 Für die Industrie insgesamt und das Gastgewerbe. Daten-
bedingt stützen wir uns für die Arbeitsproduktivität der Che-
mischen Industrie und Maschinenindustrie weiterhin auf die
Buchhaltungsergebnisse der schweizerischen Unternehmen.
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nominellen Wechselkurs bestimmt (vgl. Grafik
2.17). Daraus resultierte eine Verbesserung der
Wettbewerbsposition zu Beginn der 90er-Jah-
re mit einer nachfolgenden Verschlechterung;
seit der zweiten Hälfte der 90er-Jahre ist keine
einheitliche Tendenz auszumachen.

Der Aufwertungstendenz des Frankens seit
2000 hatten die Unternehmen der Maschinen-
industrie wenig entgegenzusetzen. Die Preise
der schweizerischen Güter stiegen zwar – wie
in den europäischen Konkurrenzländern – nur
geringfügig an, diejenigen der USA und vor
allem Japans verzeichneten hingegen einen
Rückgang zwischen 2000 und 2003. Der mit
Produzentenpreisen deflationierte reale Wech-
selkurs wertete in diesem Zeitraum somit ra-
scher auf als der nominelle Wechselkurs. Seit
2000 dürfte sich somit die preisliche Wettbe-
werbsposition der schweizerischen Maschi-
nenindustrie eher verschlechtert haben.

2.3.2.5 Gastgewerbe13

Die Arbeitsproduktivität des schweizerischen
Gastgewerbes entwickelte sich zwischen 199214

und 1996 sowie 1998 bis 2001 im Vergleich zu
den Konkurrenzländern im Gleichschritt, zwi-
schen 1996 und 1998 konnte eine merkliche re-
lative Verbesserung verbucht werden.15 Die relati-
ven Lohnkosten pro Beschäftigten haben sich seit
1996 ebenfalls tendenziell zurückgebildet, sodass
sich die relativen Lohnstückkosten – nach dem
wechselkursbedingten starken Anstieg zwischen
1992 und 1995 – in der zweiten Hälfte der 90er-
Jahre deutlich verbesserten (vgl. Grafik 2.18).

Auf Jahresbasis hat sich zwischen 2001 und
2002 der nominelle Wert des Schweizer Fran-
kens gegenüber dem Euro leicht aufgewertet
und im Folgejahr wieder abgewertet. Die Kon-
sumentenpreise im Gastgewerbe («Hotels, Ca-
fés und Restaurants») sind im Vergleich zu den
vier angrenzenden Ländern und Spanien in
diesem Zeitraum in der Schweiz etwas weniger
stark gestiegen. Dadurch konnte die preisliche
Wettbewerbsposition zu Beginn des neuen
Jahrzehnts zumindest gehalten werden.

2.3.3 Landwirtschaft
In den vergangenen Jahren war die Land-

wirtschaft vor erhebliche Herausforderungen
gestellt. Dazu zählen die Ökologisierung der
gesamten Produktion im Rahmen der Agrar-
politik 2002, die Liberalisierung des Brotge-
treide- und Ölsaatenmarktes, den Abbau der
internen Stützung um 20 % bzw.um über 1 Mil-
liarden Schweizer Franken, den Abbau der Ex-
portbeiträge um 36 % und die Ausweitung des
Marktzutrittes für landwirtschaftliche Erzeug-
nisse im Rahmen der WTO-Verträge.

Mit der weiteren Deregulierung der Märkte
im Rahmen der Agrarpolitik 2007, der voll-
ständigen Liberalisierung des Käsemarktes ge-
genüber der EU bis 2007, der Aufhebung der
Milchkontingentierung bis 2009 und der EU-
Osterweiterung stehen der Schweizer Land-
wirtschaft weitere grosse Schritte bevor.

Die Ausdehnung des Personenfreizügig-
keitsabkommens auf die zehn neuen EU-Län-
der dürfte es den Schweizer Landwirtschafts-
betrieben erleichtern, ihren Bedarf an Arbeits-
kräften zu decken. Die Integration der neuen
Mitgliedstaaten mit hohem Produktionspo-
tenzial wird anderseits den Preisdruck auf die
europäischen Agrarmärkte weiter verstärken.
Vorher muss allerdings die landwirtschaftliche
Produktion dieser Länder an die Standards der
EU angepasst werden, insbesondere bezüglich
der Erfüllung der phytosanitären Auflagen, der
Anforderungen der Tiergesundheit, des Tier-
und Umweltschutzes.

Zurzeit sind die WTO-Verhandlungen der
bestimmende Faktor in der agrarpolitischen
Agenda. Die Folgen dieser Verhandlungen über
zunächst abstrakte Begriffe (vgl. nachfolgendes
Glossar im Kasten) wie «Capping», «Swiss-For-
mula», «Amber-Box» oder «Green-Box» wer-
den später konkret sichtbar. Das Verhand-
lungsergebnis wird die zukünftige Schweizer
Landwirtschaft und die Landwirtschaftspoli-
tik massgeblich prägen. Es geht dabei nicht nur
um die Frage, wie die Handelsströme auf den
internationalen Agrarmärkten fliessen. In
einem Land wie der Schweiz, mit ihren wirt-
schaftlichen, klimatischen und topographi-
schen Gegebenheiten geht es letztlich auch um
die Sicherung der Existenz der Landwirtschaft
und der Vitalität der ländlichen Räume.

Die schweizerische Landwirtschaft produ-
ziert rund drei Fünftel der von der Bevölkerung
benötigten Nahrungsmittel. Heute werden die
Lebensmittelsicherheit und die Nachhaltigkeit
der Produktion vielfach als wichtiger eingestuft
als die Versorgungssicherheit. Die gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen haben an Bedeutung
gewonnen. Diese werden in ihrer Mehrzahl als
Kuppelprodukte der Produktion erbracht.

Trotz grosser Fortschritte bezüglich ökolo-
gischer und multifunktionaler Produktion ist
die wirtschaftliche Lage vieler Betriebe unzu-

Glossar:

Capping: Festlegung einer Obergrenze.
Wird im Zusammenhang mit dem Abbau von
Zöllen und der interner Stützung verwendet.

Swiss Formula: Spezialfall einer Zollhar-
monisierungsformel. Mit der «Swiss-formu-
la» werden alle Zölle schrittweise auf einen
Maximalzoll abgebaut. Hohe Zölle müssen
viel stärker abgebaut werden als tiefe Zölle.
Die «Swiss-Formula» wirkt wie ein Capping,
weil die Zollansätze bei den sensiblen Pro-
dukten mit hohen Zöllen überdurchschnitt-
lich stark abgebaut werden müssen.

Boxen: Massnahmen zur internen
Stützung werden aufgrund ihrer Wirkung 
in drei verschieden Boxen klassifiziert:
amber-box: Abbaupflichtige produktions-
bezogene interne Stützungsmassnahmen mit
deutlich handelsverzerrender Wirkung, z.B.
Marktpreisstützung.

Blue-box: Interne Stützungsmassnahmen
mit weniger handelsverzerrender Wirkung als
«amber-box-Massnahmen». Diese Massnah-
men sind von der Abbauverpflichtung aus-
genommen. Die Schweiz hat keine solchen
Massnahmen. Die EU hat mehrere blue-box-
Instrumente, dazu zählen insbesondere
direkte Einkommensbeihilfen im Rahmen 
von Erzeugungsbeschränkungsprogrammen
(Tier- und Flächenprämien aus der EU-
Agrarreform von 1992).

Green-box: Von der Abbauverpflichtung
ausgenommene interne Stützungsmassnah-
men, die keine oder nur geringe Handelsver-
zerrungen oder Auswirkungen auf die Pro-
duktion haben. In die green-box gehören in
der Schweiz die Direktzahlungen.
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13 Zu beachten gilt, dass im Gastgewerbe einige Dienst-
leistungen nur bedingt handelbar sind.

14 Datenbedingt wurde hier die Basis 1992=100 gewählt.
15 Dieser Anstieg der relativen Arbeitsproduktivität, ins-

besondere gegenüber Deutschland, trug massgeblich
zur unterschiedlichen Entwicklung der relativen Lohn-
stückkosten und des realen Wechselkurses in den
Jahren nach 1996 bei (vgl. Grafik 2.18).

Grafik 2.19: Entwicklung der Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse
(= Produzentenpreise), Produktionsmittel sowie Konsumgüter

Quelle: BFS; SBV
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reichend und die Wettbewerbsfähigkeit der
landwirtschaftlichen Produkte auf den natio-
nalen und internationalen Märkten vielfach
noch ungenügend.

Die Grafik 2.19 zeigt die Entwicklung 
der Produzentenpreise für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, der Einkaufspreise landwirtschaft-
licher Produktionsmittel und der Konsumen-
tenpreise für Nahrungsmittel sowie Konsum-
güter insgesamt. Seit 1990 sind die Produzen-
tenpreise um rund 25% zurückgegangen. In
jüngster Zeit ist allerdings eine leichte Erho-
lung feststellbar, da die Ernteausfälle infolge
der Trockenheit des Jahres 2003 bei verschie-
denen Ackerkulturen Nachwirkungen auf
die Preise zeitigen. Die Einkaufspreise land-
wirtschaftlicher Produktionsmittel waren in
derselben Periode recht stabil. Dies ist zur
Hauptsache darauf zurückzuführen, dass die
Landwirtschaft die Rohstoffe für einen Teil
dieser Vorleistungen selber produziert (z.B.
Futterkomponenten) und diese billiger an die
vorgelagerten Betriebe (z.B. Futtermittelher-
steller) abgibt. Die Preise von Vorleistungen,
welche vollständig aus anderen Branchen
bezogen werden müssen (z.B. Energie- und
Schmierstoffe, Investitionen und Unterhalt
von Maschinen und Gebäuden) stiegen an 
(+ 5,7% seit 199716; Quelle SBV). Trotz des
erwähnten Rückgangs der Produzentenpreise
für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Nah-
rungsmittelrohstoffe stiegen die Konsumen-
tenpreise für Nahrungsmittel und Getränke
an. Wie Berechnungen der Sektion Markt-
beobachtung des Bundesamts für Landwirt-
schaft zeigen, konnten in den beobachteten
Sparten (Früchte und Gemüse, Fleisch und
Milch) die Verarbeitungs- und Handelsmar-
gen seit 1999 stark erhöht werden. Dessen un-
geachtet war der dämpfende Einfluss der Nah-
rungsmittelpreise auf das allgemeine Niveau
der Lebenshaltungskosten deutlich spürbar.
Stiegen Letztere (LIK Total) seit 1990 um 25
Indexpunkte, so betrug die Preiszunahme für
Lebensmittel lediglich 16%.

2.4 Öffentliche Finanzen, Finanzpolitik

2.4.1 Aktuelle Tendenzen
Nachdem im Jahr 2000 ein Überschuss von

insgesamt 7,9 Mrd. CHF zu verzeichnen gewe-
sen war, hat sich die finanzielle Lage der Haus-

halte von Bund, Kantonen und Gemeinden
seither sukzessive verschlechtert. Im Jahr 2003
dürfte sich ein Defizit von 6,2 Mrd.CHF (1,4 %
des BIP) ergeben haben.17 Zu dieser Verschlech-
terung trug die Entwicklung der Bundes-
einnahmen, die zwischen 2000 und 2003 um
insgesamt 8,7 % einbrachen, massgeblich bei.
Dabei gingen in erster Linie die Eingänge aus der
Verrechnungssteuer und der Stempelabgabe,
die zuvor im Zuge der Börsenhausse ausseror-
dentlich stark gestiegen waren, und die nicht-
fiskalischen Einnahmen (vor allem Rückzah-
lungen der Darlehen an die Arbeitslosenver-
sicherung) zurück; rückblickend erweist sich
das günstige Ergebnis des Jahres 2000 also als
stark von Sondereinflüssen geprägt. Die übri-
gen Steuereinnahmen des Bundes wuchsen im
genannten Zeitraum mit durchschnittlich 2,6 %
p.a., und die Einnahmen der Kantone und Ge-
meinden dürften um 1,6 % p.a. zugenommen
haben. Damit lag der um die erwähnten Son-
dereinflüsse bereinigte gesamte Einnahmen-
zuwachs über dem durch die Konjunktur-
schwäche seit dem Jahr 2001 gedämpften
Wachstum des nominellen BIP,was namentlich
auf die zeitlich verzögerte Veranlagung und die
Tarifprogression bei den direkten Steuern der
Haushalte zurückgeführt werden kann. Gleich-
zeitig nahmen die Ausgaben mit über 3 % p.a.
im Total noch stärker zu; real (deflationiert mit
der BIP-Teuerung) betrug der Anstieg 2,1 %
p.a. Dies geht vor allem auf die Kantone zurück
(4,5 % p.a.), während beim Bund und bei den
Gemeinden die Ausgabenentwicklung mode-
rat verlief (2,1 % bzw. schätzungsweise 2,4 %
p.a.). Ausgabensteigernd dürfte ein in der
Sparphase der zweiten Hälfte der Neunziger-
jahre entstandener Nachholbedarf, u.a. bei den
Löhnen des Staatspersonals, gewirkt haben.
Zudem war ein anhaltender Anstieg der lau-
fenden Transferbeiträge zu verzeichnen. Na-
mentlich im Gesundheitsbereich entstanden
den Kantonen Mehrausgaben, u.a. wegen hö-
heren Kostenbeiträgen an die Spitäler (Kosten-
beteiligung für Halb- und Privatversicherte).

Im Jahr 2004 setzt sich die negative Tendenz
fort. Auf Basis der verfügbaren Budgetdaten ist
mit einem Defizit des gesamten Staatshaushal-
tes von 9,7 Mrd. CHF (2,2 % des BIP) zu rech-
nen. Beim Total der Einnahmen ist mit schät-
zungsweise 1,1 % ein nur schwaches Wachstum
zu erwarten. Dabei wirkt sich die jüngste Kon-
junkturschwäche nun zunehmend auch auf
die direkten Steuern aus. Das Ausgabenwachs-
tum bleibt demgegenüber mit rund 3 % relativ
hoch. Der Anstieg der Personal- und Sachaus-
gaben verlangsamt sich zwar, und die Investi-
tionsausgaben gehen voraussichtlich zurück.
Bei den laufenden Beiträgen setzt sich aber der
spürbare Auftrieb fort. Zum Ausgabenwachs-
tum trägt in diesem Jahr vor allem der Bund
bei.

Tabelle 2.1

Preisveränderung zwischen Mai 1997 und Mai 2004 bei Konsumgütern, 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen und landwirtschaftlichen Produktionsmitteln (in Prozent)

Konsumgüter Landw. Landwirtschaftliche 
Produzentenpreise Produktionsmittelpreise

Total Nahrungs- Total Futter- Unterhalt Energie Investitionen
mittel mittel Maschinen Schmierstoffe in Maschinen

6.1 9.4 –6.0 1.2 –7.9 13.1 15.6 10.0

Quelle: SBV

16 Die Revision des Indexes der landwirtschaftlichen
Produktionsmittel auf Mai 1997 erlaubt wegen neuer
Gruppenbildung keine rückwirkende Indexierung auf
1990. Zum direkten Vergleich sind die Veränderungen
der Preisindices von Mai 1997 bis Mai 2004 in der
Tabelle oben dargestellt.

17 Für die Jahre bis 2002 liegen definitive Werte der
Finanzstatistik vor (s. Eidgenössische Finanzverwal-
tung: Öffentliche Finanzen der Schweiz 2002, Statistik
der Schweiz, BFS, Neuchâtel 2004). Für das Jahr 2003
liegen die Rechnungen des Bundes und der Kantone
vor; letztere sind allerdings noch nicht nach der ein-
heitlichen Systematik der Finanzstatistik aufbereitet.
Bei den Angaben für die Jahre 2003 und folgende han-
delt es sich somit um eigene Schätzungen, die sich so
weit möglich und sinnvoll auf die verfügbaren Rech-
nungsergebnisse, Voranschläge und Finanzpläne der
jeweiligen Staatsebenen abstützen. Die Angaben für
den Bund enthalten – wenn nicht anders erwähnt –
eine Korrektur zur Berücksichtigung der effektiven
Ausgaben des Fonds für die Eisenbahngrossprojekte
und des ETH-Bereichs (FinÖV- und ETH-Korrektur).
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Gemäss Voranschlag des Bundes sollten die
Einnahmen 2004 – im Vergleich zur Rechnung
2003 – wieder um 1,7 % zunehmen. Bei der
Verrechnungssteuer, der Stempelabgabe und
der Mehrwertsteuer (MWST) wird von einer
Erholung gegenüber dem im längerfristigen
Vergleich unterdurchschnittlichen Niveau von
2003 ausgegangen. Bei der direkten Bundes-
steuer (DBST) ist aufgrund des niedrigen Ein-
kommenswachstums, der gedrückten Un-
ternehmensgewinne der letzten Jahre sowie
geringeren Eingängen aus früheren Perioden
mit einer Abnahme zu rechnen. Bei den Inves-
titionseinnahmen wird von einem weiteren
Rückgang ausgegangen. Dagegen ist das für
das laufende Jahr erwartete Ausgabenwachs-
tum (ohne FinÖV- und ETH-Korrektur) mit
5,2 % markant, vor allem in Anbetracht der
Ausgabenkürzungen von rund 1 Mrd. CHF im

Rahmen des Entlastungsprogramms 03 (800
Mio. CHF) und der Kreditsperre (230 Mio.
CHF), welche grösstenteils die laufenden Bei-
träge und die Investitionsbeiträge (vor allem
im Bereich Verkehr) betreffen. Ein beträcht-
licher Teil der Zunahme geht allerdings auf
ausserordentliche Ausgaben, namentlich für
die Überführung der altrechtlichen ETH-Pro-
fessoren in die Publica, zurück. Ohne diese Po-
sition ergäbe sich ein Wachstum von 2,9 %.
Eine deutliche Zunahme ist bei den Passivzin-
sen budgetiert. Die laufenden Beiträge steigen
ohne die ausserordentlichen Ausgaben um gut
4 %. Die Personalausgaben nehmen mit 3,9 %
ebenfalls überdurchschnittlich zu, wobei dies
zum Teil über Sachkredite kompensiert wird.
Bei den Konsumausgaben insgesamt ist denn
auch nur ein Wachstum von 0,9 % vorgesehen.
Die Investitionsbeiträge verzeichnen sogar
einen Rückgang.

Aus den Budgetvorgaben resultiert für das
Jahr 2004 eine Zunahme des Bundesdefizits auf
4,6 Mrd. CHF (ohne FinÖV- und ETH-Korrek-
tur). Dabei fallen die erwähnten ausserordent-
lichen Ausgaben für die Personalvorsorge nicht
unter die Bestimmungen der Schuldenbremse.
Dem verbleibenden Defizit von 3,5 Mrd. CHF
stand nach der Berechnungsmethode der Eidg.
Finanzverwaltung (EFV) für die Schulden-
bremse ein konjunkturell zulässiger Ausgaben-
überschuss von knapp 500 Mio. CHF gegen-
über. Um zu verhindern, dass die Bestimmun-
gen der Schuldenbremse weitere, einschneiden-
de Ausgabenkürzungen im laufenden Jahr er-
fordern würden, wurde das Finanzhaushaltsge-
setz in dem Sinne geändert, dass der auf 3 Mrd.
CHF veranschlagte strukturelle Teil des Fehlbe-
trags erst in den Jahren 2005–2007 in Tranchen
von je 1 Mrd. CHF abzubauen sei. Unter
Berücksichtigung der effektiven Ausgaben des
Fonds für die Eisenbahngrossprojekte (FinÖV)
und des ETH-Bereichs dürfte das Bundesdefizit
2004 auf rund 6 Mrd. CHF zu stehen kommen.

Das Einnahmenwachstum der Kantone und
Gemeinden bleibt im Jahr 2004 infolge der
schwachen Konjunktur im Vorjahr ebenfalls
niedrig. Bei den Kantonen ist auf der Basis der
provisorischen Voranschläge mit einer Erhö-
hung von 1,2 % zu rechnen. Das Ausgaben-
wachstum dürfte sich auf 2,2 % weiter ab-
schwächen. Der Zuwachs der Konsumausgaben
entspricht kaum noch der Teuerungsrate, und
bei den Investitionsausgaben ist mit einer Stag-
nation zu rechnen. Weiterhin überdurch-
schnittlich fällt der Anstieg bei den laufenden
Beiträgen aus. Das Defizit der Kantone erhöht
sich in der Folge auf voraussichtlich rund 3,6
Mrd. CHF Bei den Gemeinden dürften die Ein-
nahmen ebenfalls nur schwach expandieren.
Das Ausgabenwachstum liegt voraussichtlich
leicht niedriger als bei den Kantonen; per Saldo
ist mit einem  geringfügigen Defizit zu rechnen.
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Tabelle 2.2

Haushaltssalden von Bund, Kantonen und Gemeinden in Mio. Franken

2000 2001 2002 2003 2004 2005

Bund 3786 –1701 –496 –3830 –6000 –3000

Kantone 2624 1291 –301 –2900 –3600 –2000

Gemeinden 1469 1324 1103 500 –100 100

Staat insgesamt1 7879 915 307 –6200 –9700 –4900

1 Ohne Sozialversicherungen. Quelle: EFV: Öffentliche Finanzen der Schweiz 2002; 2003–2005 eigene Schätzungen
Unter Ausschluss von Doppelzählungen.

Grafik 2.20: Haushaltssalden von Bund, Kantonen und Gemeinden (in Mio. CHF)

Quellen: EFV: Öffentliche Finanzen der Schweiz 2002; 2003–2005 eigene Schätzungen

Grafik 2.21: Einnahmen und Ausgaben von Bund, Kantonen und Gemeinden
(Wachstumsraten gegenüber dem Vorjahr in Prozent)

Quellen: EFV: Öffentliche Finanzen der Schweiz 2002; 2003–2005 eigene Schätzungen
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2.4.2 Ausblick auf das Jahr 2005
Im Jahr 2005 wachsen die Einnahmen auf-

grund der in Gang gekommenen wirtschaft-
lichen Belebung mit voraussichtlich rund 4 %
wieder stärker. Gleichzeitig nimmt bei den
Ausgaben aufgrund der entstandenen Defizite
der Spardruck zu. In der Folge nehmen diese –
auch wegen des Auslaufens von Nachholeffek-
ten – kaum mehr zu. Die Konsumausgaben
und die Investitionen dürften real zurückge-
hen, und bei den laufenden Beiträgen ist mit
einer deutlichen Wachstumsverlangsamung 
zu rechnen. Nach diesem Szenario wird das
gesamte Staatsdefizit im Jahr 2005 auf rund 
4,9 Mrd. CHF (1,1 % des BIP) abnehmen.

Der Voranschlag des Bundes für das Jahr
2005 sieht ein Wachstum der Einnahmen um
5,8 % und der Ausgaben um 2,2 % vor (gegen-
über dem Voranschlag 2004, unter Ausschluss
der ausserordentlichen Ausgaben im Jahr 2004
und ohne FinÖV- und ETH-Korrektur). Dabei
vermindert sich der Ausgabenüberschuss auf
1,8 Mrd. CHF, was mit der Schuldenbremse
kompatibel ist. Die EFV geht neuerdings von
einer konjunkturellen Überauslastung im Jahr
2005 aus, was gemäss der Regel der Schulden-
bremse einen Überschuss von 150 Mio. CHF er-
forderlich macht, während das hinzunehmende
strukturelle Defizit gemäss dem im Finanzhaus-
haltsgesetz festgelegten Abbaupfad noch 2 Mrd.
CHF beträgt.Zum Einnahmenwachstum tragen
eine weitere Erholung bei der Verrechnungs-
steuer und der Stempelabgabe sowie der durch
die konjunkturelle Belebung bedingte Anstieg
bei der MWST bei.Auch die Eingänge bei der di-
rekten Bundessteuer nehmen zu. Ferner steigen
die Erträge der Schwerverkehrsabgabe und der
Tabaksteuer infolge von Satzerhöhungen.

Im moderaten Wachstum der Ausgaben
finden die Massnahmen des Entlastungspro-
gramms 2003 sowie weitere gezielte Kürzungen
ihren Niederschlag; gegenüber dem Finanz-
plan vom Februar 2004 liegt das Ausgaben-
niveau um 1,9 Mrd. CHF tiefer. Namhafte
Zuwächse ergeben sich bei den Anteilen an 
den Bundeseinnahmen (Kantonsanteile an der
Bundes- und der Verrechnungssteuer, Schwer-
verkehrsabgabe), die um nahezu 10 % anstei-
gen, und bei den Investitionsbeiträgen (5,5 %).
Bei den Konsumausgaben ist dagegen ein
Rückgang budgetiert (–1,4 %); dieser geht zu
Lasten der Personal- und der Rüstungsausga-
ben, während beim Sachaufwand eine leichte
Zunahme vorgesehen ist. Mit rund 2 % steigen
die laufenden Beiträge (bei Ausschluss der
Sonderausgaben 2004) und die Passivzinsen
nur mässig. Unter Einbezug der ausserordent-
lichen Ausgaben im Jahr 2004 ist auf Basis
dieser Vorgaben mit einer Stagnation der Aus-
gaben im Jahr 2005 zu rechnen. Inklusive Fin-
ÖV- und ETH-Korrektur vermindert sich das
Bundesdefizit auf noch rund 3 Mrd. CHF.

Auch bei den Kantonen und den Gemein-
den wird das Einnahmenwachstum im Jahr
2005 aufgrund der konjunkturellen Belebung
im laufenden Jahr mit voraussichtlich mit rund
4 % bzw. 3 % wieder stärker zunehmen. Bei
dieser Einschätzung wird unterstellt, dass die
Kantone, im Gegensatz zu den Gemeinden,an-
gesichts ihrer gegenwärtig defizitären Finanz-
lage bezüglich Steuerrevisionen zum Ausgleich
der Progressionswirkung bei den Einkom-
menssteuern vermehrt Zurückhaltung üben.
Bei den Ausgaben kann davon ausgegangen
werden, dass die jüngste Verschlechterung der
Haushaltsentwicklung vor allem bei den Kan-
tonen zu Ausgabenkürzungen führt, welche
eine weitere Verlangsamung des Wachstums
auf noch etwa 1,7 % nach sich ziehen. Ver-
schiedene Kantone wie Zürich, Luzern und 
St. Gallen haben Sparpakete beschlossen. Bei
den Personal- und Sachausgaben wird mit einer
leichten,bei den Investitionsausgaben mit einer
spürbaren realen Abnahme gerechnet.Eine an-
haltende, wenn auch abgeschwächte Expan-
sion dürften die laufenden Transferzahlungen
an Dritte aufweisen. Unter diesen Vorausset-
zungen werden die Kantone im kommenden
Jahr eine Verminderung des Defizits auf noch
2 Mrd. CHF verzeichnen. Bei den Gemeinden,
bei denen der Spardruck weniger ausgeprägt
ist, wird ein Ausgabenwachstum von rund
2,4 % erwartet, womit sich aber trotzdem wie-
der ein geringfügiger Überschuss  ergibt.

Zur Abschätzung des Einflusses der Staats-
haushalte auf die konjunkturelle Entwicklung
kann nicht auf den effektiven Haushaltssaldo
abgestellt werden; die konjunkturellen Wir-
kungen müssen mitberücksichtigt werden.
Nach einer einfachen Faustregel wirkt der Staat
dann neutral auf die Konjunktur, wenn zykli-
sche Schwankungen der Einnahmen hingenom-
men werden; in diesem Fall bleibt der struktu-
relle Saldo konstant.18 Allerdings ist es nicht
einfach, den konjunkturellen Teil des Staatsde-
fizits vom strukturellen zu unterscheiden. Die
Berechnung des strukturellen Saldos setzt eine
Schätzung des gesamtwirtschaftlichen Poten-
zialoutputs voraus, mit der sich der jeweilige
Auslastungsgrad bestimmen lässt.Dafür stehen
unterschiedliche Methoden zur Verfügung,de-
ren Ergebnisse unter Umständen erheblich von-
einander abweichen können.19 Die EFV stützt
sich bei der Berechnung des unter der Schul-
denbremse zulässigen Ausgabenplafonds auf
einen (modifizierten) Hodrick-Prescott-Filter.
Dieser weist die Eigenschaft auf, dass sich das
Trend-BIP, welches als Indikator für den Po-
tenzialoutput fungiert, am aktuellen Rand je-
weils zum tatsächlichen BIP tendiert,womit die
Outputlücke tendenziell unterschätzt wird.20

Für die Periode 2001–2004 kann davon aus-
gegangen werden, dass die Verschlechterung
der Staatsfinanzen nur teilweise konjunktur-

18 Diese Betrachtungsweise beruht auf der in der Fach-
welt weitgehend akzeptierten Ansicht, dass die direk-
ten Effekte einer Zunahme des Staatsdefizits auf die
Konjunktur positiv sind. In den letzten Jahren haben
indessen einige Autoren auf die Möglichkeit hingewie-
sen, dass indirekte Effekte – namentlich auf die Er-
wartungen der Wirtschaftsakteure – den gegenteili-
gen Effekt haben können, womit eine Reduktion von
Staatsdefizit und Staatsschulden eine positive Wir-
kung zeitigen würden.  Solche «nicht keynesianischen»
Effekte sind allerdings an bestimmte Voraussetzungen
gebunden (z.B. Vertrauensverlust der Finanzmärkte in
die Bonität des Staates, Vorliegen einer Lohn-Preis-
Spirale usw.), die für die Schweiz nicht zutreffen.

19 S. z.B. Botschaft zum Entlastungsprogramm 2003 für
den Bundeshaushalt (EP 03) vom 2. Juli 2003.

20 So geht die EFV davon aus, dass die schweizerische
Volkswirtschaft im Jahr 2005 wieder einen Zustand der
Überauslastung erreicht haben wird und somit ein
Überschuss in der Staatsrechnung anzustreben sei.
Wird dagegen für die Potenzialentwicklung statt dem
Trend gemäss Hodrick-Prescott-Filter ein Wachstums-
trend von real 1,5 % unterstellt, ergeben sich allein
bei der direkten Bundessteuer kumulierte Ausfälle
aufgrund der jüngsten Wirtschaftsentwicklung von
rund 800 Mio. CHF.
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bedingt war. Die Finanzpolitik übte dement-
sprechend einen stützenden Einfluss auf die
gesamtwirtschaftliche Aktivität aus. Für das
Jahr 2005 ergibt sich dagegen ein restriktiver
Effekt. Dieser geht auf das voraussichtlich nur
noch schwache Ausgabenwachstum zurück,
was eine Verringerung des strukturellen An-
teils des Defizits mit sich bringt; das höhere
Einnahmenwachstum ist demgegenüber auch
konjunkturell bedingt.

2.4.3 Fiskalindikatoren 
im internationalen Vergleich

Die von der EFV (Sektion Finanzausgleich
und Statistik) berechneten Finanzquoten (Fis-
kal-, Steuer-, Sozial- und Staatsquote) haben
kürzlich eine Modifikation erfahren. Zum ei-
nen gehen die Sozialbeiträge zu Gunsten der
Krankenversicherungen und der SUVA nicht
mehr in die Sozial- bzw. die Fiskalquote ein, da
diese Sozialwerke nach den Richtlinien der
OECD nicht zu den öffentlichen Sozialversi-
cherungshaushalten gehören. Zum andern

wurde der Nenner, das BIP, vom ESVG78 auf
das ESVG95 umgestellt, was auch die Steuer-
und die Staatsquote tangiert. Wie die Grafik
2.22 am Beispiel der Fiskalquote zeigt, resul-
tieren daraus niedrigere Werte als nach alter
Berechnungsweise, und der Anstieg seit 1990
fällt geringer aus. Die Fiskalquote dient als
Hinweis auf die Einkommensabschöpfung
durch den Staat.

Die Staatsquote (Anteil der Staatsausgaben
am BIP) nahm von 2000 bis 2002 spürbar zu;
diese Aufwärtstendenz dürfte – wenn auch
etwas abgeschwächt – bis 2004 angehalten ha-
ben. Dazu trägt zum einen das erwähnte, rela-
tiv hohe Ausgabenwachstum bei. Zum andern
bewirkt das konjunkturbedingt niedrige BIP-
Wachstum, dass sich der Nenner schwächer als
im langfristigen Durchschnitt erhöht. Ein Ver-
gleich mit ausgewählten OECD-Ländern zeigt
indessen, dass sich das Niveau der schweizeri-
schen Staatsquote immer noch im unteren
Mittelfeld bewegt.21 Infolge des zu erwarten-
den niedrigen Ausgabenwachstums und der
anziehenden Konjunktur dürfte die Staats-
quote im Jahr 2005 wieder abnehmen.

Die Bruttoschuldenquote hat sich seit dem
Jahr 2000 ebenfalls erhöht,und auch diese Ten-
denz setzt sich bis zum Jahr 2004 fort. Für das
Jahr 2005 kann mit einer Stabilisierung ge-
rechnet werden. Zum Anstieg seit 2000 haben
nicht nur die Defizite in den laufenden Rech-
nungen, sondern auch bilanzwirksame Vor-
gänge ausserhalb der Finanzrechnung, wie sie
namentlich im Zuge von Kapitalaufstockun-
gen bei den Pensionskassen des Bundes und
der ehemaligen Regiebetriebe zu verzeichnen
waren, beigetragen. Der internationale Ver-
gleich zeigt auch hier, dass die Position der
Schweiz noch relativ günstig ist. Zur Beurtei-
lung der Vermögensposition der öffentlichen
Haushalte wäre korrekterweise auf die Netto-
schuld abzustellen, welche die den Schulden
gegenüberstehenden Vermögenswerte mitbe-
rücksichtigt. Entsprechende Angaben fehlen
für den gesamten Staatshaushalt der Schweiz.
Aus den verfügbaren Daten für den Bund und
die Kantone ist ersichtlich, dass die Netto-
schulden deutlich niedriger liegen als die Brut-
toschulden. Einen weiteren Hinweis gibt ein
Vergleich zwischen Passivzinsen und Vermö-
genserträgen, für den auch Daten der Gemein-
den verfügbar sind. Es zeigt sich, dass die Ver-
mögenserträge im Durchschnitt 1990–2000
87 % der Passivzinsen abdeckten.22 Da bei die-
sen Daten beträchtliche Bewertungs- und Ab-
grenzungsprobleme bestehen, lässt sich aus ih-
nen aber lediglich der grobe Hinweis ableiten,
dass den ausgewiesenen Bruttoschulden des
Staates insgesamt Vermögenswerte in beträcht-
licher Höhe gegenüberstehen. Was die Sozial-
versicherungen betrifft, ist ferner vor allem auf
die hohe Vermögensposition der zweiten Säu-
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Tabelle 2.3

Staatsquoten im internationalen Vergleich1

Öffentliche Haushalte und obligatorische Sozialversicherungen (in Prozent des BIP)

1990 2000 2003 2005

USA 36.6 33.7 35.7 35.2

Australien 36.2 35.6 36.4 36.2

Schweiz 31.5 36.1 38.9 38.3

Grossbritannien 42.2 37.0 42.6 43.3

Japan 31.7 38.2 37.7 36.6

Spanien 43.4 40.0 39.5 39.1

Kanada 48.8 41.0 40.1 39.9

Niederlande 54.8 45.3 48.9 46.9

Deutschland 44.5 45.7 48.9 47.1

Italien 54.4 46.9 48.9 49.0

Belgien 53.4 49.4 51.4 50.0

Österreich 53.1 52.3 51.2 50.2

Frankreich 50.7 52.5 54.5 53.4

Schweden 60.7 57.3 58.2 57.9

OECD 40.1 39.0 40.7 40.1

1 Rangfolge nach Höhe der Staatsquote 2000. Quellen: OECD Economic Outlook, June 2004; Schweiz: EFV Sektion Finanzausgleich
und Statistik, August 2004; 2003/2005: eigene Schätzungen.

Grafik 2.22: Fiskalquote (Fiskaleinnahmen in Prozent des BIP)

Quellen: EFV, Sektion Finanzausgleich und Statistik, August 2004
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le hinzuweisen. In die Betrachtung wären aller-
dings auch ungedeckte zukünftige Verbind-
lichkeiten, die unter den geltenden Regelungen
namentlich in der Sozialversicherung zu ver-
muten sind, einzubeziehen.

2.5 Monetäre Lage und Geldpolitik

2.5.1 Das geldpolitische Konzept 
der Schweizerischen Nationalbank

Seit Anfang 2000 betreibt die Nationalbank
ihre Geldpolitik auf Basis eines aus drei Ele-
menten bestehenden Konzepts. Erstens ist die
Geldpolitik vorrangig auf die Erhaltung der
Preisstabilität ausgerichtet, d.h. sie soll Infla-
tion und Deflation verhindern. Konkret wird
dieses Ziel mit einem Anstieg des Landesinde-
xes der Konsumentenpreise zwischen 0 % und
2 % pro Jahr gleichgesetzt. Zweitens stützt die
Nationalbank ihre geldpolitischen Entschei-
dungen auf eine Inflationsprognose mit einem
Zeithorizont von drei Jahren. Damit wird den
Wirkungsverzögerungen geldpolitischer Im-
pulse Rechnung getragen. Drittens setzt die
Nationalbank für den Dreimonats-Libor (3M-
Libor) ein operationelles Zielband mit einer
Breite von einem Prozentpunkt fest.Zur Steue-
rung des 3M-Libor verwendet sie primär kurz-
fristige Reprogeschäfte.23

Die Nationalbank überprüft die Ausrichtung
der Geldpolitik in vierteljährlichem Rhythmus.
Im Falle unvorhergesehener Entwicklungen
kann sie das Zielband für den 3M-Libor aber
auch zwischen den regulären Terminen anpas-
sen. Eine häufig übersehene konzeptionelle Be-
sonderheit der Inflationsprognosen der Natio-
nalbank besteht darin,dass sie einen konstanten
3M-Libor unterstellen. Sie zeigen somit den zu

erwartenden Inflationsverlauf unter der An-
nahme, dass der eingeschlagene geldpolitische
Kurs über drei Jahre unverändert bleibt. Damit
wird bewusst die Möglichkeit eingeschlossen,
dass die prognostizierten Inflationsraten die
Definition der Preisstabilität im späteren Prog-
nosezeitraum verletzen. Eine solche Prognose
signalisiert, dass in näherer Zukunft mit einem
geldpolitischen Kurswechsel zu rechnen ist, wo-
bei dessen genaues «Timing» und Ausmass aber
offen gelassen wird. Im Unterschied dazu ent-
halten die Prognosen anderer Institutionen ty-
pischerweise konkrete Annahmen über die im
Prognosezeitraum zu erwartenden Reaktionen
der Geldpolitik.

2.5.2 Geldpolitik 2003–2004
Letzter Lockerungsschritt im März 2003

Die Nationalbank hat ihre Geldpolitik in
den letzten Jahren zunehmend expansiver aus-
gerichtet.Der 3M-Libor,der Anfang 2001 noch
bei 3,5 % notierte, wurde bis zum Juli 2002 in
fünf Schritten auf 0,75 % gesenkt. Im März
2003 wurde der 3M-Libor dann nochmals um
einen halben Prozentpunkt auf 0,25 % redu-
ziert. Technisch bedingte dies eine Verengung
des Zielbandes auf 0 % bis 0,75 %, kombiniert
mit der Absichtserklärung, den 3M-Libor bis
auf weiteres in dessen unterem Bereich zu hal-
ten. Ausschlaggebend für diesen letzten Lo-
ckerungsschritt war die Erkenntnis, dass sich
die erwartete Konjunkturerholung insbeson-
dere infolge des sich anbahnenden Irak-Kriegs
weiter verzögern würde. Zudem drohte der mit
der unsicheren geopolitischen Lage verbun-
dene Aufwertungsdruck auf den Franken die
monetären Bedingungen in unerwünschter
Weise zu verschärfen. In dieser Situation schien
es der Nationalbank angebracht, die Attrak-
tivität von Frankenanlagen mit einer nochma-
ligen Zinssenkung gering zu halten.

Die im März 2003 unter der Annahme eines
konstanten 3M-Libor von 0,25 % erstellte In-
flationsprognose zeigte bis Mitte 2004 Teue-
rungsraten zwischen 0,5 % und 1 % und da-
nach bis zum Ende des Prognosehorizonts eine
Beschleunigung auf 2,5 %, was nicht mehr mit
der Definition der Preisstabilität vereinbar ist.
Ein solcher Prognoseverlauf ist typisch für eine
Situation, in der die Geldpolitik auf eine aus-
geprägte Konjunkturschwäche mit einer Lo-
ckerung reagiert: Das tiefe Zinsniveau erweist
sich später im Prognosezeitraum bei einer
Normalisierung der Konjunktur zwangsläufig
als zu expansiv. Die Nationalbank kommen-
tierte ihre Prognose dahingehend, dass ihr für
eine Straffung der Geldpolitik noch genügend
Zeit bleibe, um die Inflation im preisstabilen
Bereich zu halten.

Angesichts der anhaltend schleppenden
Konjunktur hielt die Nationalbank auch in den
Lagebeurteilungen vom Juni, September und

Tabelle 2.4

Schuldquoten im internationalen Vergleich1

Bruttoschulden Nettoschulden2

1990 2000 2003 2005 1990 2000

Australien 23.1 25.2 18.2 16.3 10.9 9.9

Schweiz 29.9 49.9 55.6 55.8 k.A. k.A. 

Grossbritannien 43.4 55.5 51.6 54.0 14.9 34.5

Niederlande 76.9 55.9 54.8 58.7 35.5 44.5

USA 66.6 58.8 62.8 65.0 49.9 43.0

Deutschland 41.5 60.9 65.1 67.7 21.0 42.4

Schweden 46.8 64.2 61.5 60.4 –7.6 1.4

Frankreich 39.5 65.2 71.1 76.9 17.5 34.8

Österreich 57.2 67.0 64.9 65.3 37.5 45.1

Spanien 48.8 72.3 65.0 61.5 31.8 42.8

Kanada 74.5 82.0 75.6 69.9 43.3 44.9

Belgien 129.1 115.1 105.1 98.4 116.7 102.7

Italien 111.6 120.4 116.7 116.9 81.0 94.9

Japan 68.6 134.1 157.3 168.6 24.6 59.1

OECD 61.1 71.6 76.0 78.9 35.7 42.2

1 Aufgrund definitorischer Unterschiede sind die Schulden- Quelle: OECD Economic Outlook, June 2004; Schweiz: 
quote nicht immer vergleichbar (s. OECD Economic Outlook); EFV Sektion Finanzausgleich  und Statistik, August 2004; 
Rangfolge nach Höhe der Bruttoschuldenquote. 2003/2005: eigene Schätzungen.

2 Bruttoschulden abzüglich Finanzvermögen.

21 Zur Problematik internationaler Vergleiche von Fiskal-
indikatoren s. KfK Jahresbericht 2002 vom 6. Septem-
ber 2002, S. 44ff.

22 S. Eidgenössische Finanzverwaltung: Öffentliche
Finanzen der Schweiz 2002, Statistik der Schweiz, BFS,
Neuchâtel 2004,Tabelle A 9.1.

23 Vgl. Thomas J. Jordan und Michel Peytrignet: Die In-
flationsprognose der Schweizerischen Nationalbank,
Quartalsheft 2, 2001, Schweizerische Nationalbank. 
In diesem Artikel wird erläutert, weshalb die National-
bank ihre Geldpolitik auf eine Inflationsprognose ab-
stützt, wie die Prognose zu Stande kommt und wie sie
zu interpretieren ist. Ausserdem werden die verschie-
denen Prognosemodelle, welche die Nationalbank für
die Erstellung der Inflationsprognose verwendet, kurz
vorgestellt.
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Dezember 2003 an ihrer expansiven Politik mit
einem Zielwert des 3M-Libor von 0,25 % fest.
Nachdem sie ihre Prognose für das Wirt-
schaftswachstum 2003 bereits im März auf ein
knappes Prozent zurückgenommen hatte, ging
sie Mitte Jahr von einer Stagnation und danach
von einem Rückgang des Bruttoinlandpro-
dukts im Jahr 2003 aus. Vor diesem Hin-
tergrund war die nach dem Zinsentscheid vom
März 2003 eingetretene Tieferbewertung des
Frankens als willkommene Lockerung der mo-
netären Bedingungen zu werten. Der Abwer-
tung des Frankens zum Euro stand allerdings
eine Höherbewertung zum Dollar gegenüber,
so dass sich die Stimulierung der Wirtschaft
von Seiten der Wechselkurse in Grenzen hielt.

Die im Juni, September und Dezember 2003
unter der Annahme eines konstanten 3M-Li-
bor von 0,25 % prognostizierten Inflations-
raten lagen wegen der Verzögerung des Kon-
junkturaufschwungs durchwegs etwas unter
den Werten der März-Prognose. Gegen Ende
des Prognosezeitraums wurde aber, wie schon
in der März-Prognose 2003, eine klare Infla-
tionsbeschleunigung über den preisstabilen
Bereich hinaus angezeigt.

Zinswende im Juni 2004
In der Lagebeurteilung vom März 2004

schien der Nationalbank der Zeitpunkt für
eine weniger expansive Ausrichtung der Geld-
politik noch nicht gekommen. Obwohl die
Schweizer Wirtschaft dank der günstigen mo-
netären Bedingungen sowie der verbesserten
internationalen Konjunktur in der zweiten
Hälfte von 2003 recht deutlichen Aufwind ver-
spürte, bestanden nach wie vor Zweifel hin-
sichtlich der Nachhaltigkeit des Konjunktur-
aufschwungs. In dieser Situation wollte die
Nationalbank den Erholungsprozess nicht
durch eine verfrühte Zinsanhebung gefährden.

Mit der Tiefhaltung der Zinsen ging ein be-
trächtliches Wachstum der Geldaggregate ein-
her. Nach Ansicht der Nationalbank waren die
damit verbundenen Risiken für die Erhaltung
der Preisstabilität aber aus verschiedenen Grün-
den zu relativieren. Erstens entwickelte sich die
Kreditvergabe der Banken sehr verhalten.Zwei-
tens war das hohe Geldmengenwachstum zum
Teil durch eine verstärkte Liquiditätspräferenz
verunsicherter Anleger bedingt. So sind im Jahr
2003 in grossem Ausmass Treuhandanlagen in
Schweizer Franken vom Ausland auf Sichtkon-
ten in der Schweiz zurückgeflossen. Diese tem-
porär in der Schweiz parkierten Gelder erhö-
hen das Geldmengenwachstum, stellen aber
nur ein geringes Inflationspotential dar. Drit-
tens war davon auszugehen, dass die Wirtschaft
auch bei wieder anziehender Produktion noch
längere Zeit unterhalb ihrer Kapazitätsgrenze
operieren und deshalb mit Preiserhöhungen
zurückhaltend sein würde.

In den letzten Monaten präsentierte sich die
Schweizer Konjunktur zunehmend breiter ab-
gestützt. Nachdem der Erholungsprozess zu-
nächst vorwiegend von den Exporten getragen
war, erfasste er im Frühjahr 2004 mehr und
verstärkt auch die Binnenwirtschaft. In der
Lagebeurteilung vom Juni 2004 erwartete die
Nationalbank für das laufende Jahr ein Wirt-
schaftswachstum von gegen 2 % und für 2005
eine weitere Wachstumsbeschleunigung in
Richtung auf eine Normalauslastungssitua-
tion. Angesichts dieser verbesserten Konjunk-
turaussichten vollzog die Nationalbank im
Juni 2004 einen vorsichtigen Kurswechsel.
Sie beschloss, das Zielband um 0,25 Prozent-
punkte auf 0 % bis 1 % anzuheben und den
3M-Libor bis auf weiteres in der Zielbandmitte
bei 0,5 % zu halten.

Diese leichte Straffung der Geldpolitik hat-
te im Vergleich zur Lagebeurteilung vom März
– bei praktisch übereinstimmender Sicht der
realwirtschaftlichen Perspektiven – nur sehr
geringe Auswirkungen auf die Inflationsprog-
nose. Die von der Nationalbank im Juni 2004
prognostizierten Teuerungsraten bewegen sich
bis Ende 2005 in der Grössenordnung von 1 %.
Anfänglich liegen sie wegen des verteuerten
Erdöls etwas höher und ab dem zweiten Quar-
tal 2005 wegen der leicht restriktiveren Geld-
politik etwas tiefer als in der Prognose vom
März 2004. Im weiteren Prognosezeitraum
zieht dann die Inflation aber wie schon in der
März-Prognose markant an und liegt an des-
sen Ende (1. Quartal 2007) mit 3,2 % deutlich
über der 2 %-Marke. Entsprechend machte die
Nationalbank darauf aufmerksam, dass ihre
Geldpolitik noch immer expansiv sei und sie
den 3M-Libor zur Sicherung der Preisstabilität
voraussichtlich in Kürze noch weiter würde
anheben müssen.

2.5.3 Schweizerische Kurz- und
Langfristzinsen im internationalen Vergleich

Auch die Zentralbanken der meisten Indus-
trieländer setzten ihre expansive Geldpolitik
im Jahr 2003 fort. Die amerikanische Noten-
bank (FED) senkte den Zinssatz für Tagesgeld
im Juni 2003 um 0,25 Prozentpunkte auf 1 %.
Die Europäische Zentralbank (EZB) reduzier-
te ihren Leitzins im März um einen viertel Pro-
zentpunkt auf 2,5 % und Anfang Juni um einen
halben Prozentpunkt auf 2 %. Die Bank of
England senkte den Leitzins im Februar und
Juli um je 0,25 Prozentpunkte auf 3,5 %, nahm
dann aber im November 2003 eine geringfügi-
ge Leitzinserhöhung auf 3,75 % vor. Die japa-
nische Zentralbank war weiterhin bemüht, mit
einer Erhöhung der Bankenliquidität den de-
flationären Trend zu stoppen und die Kon-
junktur zu stimulieren. Der japanische Tages-
geldsatz, der schon 2001 auf praktisch null
gefallen war, verharrte auf diesem Tiefstand.
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In der ersten Jahreshälfte 2004 fand die
Phase der geldpolitischen Lockerungen in den
Industrieländern ein Ende. In den USA blieb
der Leitzins unverändert bei 1 %, in der Euro-
zone bei 2 % und in Japan nahe bei null. Nach-
dem das FED in seinen Verlautbarungen die
Märkte angesichts der kräftigen Konjunktur-
erholung in den USA bereits seit einiger Zeit
auf einen Kurswechsel vorbereitet hatte, wur-
de der Tagesgeldsatz im Juni 2004 dann erwar-
tungsgemäss auf 1,25 % und im August weiter
auf 1,5 % erhöht. Die Bank of England, die die
Zinswende bereits früher eingeleitet hatte, hob
den Leitzins von Februar bis August 2004 in
vier weiteren Schritten von je 0,25 Prozent-
punkte auf 4,75 % an. Dagegen erachtete die
EZB das Leitzinsniveau von 2 % der Konjunk-
turlage weiterhin als angemessen.

Ordnet man die schweizerische Geldpolitik
in dieses internationale Umfeld ein,so zeigt sich,
dass die Nationalbank ihren Kurs in der kon-
junkturellen Schwächephase vergleichsweise
rasch und stark gelockert hat. Der 3M-Libor,
der Anfang 2002 noch bei 1,75 % lag, wurde bis
zum März 2003 auf 0,25 % gesenkt und blieb
danach bis im Juni 2004 auf diesem Niveau
konstant. Die Zinssätze für dreimonatige An-
lagen in Dollar und Euro sind im gleichen Zeit-
raum langsamer und weniger stark, nämlich
von 1,8 % auf 1,1 % bzw. von 3,3 % auf 2,1 %
zurückgegangen. Entsprechend haben sich die
Zinsdifferenzen des Frankens zum Dollar bzw.
zum Euro zunächst ausgeweitet, sind aber nach
den weiteren Lockerungsschritten des FED
und der EZB im Juni 2003 wieder etwas klei-
ner geworden. Gegenüber dem Dollar ist die
Zinsdifferenz von praktisch null Anfang 2002
bis im Mai 2003 auf rund einen Prozentpunkt
angewachsen; danach bewegte sie sich in ei-
nem engen Band zwischen 0,7 und 1,1 Pro-
zentpunkten. Die Zinsdifferenz des Frankens
zum Euro, die Anfang 2002 rund 1,5 Prozent-
punkte betragen hatte, stieg bis im Herbst 2002
auf mehr als 2,5 Prozentpunkte an, bevor sie
sich im Juni 2003 aufgrund des Rückgangs der
Euro-Zinsen auf 1,8 Prozentpunkte und nach
der Zinsanhebung in der Schweiz vom Juni
2004 weiter auf 1,6 Prozentpunkte verengte.

Die Renditen langfristiger Staatsanleihen
fielen in den Industrieländern im ersten Halb-
jahr 2003 nochmals etwas zurück. Im Juni 2003
setzte dann aber weltweit eine Zinswende ein. In
den USA stieg die Rendite 10-jähriger Staats-
papiere von Juni bis August 2003 relativ kräf-
tig von 3,3 % auf 4,4 % und bis im Juni 2004
weiter auf 4,7 %. Im Euroraum erhöhte sich 
die Rendite 10-jähriger Staatspapiere zwischen
Juni und November 2003 von 3,7 % auf 4,4 %.
Nach einer leichten Abschwächung kam es bis
zur Jahresmitte 2004 zu einem Wiederanstieg
auf 4,4 %. Im Juli und August 2004 bildeten
sich die amerikanischen und europäischen

Langfristzinsen wieder leicht zurück. Die Ver-
zinsung japanischer Staatspapiere stieg zwi-
schen Juni und September 2003 von 0,6 % auf
1,5 % und in den Sommermonaten 2004 weiter
auf 1,8 %, bevor sie im August ebenfalls wieder
etwas zurückfiel. Die schweizerische Bundes-
obligationenrendite lag Anfang 2003 bei rund
2,4 %, tendierte nach dem Ausbruch des Irak-
Kriegs gegen 2,7 % und bewegte sich von Sep-
tember 2003 bis Januar 2004 knapp unter der
3 %-Marke. Nach einer Abschwächung im
Frühjahr 2004 tendierte sie im Juni und Juli er-
neut gegen 3 %, bevor sie im August wieder auf
rund 2,7 % zurückging. Die schweizerischen
Langfristzinsen entwickelten sich somit weit ge-
hend parallel zu den ausländischen, wobei ihr
Anstieg insgesamt leicht geringer ausfiel. Ent-
sprechend haben sich die Renditedifferenzen
zu europäischen und vor allem amerikanischen
Staatsanleihen von Mitte 2003 bis Mitte 2004
etwas ausgeweitet. Einzig die Rendite japani-
scher Staatsanleihen lag durchwegs deutlich
tiefer als diejenige Eidgenössischer Anleihen.

2.5.4 Wechselkursentwicklung des Frankens
Der Dollar büsste auf den internationalen

Devisenmärkten im Jahr 2003 und in den ers-
ten beiden Monaten des laufenden Jahres wei-
ter an Wert ein. Verantwortlich dafür dürften
insbesondere der Anstieg des amerikanischen
Ertragsbilanzdefizits sowie die Verschlechte-
rung des Staatshaushaltes gewesen sein. Von
Dezember 2002 zu Beginn des Jahres 2004 be-
lief sich die Abwertung des Dollar gegenüber
dem Euro auf gut 19 %, gegenüber dem Yen auf
13 % und gegenüber dem britischen Pfund auf
15 %. Real und handelsgewichtet sank der
Aussenwert des Dollar in dieser Zeitspanne um
12 %, nachdem bereits im Vorjahr eine Wert-
einbusse von 5 % zu verzeichnen gewesen war.
Spiegelbildlich dazu wertete sich der Euro
deutlich auf. Im Februar 2004 notierte der Dol-
lar/Euro-Kurs bei 1,27 und übertraf damit den
Stand von Ende 2002 um 24 %. Gegenüber
dem britischen Pfund und dem Yen legte der
Euro im selben Zeitraum um rund 5 % bzw.
8 % zu. In den letzten Monaten konnte sich der
Dollar stabilisieren. Er notierte gegenüber dem
Euro seit Juni 2004 relativ konstant bei rund
1,21.

Nachdem sich der Franken/Euro-Kurs wäh-
rend mehr als einem Jahr in einer engen Band-
breite von 1,46 bis 1,48 bewegt hatte, fand die
Phase der Frankenstärke nach der Senkung des
3M-Libor auf 0,25 % im März 2003 ein Ende.
Der Euro verteuerte sich bis zum Juli 2003 auf
1,55 Franken. Diese neue Kursrelation erwies
sich wiederum für längere Zeit als recht stabil,
bis es im Mai und Juni 2004 zu einer vorüber-
gehenden Wiederaufwertung des Frankens
kam. Im August 2004 lag der Franken/Euro-
Kurs dann aber wieder bei rund 1,54. Dank der
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Abwertung des Frankens zum Euro in den Mo-
naten März bis Juli 2003 hat sich der fort-
schreitende Wertzuwachs des Euro gegenüber
dem Dollar in diesem Zeitabschnitt kaum
mehr auf den Franken/Dollar-Kurs übertra-
gen. Im Vergleich zum März notierte der Fran-
ken im Juli 2003 gegenüber dem Euro um 5 %
tiefer, gegenüber dem Dollar aber praktisch
unverändert bei rund 1,36 Franken/Dollar.
Von Juli 2003 bis Januar 2004 hat sich der Fran-
ken dann wieder mehr oder weniger parallel
mit dem Euro gegenüber dem Dollar aufge-
wertet. Der Dollar kostete im Januar 2004 noch
1,24 Franken.Nach einer vorübergehenden Ver-
teuerung auf 1,30 pendelte der Franken/Dollar-
Kurs von Juni bis August 2004 um rund 1,25.

Gemessen am realen handelsgewichteten
Aussenwert hat sich der Franken zwischen Ja-
nuar und September 2003 um gut 5 % abge-
wertet. Die Aufwertung der drei vorangegan-
genen Jahre wurde dadurch ungefähr zur
Hälfte wieder rückgängig gemacht. Von Sep-
tember 2003 bis April 2004 blieb der reale
Aussenwert mehr oder weniger konstant, weil
der Aufwertung zum Dollar eine leichte Tie-
ferbewertung zum stärker gewichteten Euro
gegenüberstand. In den Monaten Mai bis Juli
wurde der Franken dann aber wieder etwas
höher bewertet.

2.5.5 Aktienkurse, Kapitalmarkt-
beanspruchung und Kreditvolumen

Nach einer zweijährigen Baisse erholte sich
der Swiss Performance Index (SPI) im Jahre
2003 um 22 %. In den ersten drei Monaten
hielt die negative Tendenz allerdings noch an.
Nach Ausbruch der Irak-Kriegs stieg der SPI
dann aber bis im Dezember 2003 fast un-
unterbrochen an. Die grössten Kursgewinne
wurden von den Banken, dem Detailhandel
sowie der Elektro-, Maschinen und Energie-
branche verzeichnet. Im laufenden Jahr kam
die Hausse an den Aktienmärkten ins Stocken.
Seit März ist keine klare Tendenz mehr er-
sichtlich. Ende Juni lag der SPI wie schon im
Februar um rund 5 % über dem Stand Ende
von 2003. Im Juli und August war die Entwick-
lung dann aber wieder mehrheitlich negativ.
Deutliche Kursgewinne konnten im ersten
Halbjahr 2004 nur noch die Energie- und die
Bauwirtschaft sowie die Banken verzeichnen.

Am schweizerischen Kapitalmarkt wurden
im Jahre 2003 deutlich mehr Mittel aufge-
nommen als im Vorjahr. Die Nettobeanspru-
chung durch öffentlich aufgelegte Anleihen
und Aktien belief sich auf 23 Mrd. Franken,
gegenüber 17 Mrd. Franken im Vorjahr. Diese
Entwicklung war vor allem auf eine markante
Zunahme der inländischen Mittelbeschaffung
zurückzuführen. Die Nettoemission von Fran-
kenanleihen inländischer Schuldner verdop-
pelte sich von 3,7 Mrd. Franken auf 7,6 Mrd.

Franken. Im Unterschied zum Vorjahr überstie-
gen auch die Aktienemissionen die Rückzah-
lungen; die Nettobeanspruchung des Aktien-
marktes betrug 1,3 Mrd. Franken, gegenüber
–1,7 Mrd. Franken im Vorjahr. Der Netto-
emissionswert von Frankenanleihen ausländi-
scher Schuldner blieb demgegenüber mit rund 
14 Mrd. Franken praktisch unverändert.

Im ersten Halbjahr 2004 betrug die Netto-
beanspruchung des Kapitalmarktes 13,3 Mrd.
Franken und lag damit leicht hochgerechnet
über dem Halbjahreswert des Jahres 2003. Die
Nettoemission von Frankenanleihen inländi-
scher Schuldner nahm nochmals kräftig zu; sie
entsprach mit 7,5 Mrd. Franken praktisch dem
gesamten Vorjahresbetrag. Die Nettobean-
spruchung des Aktienmarktes lag mit 0,7 Mrd.
Franken ungefähr auf dem Niveau des Halb-
jahresdurchschnitts von 2003. Der Nettoemis-
sionswert von Frankenanleihen ausländischer
Schuldner fiel demgegenüber mit 5,1 Mrd.
Franken im Vergleich zum Vorjahr merklich
tiefer aus.

Im Jahre 2003 erhöhte sich das Volumen der
ausstehenden inländischen Bankkredite um
2,5 % und damit etwas stärker als im Vorjahr
(1,4 %). Die beanspruchten Inlandkredite ent-
fielen zu rund 80 % auf Hypothekaranlagen
und zu 20 % auf inländische Kundenforderun-
gen. Bei den Hypothekarkrediten hielt der po-
sitive Trend mit einem Zuwachs von 4,1 % an.
Die inländischen Kundenforderungen sanken
dagegen um 8,9 %. Bis im Mai des laufenden
Jahres stieg das gesamte inländische Kredit-
volumen um weitere 1,8 %. Im Unterschied
zum Jahr 2003 verzeichneten nun neben den
Hypothekarkrediten auch die inländischen
Kundenforderungen ein leichtes Wachstum.
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Jede Auseinandersetzung mit der längerfris-
tigen Entwicklung der öffentlichen Finanzen
wird zwei theoretische Ansätze nicht vernach-
lässigen dürfen: das von A. Wagner (1893) for-
mulierte «Gesetz der wachsenden Staatsausga-
ben» sowie das von W.J. Baumol (1967) aufge-
zeigte Gesetz des ungleichgewichtigen Wachs-
tums. A. Wagner postulierte eine Nachfrage
nach zusätzlicher staatlicher Aktivität im Rah-
men der wirtschaftlichen Entwicklung, wobei
unklar ist, ob dies absolut oder relativ zu inter-
pretieren ist: Seine Überlegungen implizieren
nicht notwendigerweise einen Anstieg des
Staatsanteils. Da andererseits im vergangenen
Jahrhundert in allen Industriestaaten ein deut-
licher Anstieg des Staatsanteils zu verzeichnen
war (und dies üblicherweise mit seinem Gesetz
in Verbindung gebracht wird), wird bei der
Untersuchung der Entwicklung der staatlichen
Aktivität bis heute auf ihn verwiesen.

W.J. Baumols (1967) Modell wird zwar we-
niger häufig zitiert, ist aber für die Einschät-
zung der Entwicklung nicht von geringerer Be-
deutung. Aus seinem Modell ergibt sich, dass
Sektoren, die ein geringeres durchschnittli-
ches Produktivitätswachstum haben, nominal
wachsen und dennoch real schrumpfen kön-
nen. Geht man davon aus, dass Produktivitäts-
fortschritte sich vor allem dort erzielen lassen,
wo Arbeit durch Kapital substituiert werden
kann, dass dies im Dienstleistungsbereich
weniger möglich ist als in der Industriepro-
duktion, und dass der Staat im wesentlichen
Dienstleistungen produziert, kann die Anwen-
dung dieses Modells auf die staatliche Ent-
wicklung eine Erklärung für den in der Ein-
leitung erwähnten scheinbaren Widerspruch
liefern. Da andererseits die Messung der staat-
lichen Aktivität über den Input erfolgt, was in
vielen Bereichen auch kaum anders möglich
ist, sieht man in den offiziellen Statistiken in
einer solchen Situation nur den zunehmenden
Anteil des Staates am Input und nicht auch den
gleichzeitig sinkenden Anteil des Staates am
Output einer Volkswirtschaft.

Das Baumol-Modell bezieht sich praktisch
ausschliesslich auf den öffentlichen Konsum,
während Wagners Gesetz zumindest noch die
öffentlichen Investitionen einschliesst. Nun
sind jedoch, wie noch zu zeigen sein wird, in
den vergangenen Jahrzehnten vor allem die
von der öffentlichen Hand durchgeführten
Übertragungen angestiegen, wofür die gestie-
gene Arbeitslosigkeit sowie die demographi-
sche Entwicklung wesentliche Gründe sind.
Bei der Diskussion der Entwicklung der öffent-
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lichen Ausgaben und deren mögliche Ursa-
chen ist daher zwischen den einzelnen Ausga-
benkategorien zu unterscheiden; reine Global-
betrachtungen, welche sich nur auf die – wie
auch immer definierte – Staatsquote und deren
Entwicklung beziehen, sind daher in diesem
Zusammenhang nur beschränkt aussagefähig,
und sie führen vor allem kaum zu praktisch
verwertbaren politischen Handlungsempfeh-
lungen.2

Im Folgenden werden wir daher in vier
Schritten vorgehen. Zunächst geht es um die
allgemeine Entwicklung der öffentlichen Fi-
nanzen, wobei wir uns im Wesentlichen auf die
Ausgabenseite beschränken,dort aber nach den
einzelnen Ausgabenkategorien unterscheiden.
Diese Beschränkung bedeutet keinesfalls, dass
der Einnahmenseite keine Bedeutung zuge-
messen werden sollte: Es gilt nicht nur für die
Ausgabenseite, sondern in nicht geringerem
Ausmass auch für die öffentlichen Einnahmen,
dass es nicht nur auf die Höhe der staatlich
beanspruchten Gelder (im Vergleich z.B. zum
Bruttoinlandsprodukt) ankommt, sondern,
was die Auswirkungen auf den privaten Sektor
einer Volkswirtschaft betrifft, vor allem auf
deren Struktur. Mit diesen Fragen hat sich die
Kommission für Konjunkturfragen jedoch z.B.
im Rahmen ihres im Jahr 1999 der Öffentlich-
keit vorgestellten «Liberalen wirtschaftspoliti-
schen Konzepts» bereits ausführlich befasst.3

Im zweiten Schritt werden – entsprechend
dem Auftrag der Kommission für Konjunktur-
fragen als einer Kommission des Bundesrates
– die Bundesfinanzen detaillierter betrachtet.
Dabei geht es wiederum um eine aggregierte
Betrachtung nach Ausgabenkategorien. Auch
ist interessant, wie sich die Finanzen des Bun-
des im Vergleich zu jenen der Kantone und 
Gemeinden entwickelt haben. Dort, wo wir
solche Vergleiche anstellen, verwenden wir, um
Doppelzählungen zu vermeiden, ein Netto-
konzept, bei welchem (in Abweichung von der
offiziellen Statistik) die Transfers zwischen den
verschiedenen Ebenen auf der Einnahmen –  
wie der Ausgabenseite bei der empfangenden
Gebietskörperschaft verbucht werden. Die
Überlegung dahinter ist, dass die Ausgaben
dort verbucht werden sollen, wo die Entschei-
dungen darüber getroffen werden, welche 
Ausgaben getätigt werden, auch wenn bei den
gebundenen Transfers eine andere Ebene an
der Finanzierung beteiligt ist.

Danach betrachten wir im dritten Schritt
einzelne Ausgabenbereiche wie z.B. die Land-
wirtschaft oder die Verteidigungsausgaben, um

1 Zu Kapitel 3 finden sich zwei Hintergrundpapier unter:
www.kfk.admin.ch/Studien/Die langfristige Entwicklung
der Bundesfinanzen, 1960 bis 2000, Gebhard Kirchgäss-
ner, Universität St. Gallen und Evolution de l’emploi
dans le secteur public, Claude Jeanrenaud, Universität
Neuenburg.

2 Zu den Problemen bei der Definition der Staatsquote
siehe Kapitel 4.1 dieses Berichts.

3 Siehe in diesem Zusammenhang auch Kapitel 3.2.5 des
Jahresberichts 2003 der Kommission für Konjunktur-
fragen.



3.1 Die allgemeine Entwicklung 
der öffentlichen Finanzen

Grafik 3.1 zeigt die Entwicklung der öffent-
lichen im Vergleich zur privaten Aktivität. Wie
auch Tabelle 3.1 zeigt, waren die durchschnitt-
lichen realen Wachstumsraten aller Ebenen in
sämtlichen Jahrzehnten seit 1960 höher als die
Wachstumsrate des realen Bruttoinlandspro-
dukts; dementsprechend hat sich auch der Um-
fang der öffentlichen Haushalte im Vergleich
zum Bruttoinlandsprodukt von 16,7 % im Jahr
1960 bis zum Jahr 2000 auf 29,4 % erhöht.5 Da-
bei verlief dieser Anstieg in zwei Schüben. Zu-
nächst gab es von Beginn dieser Periode an einen
kontinuierlichen starken Anstieg, der erst durch
die Rezession Mitte der siebziger Jahre gebremst
wurde; der vorläufige Höhepunkt war im Jahr
1976 mit 27,2 % erreicht. Danach gab es bis En-
de der achtziger Jahre eine im wesentlichen kon-
stante Entwicklung; im Jahr 1989 lag der so ge-
messene Staatsanteil mit 26,2 % sogar um etwa
einen Prozentpunkt niedriger als im Jahr 1977.
Der zweite Schub fand Anfang der neunziger
Jahre statt; mit 31,1 % erreichte die Staatsquote
im Jahr 1996 ihren bisherigen Höhepunkt, der
von einem leichten Rückgang Ende der neunzi-
ger Jahre (und von einem leichten Wiederan-
stieg zu Beginn dieses Jahrhunderts) gefolgt
wurde. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die So-
zialversicherungen hier nicht eingerechnet sind;
zählt man sie hinzu, dann ist die Staatsquote seit
1970 um weitere 5,35 Prozentpunkte gestiegen
und beträgt insgesamt 36,1 %. Auch wenn dies
im internationalen Vergleich noch ein mässiger
Wert ist, ist er weit von den Werten in den sech-
ziger Jahren entfernt. Die Schweiz hat damit ei-
ne ähnliche Entwicklung durchgemacht wie die
anderen europäischen Staaten.Da sie jedoch den
letzten Anstieg (erst) zu Beginn der neunziger
Jahre verzeichnete, hat sich seit den achtziger
Jahren der Abstand zu den Ländern mit höheren
Staatsquoten verringert, da diese in den neun-
ziger Jahren ihre Quote eher gesenkt haben.

Betrachtet man die Wachstumsraten der ein-
zelnen Ebenen, dann fällt auf, dass der Haushalt
des Bundes mit Ausnahme der achtziger Jahre
deutlich geringer gewachsen ist als jene der Kan-
tone und Gemeinden. Dies gilt unabhängig
davon, ob wir die Bruttoausgaben (ohne Berei-
nigung der Doppelzählungen) oder die Netto-
ausgaben betrachten.Dadurch ist,wie Grafik 3.2
zeigt,der Anteil der Kantone zwischen 1960 und
2000 um etwa 8 Prozentpunkte von 36,7 auf
44,8 % gestiegen, jener der Gemeinden von 29,0
auf 29,9 gestiegen und damit fast konstant ge-
blieben, während jener des Bundes um 9 Pro-
zentpunkte von 34,3 auf 25,3 % gefallen ist.Dies
ist insofern bemerkenswert, als dies der üb-
lichen Annahme einer Zentralisierungstendenz
widerspricht. Nun kann man dagegen einwen-
den, dass beim Nettokonzept die Ausgaben
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Tabelle 3.1

Durchschnittliche reale jährliche Wachstumsraten (in Prozent)

Zeitraum Bund Kantone Gemeinden Öffentliche Bruttoinland-
Haushalte produkt

1961 bis 1970 a) brutto 5.92 8.04 7.84 6.87 4.63
b) netto 5.00 7.62 7.84

1971 bis 1980 a) brutto 3.13 3.38 3.85 3.61 1.37
b) netto 3.74 3.55 3.57

1981 bis 1990 a) brutto 2.10 2.70 2.44 2.49 2.18
b) netto 1.95 2.99 2.34

1991 bis 2000 a) brutto 2.66 2.48 1.61 1.89 1.04
b) netto 1.15 2.67 1.42

1961 bis 2000 a) brutto 3.39 4.15 3.94 3.71 2.31
b) netto 2.96 4.21 3.79

Beim Nettokonzept werden nur diejenigen Ausgaben erfasst, über welche die einzelnen Ebenen tatsächlich entscheiden, d.h. die Über-
tragungen an andere öffentliche Haushalte werden nicht berücksichtigt

4 Zu den in Kapitel 3 aufbereiteten Daten samt Quellen-
angaben findet sich ein Hintergrundpapier unter:
www.kfk.admin.ch/Studien/, Gebhard Kirchgässner,
Universität St. Gallen.

5 Zur Deflationierung wurde bei der Berechnung realer
Wachstumsraten der Preisindex des Bruttoinlands-
produkts verwendet. 
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zu sehen, inwieweit die Entwicklung wichtiger
Bereiche deutlich anders als die allgemeine Ent-
wicklung verlaufen ist. Schliesslich stellen wir
die Entwicklung der Beschäftigung im Bund
sowie im öffentlichen Dienst insgesamt dar.
Wie die Staatsquote ist auch die Beschäftigungs-
quote ein Indikator für den Einfluss des Staates
auf die private Wirtschaft. Da die beiden Quo-
ten unterschiedliche Vor- und Nachteile haben,
macht es Sinn, beide zu betrachten und deren
Entwicklung miteinander zu vergleichen.4

Grafik 3.1: Entwicklung der öffentlichen Ausgaben der einzelnen Ebenen im Vergleich
zum Bruttoinlandsprodukt (in Prozent)

Grafik 3.2: Entwicklung der Anteile der einzelnen Ebenen 
an den öffentlichen Ausgaben (in Prozent)
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nicht die tatsächlichen Handlungsspielräume
abbilden, da z.B. der Bund über gebundene Zu-
weisungen Einfluss auf die Ausgabenpolitik der
Kantone nimmt. Dafür spricht, dass die Über-
tragungen an andere Ebenen im Jahr 2000 65 %
der «eigenen» Ausgaben ausmachten, im Jahr
1960 dagegen nur 20 %. Andererseits sind auch
die Bruttoausgaben des Bundes in diesem Zeit-
raum mit real durchschnittlich 3,4 % deutlich
langsamer gewachsen als jene der Gemeinden
mit 3,9 % und insbesondere jene der Kantone
mit 4,2 %. Dementsprechend lagen die Brutto-
ausgaben der Kantone im Jahr 1960 um 3,6 %
über jenen des Bundes, im Jahr 2000 dagegen
um 27,7 %. Auch hier ist keine Zentralisie-
rungstendenz erkennbar. Für eine zunehmende
Zentralisierung spricht andererseits, dass die
Beiträge an die Kantone und Gemeinden von
1960 bis zum Jahr 2000 von 2,3 % auf 16,4 % der
gesamten Bundesausgaben gestiegen sind.6

Grafik 3.3. und Tabelle 3.2 zeigen die Ent-
wicklung der öffentlichen Finanzen nach Sach-
gruppen. Dabei wird deutlich, dass der Anstieg
der öffentlichen Ausgaben auf einen Anstieg
des Staatskonsums um knapp 5 Prozentpunk-
te, insbesondere aber auf einen Anstieg der
Übertragungen um mehr als 6 Prozentpunkte
zurückgeht,wobei allein die Übertragungen an
die Sozialversicherungen von 0,6 auf 1,8 % im
Vergleich zum Sozialprodukt gestiegen sind.
Dagegen ist der Anteil der öffentlichen Inves-
titionen am Bruttoinlandsprodukt, der im
Maximum im Jahr 1972 6,1 % des Brutto-
inlandsprodukts betrug, bis auf 3,5 % im Jahr
2000 zurückgegangen. Die Belastung durch

6 Daran ändert nichts, dass ein grosser Teil der Übertra-
gungen des Bundes aus den Anteilen an den Bundesein-
nahmen besteht, auf deren Verwendung der Bund kei-
nen Einfluss hat. Dieser Anteil hat sich fast verdoppelt.
Er betrug im Jahr 1960 nur 6,3%, im Jahr 2000 dagegen
12,1% der eigenen Ausgaben. Diese Steigerung war
jedoch deutlich geringer als jene der übrigen Transfers
des Bundes an die Kantone und Gemeinden.

Zinsen hat sich seit den sechziger Jahren – auch
im Vergleich mit dem Bruttoinlandsprodukt –
deutlich erhöht. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass die Zinslast wegen der langen Laufzeiten
der Staatspapiere nur verzögert auf die Zins-
entwicklung reagiert und – auch bei konstan-
ter Schuldenquote – noch ansteigen könnte, da
nicht damit gerechnet werden kann, dass die
Zinsen dauerhaft auf dem niedrigen Niveau
der letzten Jahre bleiben werden.

3.2 Die allgemeine Entwicklung 
der Bundesfinanzen

Tabelle 3.3 sowie Grafik 3.4 zeigen die allge-
meine Entwicklung der Bundesfinanzen. Die
Brutto-Gesamtausgaben sind im betrachteten
Zeitraum von unter sieben auf über 11 % des
Bruttoinlandsprodukts gestiegen. Dabei ist zu
beachten, dass die wesentliche Steigerung in
den sechziger und siebziger Jahren erfolgte;
nach 1975 ging diese Quote zunächst wieder
leicht zurück, bevor zu Beginn der neunziger
Jahre mit der einsetzenden Wirtschaftskrise
ein neuerlicher Anstieg begann.

Gleichzeitig haben sich, wie Grafik 3.5 zeigt,
innerhalb des Bundeshaushalts erhebliche Ver-
schiebungen ergeben. So machen die Übertra-
gungen, die im Jahr 1960 noch etwa 36 % des
Haushalts betrugen, heute über 60 % aller Aus-
gaben aus, wobei die Übertragungen an die So-
zialversicherung weniger als 40 % ausmachen.
Am stärksten zurückgegangen ist der Anteil des
gesamten Staatskonsums (einschliesslich Zin-
sen): von etwa 55 auf 26 %. Da der Anteil der
Zinsen im wesentlichen konstant geblieben ist,
ist dies vor allem auf Kosten des übrigen Kon-
sums gegangen, d.h. jener Leistungen, welche
der Staat seinen Bürgern direkt zur Verfügung
stellt. Ihr Anteil am Bruttoinlandsprodukt ist auf
etwa zwei Drittel des Wertes zu Beginn der sech-
ziger Jahre gesunken, ihr Anteil an den gesamten
Bundesausgaben auf etwa 40 % jenes Wertes.

Auch der Anteil der Investitionen ist gesun-
ken, zumindest wenn man ihn mit der Situa-
tion zwischen 1965 und 1975 vergleicht, als
(u.a. im Zuge des Ausbaus des Nationalstras-
sennetzes) die Investitionen des Bundes über
20 % der Bundesausgaben und knapp zwei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts ausmach-
ten. Somit hat nicht nur die Wirtschaftskrise
im Gefolge der ersten drastischen Erhöhung
der Rohölpreise Ende 1973 dazu geführt, dass
der Bundeshaushalt in den Jahren 1976 und
1977 zum ersten Mal mehr als 10 % des Brut-
toinlandsprodukts betrug, sondern im glei-
chen Zeitraum ergab sich auch ein Rückgang
bei den Investitionen, der (im Vergleich zum
Bruttoinlandsprodukt) seitdem nicht mehr
wettgemacht wurde. Wie Grafik 3 oben zeigt,
wurde dies – im Gegensatz zum Staatskonsum
– auch durch die Entwicklung in den Kanto-
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Tabelle 3.2

Entwicklung der öffentlichen Ausgaben nach Sachgruppen
(im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent)

Jahr 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

Gesamtausgaben 16.74 18.56 20.93 25.57 26.19 26.29 27.01 30.20 29.41

Übriger Staatskonsum 9.90 10.01 10.12 12.60 13.93 14.61 14.61 15.83 14.83

Passivzinsen 1.37 1.03 1.37 1.82 1.71 1.53 1.39 2.09 1.91

Staatliche Investitionen 2.49 4.16 5.46 5.46 4.13 3.70 3.78 3.62 3.50

Übertragungen 2.98 3.56 3.99 5.69 6.42 6.45 7.23 8.66 9.17

Grafik 3.3: Entwicklung der öffentlichen Ausgaben nach Sachgruppen 
(im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent)



siebziger Jahre, waren die öffentlichen Investi-
tionen über 30 % niedriger. Dass dies nicht
unbedingt eine Entwicklung ist, welche das
Wachstum fördert, liegt auf der Hand.

Die Entwicklung der Einnahmen des Bun-
des ist recht parallel zu jener der Ausgaben 
verlaufen. Nach wie vor sind die Steuern die
wesentlichste Einnahmenquelle. Dabei hat
sich jedoch eine deutliche Verschiebung in
Richtung auf die direkten Steuern ergeben.
Während deren Aufkommen in den sechziger
Jahren deutlich unter der Hälfte des Aufkom-
mens der indirekten Steuern lag, liegt der
heutige Ertrag bei deutlich über 60 %, in den
Jahren 1998 und 2000 lag er sogar deutlich
über 80 % jenes Aufkommens. Zwar wird die
kalte Progression durch die Indexierung aus-
geschaltet, aber selbst das vergleichsweise ge-
ringe Wachstum der Schweiz hat den Ertrag
dieser Steuern stärker gesteigert als die Aus-
weitung der Bemessungsgrundlage durch die
Einführung der Mehrwertsteuer und die ver-
schiedenen Anpassungen dieses Steuersatzes
bis auf 7,6 % das Aufkommen der indirekten
Steuern.

Die bedenklichste Entwicklung der Bun-
desfinanzen in der jüngeren Zeit ist jene der öf-
fentlichen Schuld. In den sechziger Jahren wa-
ren die Schulden des Bundes selbst nominal
leicht rückläufig; wie Grafik 3.6 zeigt, ver-
ringerten sie sich dabei im Vergleich mit 
dem Bruttoinlandsprodukt erheblich. Obwohl
gleichzeitig die Schulden der Kantone und Ge-
meinden deutlich angestiegen sind, ging damit
die gesamte Staatsschuld (immer im Verhält-
nis zum Bruttoinlandsprodukt) zurück. Dem
folgte ein deutlicher Anstieg in der Wirt-
schaftskrise Mitte der siebziger Jahre, wobei
der Anstieg der Bundesschuld absolut und re-
lativ am stärksten war. Danach sind die Schul-
den aller drei Ebenen wieder gesunken; jene
des Bundes insbesondere in der zweiten Hälf-
te der achtziger Jahre. Mit dem Wirtschafts-
einbruch zu Beginn der neunziger Jahre sind
wiederum die Schulden aller drei Ebenen ge-
wachsen, freilich in sehr unterschiedlichem
Ausmass: von 1990 bis 2000 jene des Bundes
real um 8,7 % pro Jahr, jene der Kantone mit
6,1 % pro Jahr, jene der Gemeinden dagegen
nur mit 1,4 % pro Jahr. Letzteres ist kaum mehr
als die reale Wachstumsrate des Bruttoinlands-
produkts, die, wie Tabelle 3.1 zeigt, knapp über
einem Prozent lag. Daher sind die Schulden
der Gemeinden im Vergleich zum Bruttoin-
landsprodukt kaum gestiegen. Der Anstieg der
Schulden der Kantone und insbesondere des
Bundes führte dazu, die Gesamtschuld im Ver-
hältnis zum Bruttoinlandsprodukt im Jahr
2002 nach einem vorläufigen Höhepunkt im
Jahr 1998 von 53,1 % im Jahr 2002 den Wert
von 54,5 % erreichte, bei weiterhin steigender
Tendenz.
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nen und Gemeinden nicht ausgeglichen. Viel-
mehr sind deren Investitionen – relativ zum
Bruttoinlandsprodukt – noch stärker zurück-
gegangen als jene des Bundes, wo zumindest in
den neunziger Jahren wieder ein leicht nach
oben weisender Trend zu verzeichnen ist.
Während der gesamte Staatskonsum in den
neunziger Jahren relativ zum Bruttoinlands-
produkt etwa 50 % höher war als zu Beginn der

Tabelle 3.3

Anteil der Bundesfinanzen am Bruttoinlandsprodukt (in Prozent)

Jahr 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

Gesamtausgaben 6.70 7.13 8.16 9.18 9.73 9.74 9.65 10.89 11.34

Staatskonsum 3.02 2.75 2.83 2.74 2.83 3.06 2.86 2.72 2.11

Passivzinsen 0.68 0.32 0.38 0.48 0.61 0.57 0.56 0.81 0.84

Staatliche Investitionen 0.58 1.50 1.80 1.90 1.28 1.12 1.07 1.11 1.30

Übertragungen 2.41 2.56 3.15 4.05 5.01 5.00 6.16 6.04 7.09

An Sozialversicherungen 0.57 0.62 0.86 1.09 1.35 1.54 1.55 1.86 1.95

Sonstige Übertragungen 1.84 1.94 2.29 3.96 3.66 3.46 3.61 4.18 5.15

Gesamteinnahmen 8.48 7.57 8.38 8.31 9.15 9.45 9.97 10.01 12.44

Steuern 6.98 6.68 7.37 7.26 7.93 8.44 8.80 8.63 10.15

Direkte Steuern 2.02 1.63 2.28 2.58 2.93 3.49 3.92 3.22 5.06

Indirekte Steuern 4.96 5.06 5.09 4.68 5.00 4.94 4.88 5.41 6.13

Vermögenserträge 0.27 0.25 0.22 0.23 0.22 0.17 0.21 0.40 0.36

Defizit –1.78 –0.43 –0.22 0.87 0.59 0.29 –0.32 0.88 –1.10

Schuld 25.07 16.58 12.01 14.00 17.59 16.51 12.13 21.99 26.05

Grafik 3.4: Entwicklung der Bundesausgaben nach Sachgruppen 
(im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt in Prozent)

Grafik 3.5: Anteil der Sachgruppen an den gesamten Bundesausgaben 
(in Prozent)
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3.3 Entwicklung einzelner Bereiche 
der Bundesfinanzen

Damit ergibt sich folgendes Bild der Bun-
desfinanzen: Die Entwicklung wird durch die
Transfers dominiert, die massiv zugenommen
haben. Dies gilt nicht nur für die Subventionen
an die Sozialwerke des Bundes, sondern in
noch stärkerem Masse für die übrigen Über-
tragungen. Teilweise wurde dieser Anstieg, ins-
besondere in den Jahren der Rezession, mit
einem erheblichen Anwachsen der öffentli-
chen Schuld erkauft. Die stärkste Einbusse bei
den Bundesausgaben erlebte der Konsum; dies
wurde freilich durch die Ausdehnung des öf-
fentlichen Konsums der Kantone und Gemein-
den mehr als ausgeglichen, sodass der Staats-
konsum sowohl insgesamt auch als Anteil am
Bruttoinlandsprodukt zugenommen hat. Da-
gegen ist der Anteil der Investitionen am Brut-
toinlandsprodukt wie an den Staatsaugaben
nicht nur beim Bund, sondern auch insgesamt
zurückgegangen. Die Zinszahlungen schliess-
lich sind heute noch vergleichsweise niedrig;
sie könnten jedoch in Zukunft steigen, falls das
Zinsniveau entsprechend ansteigt.

Geht man davon aus, dass öffentliche Inves-
titionen im Allgemeinen wachstumsfördernd
wirken, Übertragungen und öffentlicher Kon-
sum dagegen zumindest ab einer bestimm-
ten Schwelle wachstumshemmend, ist diese
Entwicklung nicht unproblematisch. Nun ist 
die hier vorgenommene Einteilung zwischen
Staatskonsum und -investition zwar üblich,
aber dennoch problematisch.So kann man Aus-
gaben für Bildung auch als Investitionen (in das
Humankapital der Bevölkerung) betrachten,
selbst wenn sie statistisch als Staatskonsum er-
scheinen. Andererseits kann man sich fragen,
ob all jenes,was unter öffentlichen Investitionen
verbucht wird, wie etwa der Bau von Kasernen,
tatsächlich dem Wachstum dient. Daher er-
scheint es sinnvoll, einzelne Bereiche der Staats-
ausgaben näher zu betrachten, bevor aus den
vorgestellten Zahlen Schlüsse gezogen werden.

Tabelle 3.4 und Grafik 3.7 zeigen die Ent-
wicklung der Bundesfinanzen nach Funktio-
nen, Tabelle 3.5 und Grafik 3.8 die Entwicklung
aller öffentlichen Haushalte zusammen, so-
wohl als Anteile am Bruttoinlandsprodukt als
auch am Gesamthaushalt. Dabei haben wir je-
doch nur einzelne Funktionen herausgegriffen.
Zunächst fällt auf, dass es einen grossen «Ge-
winner» sowie einen grossen «Verlierer» gibt.
Ein massiver Zuwachs ergab sich bei den Aus-
gaben für soziale Wohlfahrt, die sich zwischen
1960 und 2000 beim Bund von 0,7 auf knapp
3 % erhöht und insgesamt von 1,5 auf 5,5 % im
Vergleich mit dem Bruttoinlandsprodukt etwa
verdreifacht haben; sie beanspruchen heute ein
Viertel des Bundeshaushalts und knapp 20 %
der Ausgaben aller Gebietskörperschaften.7
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7 Im Gegensatz zur offiziellen Statistik wird hier einerseits der Anteil
der Sozialversicherung an der Mehrwertsteuer zu den Sozialausga-
ben gerechnet. Andererseits werden hier die Ausgaben für die Kran-
kenversicherung bei den Gesundheitsausgaben und nicht bei den
Sozialausgaben verbucht.

Grafik 3.6: Entwicklung der öffentlichen Schuld im Verhältnis 
zum Bruttoinlandsprodukt (in Prozent)

Tabelle 3.4

Ausgaben des Bundes nach Funktionen

Jahr 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

als Anteil am Bruttoinlandsprodukt
Allgemeine 
Verwaltung 0.26 0.26 0.37 0.32 0.27 0.27 0.33 0.38 0.40

Landesverteidigung 2.41 2.43 2.07 1.87 1.93 2.08 1.85 1.57 1.20

Bildung 0.28 0.39 0.68 0.93 0.83 0.77 0.74 0.85 0.83

Gesundheit 0.16 0.36 0.38 0.43 0.50 0.41 0.34 0.54 0.47

Soziale Wohlfahrt 0.68 0.70 1.00 1.29 1.47 1.63 1.79 2.28 2.98

Verkehr 0.40 1.46 1.29 1.48 1.49 1.44 1.43 1.73 1.78

Landwirtschaft 0.86 0.85 0.80 0.88 0.86 0.83 0.82 0.95 0.90

Umwelt 0.03 0.04 0.08 0.23 0.18 0.11 0.15 0.16 0.18

Jahr 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

als Anteil an den Gesamtausgaben
Allgemeine 
Verwaltung 4.05 3.47 4.66 3.54 2.78 2.82 3.44 3.43 3.43

Landesverteidigung 37.01 32.24 25.70 20.58 20.15 22.04 19.14 14.33 10.38

Bildung 4.33 5.24 8.42 10.30 8.62 8.14 7.71 7.78 7.17

Gesundheit 2.47 4.81 4.72 4.77 5.25 4.30 3.53 4.90 4.05

Soziale Wohlfahrt 10.45 9.32 12.46 14.18 15.39 17.24 18.58 20.79 25.66

Verkehr 6.11 19.46 16.05 16.33 15.53 15.18 14.80 15.74 15.35

Landwirtschaft 13.20 11.31 9.93 9.75 8.97 8.77 8.46 8.63 7.73

Umwelt 0.42 0.56 0.97 2.49 1.90 1.21 1.57 1.44 1.55
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Grafik 3.7: Entwicklung der Ausgabenanteile am Bundeshaushalt 
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So sind die Anteile der Ausgaben des Bundes für
Bildung und Forschung sowie für Verkehr zwi-
schen 1960 und 1975 um etwa 150 % gestiegen,
während jener für das Budget der Umweltpoli-
tik geradezu explodiert, danach allerdings auch
wieder sehr stark zurückgegangen ist. Dagegen
sind heute sowohl der Anteil der Ausgaben für
die allgemeine Verwaltung als auch jener für die
Landwirtschaft am Bundeshaushalt geringer als
im Jahr 1960. Als Anteile am Bruttoinlandspro-
dukt sind letztere jedoch in etwa konstant ge-
blieben. Dies gilt auch, wenn man die gesamten
Ausgaben für die Landwirtschaft betrachtet,
während der Anteil für die Verwaltungsausga-
ben deutlich gestiegen ist; zwischen 1980 und
2000 beim Bund sogar um 50 %.

Die Konstanz der Ausgaben für die Landwirt-
schaft als Anteil am Bruttoinlandsprodukt bzw.
ihr sinkender Anteil an den gesamten Ausgaben
der öffentlichen Haushalte mag erstaunen, wenn
man berücksichtigt, dass die Einführung der Di-
rektzahlungen erhebliche zusätzliche Übertra-
gungen bedeutete. Die Politik war hier erfolg-
reich,dies,wie geplant,durch den Abbau anderer
Vergünstigungen wettzumachen.

Die seit 1975 zu beobachtende Stagnation
der Ausgaben für Bildung und Forschung an
den Gesamtausgaben der öffentlichen Haus-
halte führt dazu, dass die gesamten Investitio-
nen in den vergangenen Jahrzehnten auch
dann zurückgegangen sind, wenn man diese
Ausgaben als Investitionen in das Humankapi-
tal dazu rechnet. Insofern ist die Struktur der
öffentlichen Haushalte im Zeitablauf weniger
wachstumsfreundlich geworden. Dabei ist je-
doch zu beachten, dass die entscheidenden
Veränderungen nicht erst im letzten Jahrzehnt,
sondern bereits in den siebziger und achtziger
Jahren stattgefunden haben.

3.4 Entwicklung der Beschäftigung 
im öffentlichen Sektor

Auch wenn nach einzelnen Funktionen oder
Sachgruppen unterschieden wird, ist die Staats-
quote als Mass für den Einfluss des Staates in ei-
ner Wirtschaft nur bedingt aussagekräftig, da
der Staat durch seine Regulierungen in den
Wirtschaftskreislauf eingreifen kann, ohne da-
bei, sieht man einmal von den Verwaltungskos-
ten ab, Mittel aufwenden zu müssen. Neben
einer übermässigen Steuerbelastung wird auch
eine übermässige Regulierungsdichte häufig als
Wachstumshindernis betrachtet. Diese ist frei-
lich sehr viel schwerer abzuschätzen als die fi-
skalische Belastung der Bürger.

Eine Alternative zur Staatsquote bildet die
Beschäftigungsquote. Um Regulierungen durch-
zusetzen, bedarf es «Regulierer», d.h. staatlich
Beschäftigter, die sich darum kümmern. Zudem
besteht der Staatskonsum im Wesentlichen aus
Leistungen, die von öffentlichen Bediensteten

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Ausgaben
der Sozialversicherungen, die durch Beiträge
der Versicherten und nicht durch Zuschüsse
der Gebietskörperschaften finanziert werden,
in diesen Zahlen nicht enthalten sind.

Ein weiterer «Gewinner» sind die Gesund-
heitsausgaben, die freilich für den Bund bis-
her nur von untergeordneter Bedeutung sind.
Betrachtet man alle öffentlichen Haushalte
zusammen, dann sind diese Ausgaben zwi-
schen 1970 und 1975 sehr stark und danach
schwächer, aber recht kontinuierlich angestie-
gen, sie machen heute immerhin fast 13 % der
Gesamtausgaben und über 4 % des Brutto-
inlandsprodukts aus, wobei die weitere Ten-
denz steigend sein dürfte. Dagegen erlebten
die Ausgaben für die Landesverteidigung ei-
nen massiven Rückgang: von 37 % auf knapp
über 10 % des Bundeshaushalts.Die gesamten
Verteidigungsausgaben machen heute gerade
noch 1,3 % des Bruttoinlandsprodukts aus;
weniger als ein Viertel der Ausgaben für Bil-
dung oder für soziale Wohlfahrt.8

Bei den anderen Gruppen fällt auf, dass es
zum Teil erhebliche Änderungen bis etwa Mit-
te der siebziger Jahre gab, dass aber spätestens
seit Anfang der achtziger Jahre kaum mehr
grosse Veränderungen stattgefunden haben; dies
deutet auf ein stark inkrementelles Verhalten in
den Budgetprozessen hin: Die Entwicklung der
öffentlichen Ausgaben ergibt sich weniger da-
durch, dass diese nach einem politischen Kon-
zept bestimmt werden, sondern es werden eher
vom Status quo ausgehend marginale Ände-
rungen angebracht.9 In der Zeit davor haben
sich zum Teil massive Veränderungen ergeben.

Tabelle 3.5

Ausgaben aller öffentlicher Haushalte nach Funktionen

Jahr 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

als Anteil am Bruttoinlandsprodukt
Allgemeine 
Verwaltung 1.26 1.56 1.52 1.73 1.66 1.67 1.84 1.95 1.90

Landesverteidigung 2.50 2.51 2.28 2.08 2.09 2.27 2.03 1.70 1.30

Bildung 2.89 3.21 3.85 5.17 5.08 5.05 5.09 5.70 5.49

Gesundheit 1.49 1.96 2.14 3.10 3.52 3.58 3.74 4.40 4.42

Soziale Wohlfahrt 1.76 1.75 2.15 2.82 3.02 3.28 3.63 4.76 5.45

Verkehr 1.85 3.38 3.10 3.19 3.17 2.92 2.80 3.01 3.13

Landwirtschaft 1.04 1.05 0.98 1.05 1.05 1.05 0.98 1.07 1.01

Umwelt 0.20 0.64 0.89 1.35 1.24 1.17 1.13 1.20 1.16

Jahr 1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000

als Anteil an den Gesamtausgaben
Allgemeine 
Verwaltung 7.80 8.27 7.31 6.83 6.44 6.45 6.96 6.56 6.38

Landesverteidigung 15.47 13.29 10.94 8.23 8.10 8.74 7.69 5.72 4.38

Bildung 17.90 16.97 18.52 20.45 19.69 19.48 19.23 19.16 18.45

Gesundheit 9.22 10.36 10.28 12.27 13.65 13.80 14.15 14.76 14.87

Soziale Wohlfahrt 10.90 9.26 10.34 11.16 11.69 12.64 13.72 15.99 18.31

Verkehr 11.50 17.87 14.88 12.63 12.28 11.26 10.59 10.11 10.52

Landwirtschaft 6.42 5.54 4.70 4.15 4.08 4.03 3.69 3.61 3.40

Umwelt 1.22 3.39 4.26 5.34 4.82 4.50 4.27 4.04 3.90

8 Die gesamten volkswirtschaftlichen Kosten der Landes-
verteidigung werden durch diese Zahlen unterschätzt,
da über das Milizsystem wesentliche Kosten externali-
siert (und damit dem privaten Sektor aufgebürdet) wer-
den. Da das Milizsystem jedoch tendenziell an Bedeu-
tung verliert, wird der Rückgang der gesamten Verteidi-
gungsausgaben durch diese Zahlen eher unterschätzt.

9 Zur Theorie inkrementellen Verhaltens bei Budget-
prozessen siehe Davis, O.A., Dempster, M.A.H., und 
Wildavsky, A. (1974).



Jahresbericht 2004

39 Kommission für Konjunkturfragen Jahresbericht 2004

öffentlichen Unternehmen, d.h. jene Arbeits-
stätten, die durch den Verkauf ihrer Leistungen
mehr als 50 % ihrer Produktionskosten decken,
aber vom Staat kontrolliert werden,wie z.B.Ver-
kehrsbetriebe, Kantonalbanken, Elektrizitäts-
werke oder Versorgungsbetriebe. Entsprechend
dieser Abgrenzung gab es nach der Eidgenössi-
schen Betriebszählung 2001 in der Schweiz im
Jahr 2001 469 000 Beschäftigte im öffentlichen
Dienst im engeren Sinn, davon 44 000 beim
Bund, 113 000 Beschäftigte in den öffentlichen
Unternehmen sowie 3,179 Millionen Beschäf-
tigte in der Privatwirtschaft. Die Beschäfti-
gungsquote im engeren Sinn betrug damit
12,5 %, jene im weiteren Sinn 15,5 %.

Wie Grafik 3.9 zeigt, nimmt die Schweiz mit
einer Quote von 12,5 % Beschäftigten in den
öffentlichen Haushalten im internationalen
Vergleich eine eher gute Position ein, sie ist ver-
gleichbar mit den Niederlanden und Deutsch-
land. Unter den OECD-Ländern, für die solche
Daten verfügbar sind, haben nach Angaben der
OECD nur Japan, Korea und Griechenland
deutlich tiefere Werte.

Dies ändert aber nichts daran, dass, wie Gra-
fik 3.10 zeigt, die Beschäftigung im öffentlichen
Dienst zwischen 1960 und 2001 massiv ange-
stiegen ist; beim Bund wuchs sie um 90 %, bei
den Kantonen und Gemeinden sogar um
230 %. Der Grund für diese unterschiedliche
Entwicklung liegt in der oben dargestellten
unterschiedlichen Entwicklung der Sachgrup-
pen. Während, wie Tabelle 3.4 zeigt, beim Bund
vor allem die Übertragungen an Bedeutung ge-
wannen,fällt bei den Kantonen und Gemeinden
der Staatskonsum besonders ins Gewicht. Die-
ser aber ist, wie bereits ausgeführt wurde, auf
Seiten des Staates sehr viel arbeitsintensiver:
37 % des gesamten Staatsaufwands waren im
Jahr 2001 Personalausgaben.

Die unterschiedliche Entwicklung beim
Bund einerseits und bei den Kantonen und Ge-
meinden andererseits ist keine schweizerische
Besonderheit. So ging die Beschäftigung im öf-
fentlichen Dienst in Finnland und Kanada auf
der zentralen Ebene zwischen 1985 und 2000
sogar um 15 % zurück, stieg dagegen – auch als
Folge von Dezentralisierung – in regionalen
und lokalen Gebietskörperschaften deutlich an.

Die Beschäftigungsquote hat sich damit von
6,4 auf 12,5 % fast verdoppelt. Zwischen 1985
und 1991 trat eine leichte Abnahme ein, der da-
nach vor allen bei den Kantonen und Gemein-
den, aber auch beim Bund, wieder eine Zunah-
me folgte. Dabei ist zu beachten, dass der starke
Anstieg der Beschäftigung im privaten Sektor,
der von 1975 bis 1991 44 % betrug, den Anstieg
dieser Quote gedämpft hat, während danach,
angesichts einer Stagnation im privaten Sektor,
deren Änderungen fast ausschliesslich auf Ver-
änderungen der Beschäftigung im öffentlichen
Dienst zurückzuführen sind.

erbracht werden. Aus dieser Perspektive ist die
Beschäftigungsquote sogar geeigneter zur Ab-
schätzung des staatlichen Einflusses als die
Staatsquote. Das Problem ist jedoch, dass Zu-
satzbelastungen, die durch hohe Steuerbela-
stungen entstehen, sich nicht notwendigerweise
auch in einer hohen Beschäftigungsquote nie-
derschlagen müssen. Da dieser Aspekt der staat-
lichen Tätigkeit nicht vernachlässigt werden
darf, stellt die Beschäftigungsquote eine Ergän-
zung, aber kein Substitut für die Staatsquote zur
Erfassung des Ausmasses der Staatstätigkeit dar.

Ähnlich wie bei der Staatsquote stellen sich
auch bei der Beschäftigungsquote Definitions-
probleme: Wie soll der öffentliche Sektor,
dessen Beschäftigte erfasst werden, abgegrenzt
werden? Zum öffentlichen Sektor im engeren
Sinn rechnen wir sämtliche institutionellen Ein-
heiten, die nicht-marktwirtschaftliche Dienst-
leistungen erbringen, sowie öffentlich-recht-
liche Körperschaften, die Güter oder Dienstleis-
tungen kostenlos oder zu einem Preis anbieten,
der nicht im Verhältnis zu den Produktions-
kosten steht. Damit eine Einheit der Verwaltung
zugerechnet wird, muss der Verkaufserlös
grundsätzlich weniger als die Hälfte der Pro-
duktionskosten decken. Zum öffentlichen Sek-
tor im weiteren Sinn rechnen wir daneben die
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Grafik 3.8: Entwicklung der Ausgabenanteile am Gesamthaushalt 

Grafik 3.9: Internationaler Vergleich der Beschäftigungsquoten 
in öffentlichen Haushalten (1999)



gung kräftig ausgeweitet haben, haben letztere
zumindest zum Teil kräftig Personal abgebaut.

Dabei sind jedoch zwei Effekte zu berück-
sichtigen.10 Zum einen führte der Übertritt der
Swisscom, der SBB, eines Teils der Kantonalban-
ken sowie zahlreicher städtischer Betriebe, die
heute in Form einer Aktiengesellschaft geführt
werden und damit, obwohl sie weit gehend in
staatlichem Eigentum sind, dem Privatsektor
zugerechnet werden, zwischen 1995 und 2001
im öffentlichen Sektor zu einer Verringerung
um etwa 80 000 Beschäftigte und damit zu einer
Abnahme der Beschäftigungsquote um 2,2 Pro-
zentpunkte; ohne diese Veränderungen wäre
diese Quote um einige Prozentpunkte gestiegen,
statt zu sinken. Zweitens wurden auch in den öf-
fentlichen Unternehmen unter dem Diktat der
leeren Kassen Rationalisierungspotentiale ge-
nutzt. Wie oben anhand des Baumol-Modells
ausgeführt wurde, sind die Möglichkeiten von
Produktivitäts- und Effizienzsteigerungen über-
all dort, wo Angestellte eine direkte Leistung für
den Empfänger erbringen, wie z.B. in den Berei-
chen Erziehung und Bildung,Gesundheit,Lang-
zeitpflege, oder Kultur, vergleichsweise gering.
Hingegen sollte es in allen Bereichen, wo erheb-
liche Investitionen in den Informatik- und Tech-
nologiebereich getätigt wurden, wie z.B. in der
allgemeinen Verwaltung, möglich sein, die sel-
ben Aufgaben mit weniger Personal auszufüh-
ren. Inwieweit hier tatsächlich Einsparungen er-
zielt wurden oder freigesetztes Personal vor
allem zur Bewältigung neuer Aufgaben einge-
setzt wurde, muss angesichts fehlender Statisti-
ken offen bleiben. Es spricht jedoch einiges da-
für, dass gerade auch bei der Bundesverwaltung
vor allem letzteres geschehen ist. So benötigt z.B.
die Mehrwertsteuer deutlich mehr Personal als
die frühere Wahrenumsatzsteuer. Ähnliches gilt
auf kantonaler Ebene für den Übergang von der
zweijährigen zur einjährigenVeranlagung bei der
Einkommensteuer. Zudem ist zumindest beim
Bund eine zunehmende Tendenz der Parlamen-
tarier zu beobachten, der Verwaltung Aufträge
zu erteilen, die ebenfalls Personal binden.

Wie ein mit OECD-Daten erstellter interna-
tionaler Vergleich der Entwicklung der Beschäf-
tigungsquoten zeigt Grafik 3.12, ging die Be-
schäftigungsquote in den öffentlichen Haushal-
ten in den achtziger Jahren in den meisten Län-
dern zurück.Grund dafür waren das starke Wirt-
schaft- und Beschäftigungswachstum sowie die
Sparprogramme, die in mehreren Ländern
durchgeführt wurden. Auch in der Schweiz sank
die Quote, und zwar von 11,5 auf 10,2 %. In den
neunziger Jahren war die Beschäftigung in eini-
gen Ländern nach wie vor rückläufig, so im Ver-
einigten Königreich, in Deutschland, Irland und
Kanada, während sie in Spanien, Finnland,
Frankreich und auch in der Schweiz wieder zu-
nahm. Gegen Ende der neunziger Jahre erzwan-
gen die leeren Kassen in sämtlichen Ländern einen
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Betrachtet man die Veränderung der Be-
schäftigung im weiteren Sinn, d.h. schliesst man
die öffentlichen Unternehmen in die Betrach-
tung ein, dann ist die Beschäftigungsquote
deutlich weniger gestiegen: zwischen 1975 und
2001 nur von 14,2 auf 15,5 % und damit um we-
niger als 10 %. Dabei ist, wie Grafik 3.11 zeigt,
nach einem Anstieg bis zum Jahr 1995 danach
eine deutliche Abnahme zu erkennen. Damit
beobachten wir eine völlig unterschiedliche
Entwicklung bei den öffentlichen Haushalten
und den öffentlichen Unternehmen: Während
erstere, wie dargestellt wurde, ihre Beschäfti-

Grafik 3.10: Entwicklung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst im engeren Sinn

Grafik 3.11: Entwicklung der Beschäftigungsquote im öffentlichen Sektor 
im weiteren Sinn

Grafik 3.12: Internationaler Vergleich der Entwicklung der Beschäftigungsquote

10 Inwieweit daneben das Absinken der Beschäftigungs-
quote durch die Veränderungen in der statistischen Er-
fassung im Rahmen der Eidgenössischen Betriebszäh-
lung «erzeugt» wird, muss mangels entsprechender ver-
gleichbarer Daten hier offen bleiben. Sie dürften aber
auch eine Rolle gespielt haben. Insofern dürfte der tat-
sächliche Rückgang der Quote geringer als der offiziell
ausgewiesene sein.
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Verringerung hat,wie oben gezeigt wurde, in den
vergangenen Jahrzehnten stattgefunden. Sie ging
im Wesentlichen auf Kosten der Ausgaben für die
Landesverteidigung. Auch wenn hier weitere
Einsparungen möglich sind und auch stattfinden
werden, ist offensichtlich, dass – mit sinkendem
Anteil dieser Ausgaben am Bundeshaushalt – hier
in Zukunft immer weniger Einsparungsmöglich-
keiten bestehen werden und damit ein Anstieg
der Übertragungen an anderer Stelle ausgeglichen
werden muss. Dafür bieten sich u.a. die Übertra-
gungen an die Kantone an, die mit dem neuen
Finanzausgleich im Zuge einer klareren Aufga-
bentrennung zurückgeschraubt werden sollen.

Der beobachtete Rückgang des Aufwands
für den Staatskonsum beim Bund legt nahe,
dass zumindest auf dieser Ebene seit 1985 Leis-
tungen zurückgefahren wurden. Schliesslich
betrug,wie in Tabelle 3.3 angegeben ist,der An-
teil des Konsums des Bundes im Jahr 2000 nur
noch etwa zwei Drittel des Wertes des Jahres
1985. Dagegen spricht jedoch der in dieser Zeit
erfolgte Anstieg der Beschäftigung beim Bund
(ohne öffentliche Unternehmen), der sich u.a.
in einer Steigerung des Anteils der Ausgaben
für die allgemeine Verwaltung niederschlägt.
Die Ursachen dieses Anstiegs, der im Übrigen
bei den Kantonen deutlich stärker war als beim
Bund, können an dieser Stelle nicht analysiert
werden; dies bedürfte einer eigenen Untersu-
chung. Wenn der Bundeshaushalt langfristig
ins Gleichgewicht gebracht werden soll, dürf-
ten Einschnitte hier unvermeidbar sein.

Wegen des Anstiegs der Beschäftigung kann
die Entwicklung der Bundesfinanzen kaum mit
dem Baumol-Effekt begründet werden. Inso-
fern sollte der Umfang der der Bevölkerung
vom Bund zur Verfügung gestellten Leistungen
nicht zurückgegangen sein. Wenn dennoch in
der Bevölkerung dieses Gefühl vorhanden ist,
mag dies daraus resultieren, dass öffentliche Be-
triebe wie z.B.die Post ihre Leistungen reduziert
haben, um ohne allgemeine staatliche Unter-
stützung in einem Wettbewerbsumfeld überle-
ben zu können. Diese Betriebe werden häufig
noch mit der staatlichen Aktivität identifiziert,
und im Rahmen des «Service public» wird ih-
nen eine besondere Rolle zugeschrieben.

Die sich vor allem aus der Entwicklung der
Übertragungen ergebenden Probleme der der-
zeitigen finanziellen Situation des Bundes, die
sich im Defizit und in den im vergangenen Jahr-
zehnt aufgelaufenen Schulden manifestieren,
können durch höheres Wirtschaftswachstum
gemildert, aber nicht gelöst werden. Anderer-
seits kann von einer Konsolidierung der Bun-
desfinanzen langfristig ein positiver Effekt auf
das Wirtschaftswachstum ausgehen.Diese Kon-
solidierung (und damit die Brechung des lang-
fristigen Trends) wird damit in den nächsten
Jahren im Zentrum der finanzpolitischen Be-
mühungen des Bundes stehen müssen.

Beschäftigungsrückgang. Sieht man eine niedri-
ge Beschäftigungsquote im öffentlichen Dienst
als positiv an, dann hat die Schweiz in den letz-
ten 20 Jahren gegenüber den anderen betrachte-
ten Ländern deutlich an Terrain verloren, nimmt
aber nach wie vor eine relativ gute Position ein.

3.5 Abschliessende Bemerkungen

Die Entwicklung der Beschäftigungsquote
spiegelt damit eine ähnliche Entwicklung wie
diejenige der Staatsquote (oder diejenige der
Staatsschuld): Besonders niedrige Quoten wel-
che die Schweiz einst aufzuweisen hatte, gehö-
ren der Vergangenheit an. Die Schweiz ist zwar
im internationalen Vergleich immer noch in ei-
ner relativ guten Position, aber sie hat sich den
anderen Staaten angenähert und liegt zum Teil
bereits im Mittelfeld.Dabei gilt,dass sich bei der
Staatsquote wie bei der Beschäftigungsquote die
wesentlichen Änderungen bereits vor 1990 er-
gaben, während die Schulden bis zu diesem
Zeitpunkt eher rückläufig waren und erst da-
nach kräftig angestiegen sind.

Zudem lief die Entwicklung in den Kanto-
nen und Gemeinden deutlich anders als beim
Bund.Während beim Bund vor allem die Über-
tragungen an Bedeutung gewannen, war dies
bei den Kantonen vor allem der Staatskonsum.
Da letzterer sehr viel personalintensiver ist, hat
auch die Beschäftigung in den Kantonen und
Gemeinden sehr viel stärker zugenommen als
beim Bund. Der in jüngster Zeit beobachtbare
Rückgang der Beschäftigung im öffentlichen
Sektor im weiteren Sinn, der sich fast aus-
schliesslich beim Bund vollzogen hat, ist vor
allem auf die Überführung von öffentlichen
Betrieben in die Rechtsform von Aktiengesell-
schaften zurückzuführen, die aber weitgehend
in staatlichem Eigentum verbleiben.

In dem hier untersuchten Zeitraum scheint
somit sowohl die Entwicklung beim Bund, als
auch jene bei den Kantonen, Wagner’s Gesetz
der wachsenden Staatsausgaben nicht nur in sei-
ner absoluten, sondern auch in seiner relativen
Variante zu folgen. Es ist offensichtlich, dass hier
eine Änderung eintreten muss: Unabhängig da-
von, wie hoch man die «optimale» Staatsquote
der Schweiz einschätzt, kann die seit den sechzi-
ger Jahren erfolgte Entwicklung nicht mehr über
längere Zeit durchgehalten werden. Angesichts
des internationalen Steuer- und Systemwettbe-
werbs, der Erhöhungen von Steuern nur noch
sehr eingeschränkt zulässt, erscheinen Ein-
schnitte auf der Ausgabenseite unumgänglich.

Dabei ergibt sich beim Bund dadurch ein be-
sonderes Problem,dass die demographische Ent-
wicklung – ceteris paribus – zu einem weiteren
Anstieg der Übertragungen führen wird.11 Eine
Stabilisierung des Bundeshaushalts im Vergleich
zum Bruttoinlandsprodukt erfordert damit eine
Verringerung des Staatskonsums. Eine solche
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4.1 Zusammenhang zwischen 
staatlicher Aktivität und
wirtschaftlicher Entwicklung1

4.1.1 Einleitung

Der Zusammenhang zwischen staatlicher
Aktivität und wirtschaftlicher Entwicklung ist
ein wissenschaftlich interessantes Problem und
gleichzeitig ein politisch heiss debattiertes The-
ma. Dies gilt besonders in einer Situation wie
der Schweiz, die seit den neunziger Jahren eine
kaum bestrittene Wachstumsschwäche aufweist,
welche mit einem Anstieg der Staatsquote ein-
hergeht. Diejenigen, welche den Staat zurück-
binden möchten, haben ein Interesse daran,
dass ein negativer Zusammenhang aufgezeigt
wird, während diejenigen, die dem Staat neue
Aufgaben übertragen möchten, einen solchen
Zusammenhang verleugnen. Tatsächlich kann
man, wie unten noch zu zeigen sein wird, durch
eine «geschickte» Auswahl von Daten (nahezu)
jeden beliebigen Zusammenhang aufzeigen.

Die politisch motivierte Auseinanderset-
zung fängt freilich bereits bei der Definition
der Staatsquote an. Dies gilt unabhängig da-
von, ob man als Mass der staatlichen Aktivität
die Einnahmen- oder die Ausgabenseite be-
trachtet. Eine (im internationalen Vergleich
und/oder historisch gesehen) hohe Staatsquo-
te suggeriert politischen Handlungsbedarf, eine
geringe Staatsquote nicht. So gibt z.B. die
OECD für das Jahr 2001 für die Schweiz eine
Staatsquote von 34,8 % und eine Fiskalquote
von 35,6 % an, womit diese von den 28 be-
trachteten Staaten die dritt- bzw. fünftnied-
rigste Quote hat, während J.-E. Lane (2002) für
das gleiche Jahr auf eine Staatsquote von 63,1 %
und eine Fiskalquote von 58,5 % kommt.2 Weiter
können Schätzungen kaum auseinander liegen.

Dabei ist es tatsächlich schwierig, eine inter-
nationale vergleichbare Definition der Staats-
quote zu finden. Soll z.B. die zweite Säule der
schweizerischen Altersvorsorge, das System 
der Pensionskassen, in gleicher Weise zum
«Staat» dazugerechnet werden, wie die deut-
sche Rentenversicherung, da es in beiden Fällen
Pflichtversicherungen sind, obwohl es sich in
Deutschland um eine staatliche Versicherung
nach dem Umlageverfahren handelt, in der
Schweiz dagegen um zwar staatlich regulierte,
aber dennoch private Versicherungen, die nach
dem Kapitaldeckungsverfahren arbeiten. Und
wie soll die Krankenversicherung behandelt
werden, wenn es in Grossbritannien ein ver-
staatlichtes Gesundheitswesen gibt, in Deut-
schland staatlich regulierte private Versiche-
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rungen, deren Prämien einkommensabhängig
sind, und in der Schweiz ebenfalls zwar staat-
lich regulierte private Versicherungen, deren
Prämien aber nicht vom Einkommen abhän-
gen. Je nachdem, ob man diese Versicherungen
dazu rechnet oder nicht, kommt man auf sehr
unterschiedliche Werte für die Staatsquote.

Unabhängig davon, wie man diese Quote im
Einzelnen definiert, ist nicht zu bestreiten, dass,
wie in Kapitel 3 aufgezeigt wurde, sie seit 1960
deutlich angestiegen ist, wobei der letzte grösse-
re Anstieg zu Beginn der neunziger Jahre erfolg-
te. Genau dieser Anstieg wird häufig für die
Wachstumsschwäche seit den neunziger Jahren
verantwortlich gemacht. Dabei war dieser An-
stieg im Wesentlichen Folge und nicht Ursache
der Wachstumsschwäche. So bewirkte die stark
ansteigende Arbeitslosigkeit wegen der erforder-
lichen Arbeitslosenunterstützung die Ausgabe
zusätzlicher Mittel, während gleichzeitig das
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zurückging. In
einer solchen Situation ergibt sich zwangsläufig
ein Anstieg der Staatsquote, auch wenn politisch
keine Absicht zur Ausweitung der staatlich an-
gebotenen Leistungen besteht. Da die Steuerein-
nahmen mit der Ausgabenentwicklung nicht
Schritt halten konnten, stieg gleichzeitig auch
die Verschuldung stark an. Mit Blick auf die
neunziger Jahre kann die Frage daher nur lau-
ten, ob die Staatsquote bereits zu Beginn der
Wirtschaftskrise so hoch war, dass sie eine ent-
sprechend schnelle Erholung verhinderte.

Ein anderes Faktum ist in diesem Zusam-
menhang zu berücksichtigen: Im Zusammen-
hang mit den Wirtschaftskrisen Mitte der sieb-
ziger Jahre und zu Beginn der neunziger Jahre
war ein Sperrklinkeneffekt zu beobachten. Im
Zuge der Verschlechterung der wirtschaftlichen
Entwicklung stieg  die Staatsquote an, bei der
Erholung der Konjunktur ging sie indessen
nicht wieder in gleichem Ausmass zurückging,
sondern stabilisierte sich auf einem deutlich hö-
heren Niveau.Offensichtlich ist eine solche Ent-
wicklung langfristig nicht tragbar. Wenn in Zu-
kunft die Staatsquote in einer Rezession wieder
zunehmen sollte, was aus der Perspektive einer
antizyklischen Politik erwünscht ist, wird es da-
rum gehen, sie im Verlauf der wirtschaftlichen
Erholung wieder zurückzuführen. Dabei ist
auch die vorübergehend aufgebaute öffentliche
Schuld wieder abzubauen, wenn die Zinszah-
lungen nicht einen immer weiter ansteigenden
Anteil der Staatsausgaben ausmachen sollen.

Unabhängig davon, dass ein ständig stei-
gender Staatsanteil nicht tragbar ist, ist jedoch
eine hohe Staatsquote nicht notwendigerweise

1 Zu Kapitel 4.1 findet sich ein Hintergrundpapier unter:
www.kfk.admin.ch/Studien zum Zusammenhang zwi-
schen staatlicher Aktivität und wirtscafhtlicher Entwick-
lung, Gebhard Kirchgässner, Universität St. Gallen.

2 Entsprechend der Definition der OECD soll hier unter
«Staatsquote» das Verhältnis zwischen den gesamten
Staatsausgaben (einschliesslich der staatlichen 
Sozialversicherung) und dem Bruttoinlandsprodukt,
unter «Fiskalquote» das Verhältnis zwischen den 
gesamten Staatseinnahmen und dem Bruttoinlands-
produkt verstanden werden. Siehe hierzu OECD, 
Economic Outlook I/2004, Anhang, Tabelle 25f.
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negativ zu bewerten. Auch wenn die meis-
ten Ökonomen im angelsächsischen und im
deutschsprachigen Raum für eine Rückbil-
dung des Wohlfahrtsstaats (und damit eine
Verringerung der Staatsquote) plädieren, gibt
es ernstzunehmende Ökonomen, die gerade
auch dem Wohlfahrtsstaat einen positiven Ein-
fluss auf das Wirtschaftswachstum zubilligen.3

Wie hoch die optimale Staatsquote ist, hängt
letztlich vom Modell des Wohlfahrtsstaats ab,
welches in einer Gesellschaft akzeptiert ist. Wie
die skandinavischen Länder zeigen, kann eine
hohe Staatsquote akzeptiert und auch mit an-
gemessenem Wirtschaftswachstum verbunden
sein, wenn der Staat Leistungen in entsprechen-
dem Umfang effizient anbietet. So kann z.B. eine
vom Staat (weitgehend) kostenlos zur Verfügung
gestellte Kinderbetreuung, die es Frauen erleich-
tert Familie und Beruf zu vereinbaren können,
nicht nur zu einer höheren Geburtenhäufigkeit
(und damit zu einer Dämpfung des demogra-
phischen Problems) führen, sondern auch zu
einer höheren Frauenerwerbstätigkeit. Die Bür-
ger sind dann auch bereit, relativ hohe Steuern zu
bezahlen.Stellt andererseits der Staat solche Leis-
tungen nicht zur Verfügung, werden sie auch nur
eine geringere Steuerlast (und damit nur eine ge-
ringere Staatsquote) akzeptieren.

Im Folgenden sollen zunächst einige theo-
retische Überlegungen zum Zusammenhang
zwischen Staatsquote und Wirtschaftswachs-
tum vorgestellt werden (Kapitel 4.1.2). Danach
wird im Kapitel 4.1.3. die empirische Literatur
über diesen Zusammenhang kurz zusammen-
gefasst, bevor im  Kapitel 4.1.4 etwas ausführ-
licher auf die (wenigen) sich mit der Schweiz
befassenden Arbeiten eingegangen wird. Den
Abschluss bilden eine Zusammenfassung so-
wie Überlegungen zu wirtschaftspolitischen
Konsequenzen (Kapitel 4.1.5).

4.1.2 Einige theoretische Überlegungen
Es erscheint trivial, dass es keinen linearen

Zusammenhang zwischen der Staatsquote und
der wirtschaftlichen Entwicklung gibt, der z.B.
Aussagen der Art zuliesse, dass das Wirtschafts-
wachstum umso grösser wäre, je geringer – 
ceteris paribus – die Staatsquote ist. Eine Staats-
quote von Null würde Anarchie bedeuten, was
der wirtschaftlichen Entwicklung kaum zuträg-
lich wäre. Das gleiche gilt für eine Staatsquote,
die hundert oder mehr Prozent beträgt.4 Dazwi-
schen muss irgendwo die optimale Staatsquote
liegen, d.h. in unserem Zusammenhang jene, die
zu maximalem Wirtschaftswachstum führt.5

Wir haben somit eine Art «Laffer-Kurve» für 
den Zusammenhang zwischen Staatsquote und
wirtschaftlicher Entwicklung. Die Frage, welche
man dann (nur) sinnvoll stellen kann, ist jene,
ob die tatsächliche Staatsquote eines Landes hö-
her oder niedriger als die optimale Quote ist. Im
ersten Fall hätten wir lokal einen negativen, in

letzterem einen positiven Zusammenhang zwi-
schen Wirtschaftswachstum und Staatsquote.
Diese Frage kann nicht theoretisch, sondern im-
mer nur empirisch beantwortet werden.

Ceteris paribus kann man davon ausgehen,
dass Staatsausgaben im Allgemeinen positive,
zumindest keine negativen Auswirkungen auf
die wirtschaftliche Entwicklung haben. Dies
gilt sicher für staatliche Investitionen, die Vor-
leistungen für private Produktion darstellen,
aber ebenso für vom Staat angebotene Leis-
tungen, die als Versicherungen angesehen wer-
den, welche wegen Marktversagens von der
privaten Wirtschaft nicht angeboten werden,
oder auch für Massnahmen der Einkommens-
umverteilung, die – zumindest in bestimmtem
Ausmass – als die Produktivität steigernde
Massnahmen angesehen werden können.6 Das
Problem entsteht dadurch, dass hierfür Gelder
aufgebracht werden müssen, wozu in aller Re-
gel Steuern erhoben werden. Dies hat – wiede-
rum ceteris paribus – einen dämpfenden Effekt
auf die wirtschaftliche Entwicklung. Die Frage
stellt sich damit nach dem Netto-Effekt: Über-
wiegen die positiven oder die negativen Aus-
wirkungen. Dabei kann man davon ausgehen,
dass die negativen Auswirkungen umso eher
überwiegen, je grösser das Angebot der staat-
lichen Leistungen ist.

Welche Aspekte überwiegen, hängt auch
davon ab, wie die dazu notwendigen Gelder
aufgebracht werden bzw. in welchem Ausmass
dadurch Verzerrungen hervorgerufen werden.
Steuern auf den Konsum sind im Allgemeinen
weniger verzerrend als Steuern auf das Ein-
kommen, und Unternehmenssteuern haben
mehr negative Auswirkungen als Personen-
steuern. Insofern kommt der Ausgestaltung
des Steuersystems bei der Frage nach den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der staatlichen Ak-
tivität eine zentrale Rolle zu.

Schliesslich ist fraglich, ob die staatliche Ak-
tivität überhaupt einen Einfluss auf die lang-
fristige Wachstumsrate einer Volkswirtschaft
haben kann. Folgt man der neoklassischen
Wachstumstheorie, dann ist diese Rate exogen
vorgegeben: Die staatliche Aktivität hat dann
«nur» Einfluss auf die Höhe des Bruttoin-
landsprodukts, nicht aber auf seine langfristi-
ge Entwicklung.Dagegen kennt die neuere,mit
P.M. Romer (1986) beginnende Theorie endo-
genen Wachstums auch die Möglichkeit eines
staatlichen Einflusses auf die langfristige Wachs-
tumsrate. Wie weit das tatsächlich beobacht-
bare Wachstum in diesem Sinne endogen ist,
ist freilich umstritten.7

4.1.3 Zum Zusammenhang zwischen 
Staatsquote und Wirtschaftswachstum: 

Übersicht über die empirische Literatur
Ausgangspunkt der neueren empirischen

Arbeiten ist die Studie von R.J. Barro (1991).

3 Siehe z.B. Atkinson, A.B., (1995) oder Lindert, P.
(2004).

4 Eine Staatsquote von mehr als 100 %, gemessen als
Staatsausgaben im Vergleich zum Bruttoinlandspro-
dukt, ist theoretisch möglich, wenn, wie üblich, die
Staatsausgaben Übertragungen einschliessen.

5 Im Prinzip könnte es auch einen optimalen Bereich 
geben. Aus theoretischen Überlegungen heraus ist
dies jedoch sehr unwahrscheinlich. Allerdings könnte
die Kurve in der Nähe des optimalen Punktes sehr flach
verlaufen.

6 Siehe hierzu Kirchgässler, G. (1995).
7 Siehe hierzu z.B. Evans, P. (1997).
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keine signifikanten Ergebnisse erzielt werden,
weil hier die gleiche lineare Beziehung für
reiche Länder mit hohem Staatsanteil und für 
arme Länder mit niedrigem Staatsanteil unter-
stellt wird. Geht man jedoch von der oben be-
schriebenen nicht-linearen Beziehung in Form
einer «Laffer-Kurve» aus, dann könnte für ar-
me Länder eine positive und für reiche Länder
eine negative Beziehung gelten. Sie beschrän-
ken ihre Untersuchung daher auf die reichen
Länder. Nun haben J. Agell, Th. Lindt und H.
Ohlson (1997) ihre eigene Untersuchung für
die OECD-Staaten durchgeführt, die im inter-
nationalen Vergleich sicher als «reiche» Länder
gelten können, und trotzdem keinen signifi-
kanten Zusammenhang feststellen können.
S. Fölster und M. Henrekson (1997, 1999) fü-
gen deshalb ihrer Stichprobe eine Reihe von
OECD-Ländern, die nach ihren Kriterien
ebenfalls wohlhabend sind, hinzu, und kom-
men damit zu dem von ihnen gewünschten 
Ergebnis. Dieses Vorgehen ist hoch problema-
tisch, weil hier offensichtlich spezielle «ein-
flussreiche» Beobachtungen einem Datenset
hinzugefügt werden, um ein bestimmtes Er-
gebnis zu erzielen. Im Übrigen weisen J. Agell,
Th. Lindt und H. Ohlson (1999) in ihrer Ant-
wort zu Recht darauf hin, dass S. Fölster und
M. Henrekson (1997) dem Simultaneitäts-
problem zwischen Wirtschaftswachstum und
staatlicher Aktivität nur ungenügend Rech-
nung tragen. Damit sprechen sie eines der
Grundprobleme an,die bei Querschnitts-,aber
auch bei Paneluntersuchungen zur Erfassung
dieses Zusammenhangs zu lösen sind: Wie
kann die Beziehung von der Staatsquote zum
Wirtschaftswachstum von ihrer Umkehrbe-
ziehung in der empirischen Analyse genau ge-
trennt werden?

Die vielleicht interessanteste neuere Arbeit
stammt von R. La Porta et al. (1999). Da un-
strittig sein dürfte, dass eine «gute» Regierung
der wirtschaftlichen Entwicklung förderlich
ist, stellen die Autoren auf die Qualität der Re-
gierung ab und fragen nach deren Bestim-
mungsfaktoren. Dabei finden sie in bivariaten
Analysen, dass eine höhere Staatsquote zwar
mit höheren Steuern finanziert werden muss,
dass sie aber mit weniger Korruption, weniger
bürokratischen Verzögerungen sowie einer
besseren Versorgung mit öffentlichen Gütern
einhergeht. Ihre Ergebnisse «. . . zeigen deut-
lich, dass höhere Staatsanteile zwar mit höhe-
ren Steuern verbunden sind, aber bezüglich
nahezu jeden Masses der Performance besser
aussehen. Das Ergebnis, dass höhere Staats-
anteile zu qualitativ besseren Regierungen
führen, ist eines unserer Schlüsselergebnisse.»
(S. 239) Dies besagt freilich nicht, worauf die
Autoren auch hinweisen, dass es generell wün-
schenswert wäre, die Regierungstätigkeit aus-
zuweiten.

In einer Querschnittsanalyse für 98 Staaten
untersucht er den Zusammenhang zwischen
der Wachstumsrate des realen Bruttoinlands-
produkts pro Kopf einerseits und dem Anteil
des öffentlichen Konsums sowie der öffent-
lichen Investitionen andererseits am Bruttoin-
landsprodukt. Er findet einen negativen Zusam-
menhang zwischen dem Staatskonsum und dem
Wirtschaftswachstum,aber keinen Zusammen-
hang zwischen den öffentlichen Investitionen
und der wirtschaftlichen Entwicklung. Ausser-
dem fördert nach seiner Untersuchung politi-
sche Stabilität das Wirtschaftswachstum, wäh-
rend Marktverzerrungen dieses beeinträchtigen.

Nachdem es schon davor einige empirische
Studien zu diesem Thema gab, war diese Arbeit
Auslöser für eine Fülle weiterer Studien. Sie
förderten jedoch kein eindeutiges Ergebnis zu-
tage. Wie J. Agell, Th. Lindt und H. Ohlson
(1997, S. 33) in einer Übersicht schreiben, las-
sen diese Studien keine Aussage darüber zu, ob
die Beziehung zwischen dem Ausmass des öf-
fentlichen Sektors «positiv, negativ oder nicht
existent» ist. In ihrem Beitrag zeigen die Auto-
ren, wie durch eine geschickte Auswahl der er-
klärenden Variablen nahezu jede beliebige Be-
ziehung als Schätzergebnis produziert werden
kann. Ähnliches wird in G. Kirchgässner
(2001) am Beispiel einer Arbeit von B. Heitger
(1998) gezeigt. Die Sensitivität der empiri-
schen Ergebnisse wird auch in der ebenfalls im
Jahr 1997 erschienenen Übersicht von V. Tan-
zi und H.H. Zee (1997, S. 186ff.) festgestellt.
Zur Abschätzung der Robustheit möglicher
Ergebnisse wurden daher von X.X. Sala-I-
martin (1997) «Millionen von Regressionen»
durchgeführt. Unter den robust signifikanten
Variablen war aber, wie er schreibt, kein Indi-
kator für die Staatstätigkeit. Die Uneindeutig-
keit der Ergebnisse für die gesamte Staatstätig-
keit zeigt sich schliesslich auch in einer
Meta-Analyse von P. Nijkamp und J. Poot
(2004), die 93 Arbeiten mit insgesamt 123
Meta-Beobachtungen berücksichtigen. 22 von
41 Studien, die danach fragen, finden keine
eindeutigen Ergebnisse für die Auswirkungen
der Staatsquote auf das Wirtschaftswachstum,
7 finden positive und 12 negative Auswirkun-
gen. Die anderen Aussagen sind eindeutiger,
auch wenn die Stichproben sehr viel kleiner
sind: 11 von 12 Studien finden signifikant po-
sitive Ergebnisse der Erziehungsausgaben, 28
von 39 Untersuchungen positive Auswirkun-
gen der Infrastrukturausgaben, 6 von 10 Stu-
dien negative Auswirkungen der Besteuerung
und 11 von 21 Studien negative Auswirkungen
der Verteidigungsausgaben.

Kritik an der Arbeit und den Aussagen von
J. Agell, Th. Lindt und H. Ohlson (1997) wur-
de von S. Fölster und M. Henrekson (1997,
1999) geübt. Sie vermuten, dass in internatio-
nalen Querschnittsuntersuchungen deshalb
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Eine neuere Arbeit von D. Romero De Ávila
und R. Strauch (2003) ist aus einem anderen
Grund interessant: Wenn die Autoren Staats-
ausgaben und Steuern gemeinsam in die
Wachstumsgleichung aufnehmen, finden sie
insbesondere für den Einfluss der direkten
Steuern häufig signifikante bzw. sogar hoch
signifikante positive Werte, während sie für
den Staatskonsum und die Transfers signifi-
kant negative, für die staatlichen Investitionen
signifikant positive Ergebnisse erhalten. Dabei
verwenden sie ein Panel für die EU-Mitglieds-
länder und den Zeitraum von 1960 bis 2001.
Insbesondere die Ergebnisse für die Steuern
scheinen zunächst überraschend zu sein und
widersprechen eindeutig allen theoretischen
Überlegungen. Wie unten anhand der Arbeit
von Ch.A. Schaltegger (2004) noch diskutiert
wird, deuten solche Ergebnisse auf die Domi-
nanz der Umkehrkausalität vom Wirtschafts-
wachstum zur Staatsquote in der geschätzten Be-
ziehung hin. Damit zeigt sich auch hier wieder,
dass das Simultaneitätsproblem zwischen diesen
beiden Grössen das bedeutendste methodische
Problem ist, welches bei der empirischen Erfas-
sung solcher Beziehungen zu lösen ist.

Erstaunlich wenig Aufmerksamkeit hat in
dieser ganzen Debatte die Frage der Nichtli-
nearität gespielt; einzig die Unterscheidung
zwischen «reichen» und «armen» Ländern in
den Arbeiten von S. Fölster und M. Henrekson
(1999,2001) deutet in den bisher besprochenen
Arbeiten auf eine nichtlineare Beziehung hin.
Speziell mit dieser Hypothese hat sich jedoch
vor allem G. Karras (1993, 1997) befasst. In ei-
ner Panel-Analyse für 18 Staaten und den Zeit-
raum von 1968 bis 1984 kommt er (1993) zum
Ergebnis, dass die staatlichen Konsumausga-
ben produktiv sind, aber mit abnehmendem
Grenzertrag, sodass die optimale Quote, für
welche der Grenzertrag der privaten gleich je-
nem der öffentlichen Konsumausgaben ist, bei
etwa 20 % liegt. In G. Karras (1997) betrachtet
er 20 europäische Länder für den Zeitraum von
1950 bis 1990 und findet dabei eine optimale
Quote des öffentlichen Konsum von 16 % des
Bruttoinlandsprodukts ± 3 %.S.Mittnik und T.
Neumann (2003) führen eine entsprechende
Analyse für Deutschland durch. Sie finden Evi-
denz für die Nichtlinearitäts-Hypothese bezüg-
lich des staatlichen Konsums, wobei die opti-
male Quote bei etwa 18 bis 19 % liegt.

Die Unterschiedlichkeit der Ergebnisse der
verschiedenen Schätzungen führen R. Keller,
M.F. Bleaney und N. Gemmell (1999) darauf
zurück, dass in den meisten Schätzungen die
staatliche Budget-Restriktion nicht korrekt er-
fasst ist. Tatsächlich werden ja häufig nur Aus-
gaben oder Einnahmen/Steuern in die Glei-
chung eingeschlossen, wodurch, folgt man den
obigen Ausführungen und geht man (berech-
tigterweise) davon aus, dass die einzelnen Ka-

tegorien miteinander korreliert sind, prinzi-
piell beliebige Vorzeichen auftreten können. In
ihrer Untersuchung mit 5-Jahres-Zeiträumen
von 1970 bis 1995 in 22 OECD-Mitgliedslän-
dern finden sie, dass verzerrende (direkte)
Steuern das Wachstum reduzieren, während
nicht verzerrende (indirekte) Steuern keinen
solchen Einfluss haben. Umgekehrt unterstüt-
zen produktive Staatsausgaben das Wachstum,
unproduktive dagegen nicht. Dies ist wohl von
allen bisher vorgelegten Arbeiten jene, welche
am ehesten die Ergebnisse bringt, welche nach
der Theorie zu erwarten wären.

Bei allem Streit über die Auswirkungen der
Höhe der Staatsquote ist in aller Regel unbe-
stritten, dass unabhängig von der Höhe der
Staatsausgaben häufige starke Veränderungen
in der Politik dem Wachstum schaden. So zeigt
A. Brunetti (1997) für verschiedene Masse der
Geld- wie der Fiskalpolitik, dass ihre Volatilität
einen negativen und häufig signifikanten Ein-
fluss auf das Wirtschaftswachstum hat. Aller-
dings gilt auch hier, dass die Ergebnisse sensi-
tiv sind auf Änderungen der in die Stichprobe
einbezogenen Länder sowie der Spezifikatio-
nen der Wachstumsgleichungen.

4.1.4 Ergebnisse für die Schweiz
Die erste empirische Arbeit, welche sich ex-

plizit mit der Schweiz befasst, stammt von R.J.
Sing und R. Weber (1997). Ihre Fragestellung
richtet sich freilich nicht auf die Auswirkungen
der gesamten Staatsausgaben, sondern einzel-
ner Kategorien und damit deren Zusammen-
setzung.Mit Jahresdaten von 1950 bis 1994 un-
tersuchen sie die Auswirkungen der Ausgaben
für Bildung und Forschung, Transportinfra-
struktur, Gesundheitswesen, soziale Wohlfahrt,
Justiz- und Polizeiwesen sowie Landesvertei-
digung. Für die Ausgaben für Bildung und For-
schung erhalten sie einen positiven langfristi-
gen Effekt: Eine dauerhafte Erhöhung des
Anteils dieser Ausgaben am Bruttoinlandspro-
dukt um einen Prozentpunkt erhöht die Wachs-
tumsrate langfristig um etwa 0,13 Prozent-
punkte, während eine gleiche Erhöhung des
Anteils der Gesundheitsausgaben sie um etwa
0,15 Prozentpunkte senkt. Für alle anderen Ka-
tegorien können sie keine langfristig wirksa-
men Wachstumsimpulse feststellen. Temporä-
re Impulse finden sich auch bei den Ausgaben
für die Transportinfrastruktur sowie für die
Verteidigung: Während erstere kurzfristig po-
sitive Auswirkungen haben, dämpfen letztere
vorübergehend das Wachstum.

In der oben angesprochenen Arbeit von G.
Karras (1997) wird auch die Schweiz aufge-
führt. Da er den durchschnittlichen Wert für die
Schweiz über den betrachteten Zeitraum von
1950 bis 1990 (aufgrund der Daten der Penn
Welt-Tabellen, die er seinen Schätzungen zu-
grunde legt,) mit 7,5 % annimmt, kommt er
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zum Schluss, dass in der Schweiz zu wenig öf-
fentliche Leistungen angeboten werden. Be-
rücksichtigt man jedoch,dass – nach den Ergeb-
nissen in Kapitel 3 – der tatsächliche Wert dieser
Quote am Ende seines Untersuchungszeit-
raums bei 16,0 % und im Jahr 2000 bei 16,7 %
lag, ist diese Aussage angesichts der heutigen Si-
tuation nicht mehr aufrechtzuerhalten, auch
wenn nicht (wie in anderen Ländern) von einer
Überversorgung gesprochen werden kann.

Die Schweiz wird auch in der Arbeit von 
A. Bassanini und S. Scvarpetta (2001) betrach-
tet. Sie schätzen Wachstumsgleichungen für 21
OECD-Staaten über den Zeitraum von 1971 bis
1998. Dabei finden sie u.a. positiv signifikante
Einflüsse des Staatskonsums und der staat-
lichen Investitionen auf die Wachstumsrate
und negativ signifikante Einflüsse der Steuern
sowie des Verhältnisses zwischen direkten und
indirekten Steuern. Die Ergebnisse sind (wie
üblich) jedoch nicht robust gegenüber dem
Einschluss weiterer Variablen. So ergibt sich in
einer grösseren Stichprobe ohne Berücksich-
tigung der staatlichen Investitionen und der
Steuern für den Staatskonsum ein auf dem 5 %
Niveau signifikanter negativer Einfluss auf das
Wachstum.8 Mit diesem Modell versuchen sie
in einem weiteren Schritt, die Abweichung der
einzelnen Länder vom OECD-Durchschnitt zu
erfassen. Nimmt man den Durchschnitt der
Jahre 1974 bis 1977 als Ausgangspunkt und den
Durchschnitt der Jahre 1994 bis 1997 als End-
punkt, so betrug die durchschnittliche jährliche
Wachstumsrate dieser Länder 1,55 %. Die
Schweiz wich mit nur 0,81 % pro Jahr deutlich
davon ab. Die Autoren führen dies im Wesent-
lichen auf das hohe Ausgangsniveau in den
siebziger Jahren zurück; der geringe Staatsan-
teil der Schweiz hat nach diesen Berechnungen
im Vergleich mit den anderen OECD-Staaten
sogar positiv zum Wachstum beigetragen.

Die neueste Arbeit über die Schweiz stammt
von CH.A. Schaltegger (2004). Mit Hilfe einer
Panelanalyse über den Zeitraum von 1981 bis
2001 untersucht er, ob in den 26 Kantonen die
Staatsquote, definiert als Ausgaben der Kantone
und Gemeinden als Anteil am Bruttoinlands-
produkt,oder die Steuerquote signifikante Aus-
wirkungen auf das Wirtschaftswachstum hat-
ten. Er findet, dass die Staatsquote einen hoch
signifikanten negativen Einfluss hatte, die
Steuerquote jedoch bestenfalls einen marginal
signifikanten negativen Einfluss.

Die unterschiedlichen Ergebnisse für die
Staats- und die Steuerquote, die auch in der
Studie von D. Romero De Ávila und R. Strauch
(2003) zu beobachten war, deuten darauf hin,
dass Umkehrkausalität vorliegt. Die Staatsaus-
gaben werden jeweils im Vorjahr im Haus-
haltsplan in Abhängigkeit von der erwarteten
Entwicklung festgelegt. Verläuft die Konjunk-
tur besser als erwartet, sinkt die Staatsquote,

während sie bei einer schlechteren Entwick-
lung steigt. Diese negative Korrelation schlägt
sich in den Ergebnissen nieder und wird als ne-
gativer Einfluss der Staatsquote auf das Wirt-
schaftswachstum interpretiert. Bei den Steuer-
einnahmen ist die Situation komplizierter. Sie
ergeben sich in Abhängigkeit von der tatsäch-
lichen Entwicklung, aber wegen der Vergan-
genheitsbesteuerung mit einer Verzögerung von
ein bis zwei Jahren. Soweit die Entwicklung
zyklisch verläuft, kann sich auch hier ein nega-
tiver Zusammenhang ergeben, aber er dürfte
weniger stark ausgeprägt sein als bei den Aus-
gaben. Insofern verwundert es nicht, dass hier
keine Signifikanz gegeben ist.

Will man diesen Effekt, der sich dadurch er-
gibt, dass in der Staats- bzw. Steuerquote das
Sozialprodukt pro Kopf (und damit die abhän-
gige Variable) im Nenner enthalten ist, aus-
schalten, kann man anstelle der Staatsquote die
Staatsausgaben (bzw. Steuern) pro Kopf als er-
klärende Variable verwenden. Dann ergeben
sich sowohl für die Staatsausgaben als auch für
die Steuern positive Effekte; eine Ausdehnung
der Staatstätigkeit scheint jetzt das Wirtschafts-
wachstum zu verstärken. Auch hier kann man
jedoch argumentieren, dass Umkehrkausalität
vorliegt: Kantone mit hoher Wirtschaftskraft
haben nicht nur höhere Steuereinnahmen pro
Kopf, sondern können sich auch leisten, den
Bürgern mehr Leistungen zur Verfügung zu
stellen. Damit dies auch zu einem Zusammen-
hang zwischen der Wachstumsrate der Wirt-
schaft auf der einen Seite und den Staatsaus-
gaben und Steuereinnahmen pro Kopf auf der
anderen Seite führt, müssen jene Kantone, die
ein hohes Bruttoinlandsprodukt pro Kopf auf-
weisen, auch stärker wachsen. Tatsächlich beo-
bachten wir für den Zeitraum von 1981 bis 2001
eine Korrelation von 0,51 % zwischen der
durchschnittlichen Wachstumsrate und dem
durchschnittlichen Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf in den Kantonen. Eine derartige positive
Korrelation ist jedoch keineswegs selbstver-
ständlich, zumindest wenn man die neoklas-
sische Wachstumstheorie zugrunde legt: Die
«Catch-Up-Hypothese» dieser Theorie behaup-
tet eine Konvergenz der Entwicklung, weshalb
man eher den umgekehrten Zusammenhang
erwarten sollte. Tatsächlich haben die verzöger-
ten Werte des Bruttoinlandsprodukts in den
von Ch.A. Schaltegger (2004, S. 5) vorgestellten
Schätzungen signifikant negative Koeffizienten,
was für eine solche Konvergenz spricht. Dabei
stellt sich freilich die Frage,wie schnell sich diese
vollzieht. Die geschätzten Koeffizienten impli-
zieren, dass die mittlere Anpassungsdauer etwa
7 bis 12 Jahre beträgt.Damit ist ein positiver Zu-
sammenhang zwischen der Höhe des Bruttoin-
landsprodukts pro Kopf und der Rate des wirt-
schaft- lichen Wachstums auch über längere
Zeit vereinbar.

8 Siehe Bassanini, A., und Scvarpetta, S. (2001, Tabelle 3,
S. 28).
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Die positive Korrelation zwischen dem
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und seiner
Wachstumsrate weist darauf hin, dass sich der
wesentliche Effekt des gemessenen Zusammen-
hangs zwischen der realen Wachstumsrate und
den Staatsausgaben vor allem aus der födera-
len Struktur der Schweiz ergeben dürfte. Kan-
tone mit hoher Wirtschaftskraft und hohem
Wirtschaftswachstum können ihren Bürgen
relativ viele Leistungen zukommen lassen und
haben dennoch vergleichsweise geringe Steu-
ersätze. Damit die ärmeren Kantone für ihre
Bürger ähnliche Leistungen erbringen können,
müssen ihre Steuersätze sehr viel höher sein,
was eine höhere Staatsquote mit sich bringt.
Nun erbringen nicht alle Kantone die gleichen
Leistungen, aber ein gewisses Mindestmass an
Leistungen, z.B. in den Bereichen Schule und
Erziehung, Verkehrswesen oder allgemeine
Verwaltung, muss überall erbracht werden.
Dies bedeutet, das die Ausgaben pro Kopf in
den ärmeren Kantonen geringer sein werden.
Dazu kommt der dämpfende Effekt der Löhne:
Ärmere Kantone zahlen ihren Beamten und
Angestellten im Allgemeinen geringere Löhne
als Kantone mit hoher Wirtschaftskraft. All
dies ist jedoch nicht hinreichend, um diesen
Kantonen ähnlich niedrige Steuersätze zu er-
möglichen wie den wohlhabenderen Kantonen.

Um diesen Zusammenhang zu verdeutli-
chen,haben wir für die Ausgabenquote,die rea-
len Ausgaben pro Kopf sowie die reale Wachs-
tumsrate Durchschnittswerte für die einzelnen
Kantone über den Zeitraum von 1981 bis 2001
gebildet. Grafik 4.1 zeigt den Zusammenhang
zwischen Ausgabenquote und Wirtschafts-
wachstum; der Zusammenhang ist wie erwar-
tet negativ; der Korrelationskoeffizient beträgt
–0.27. Grafik 4.2 zeigt dagegen den Zusam-
menhang zwischen den realen Staatsausgaben
pro Kopf und dem Wirtschaftswachstum; hier
ist der Zusammenhang mit 0.31 positiv. Auch
diese Ergebnisse dürften (wie die oben ange-
sprochenen Regressionsergebnisse) sich aus
der Umkehrkausalität von der wirtschaftlichen
Entwicklung auf die Staatstätigkeit ergeben; sie
lassen keine Schlüsse darüber zu, wie sich eine
bestimmte Höhe der Staatsquote auf die wirt-
schaftliche Entwicklung auswirkt.

Damit lässt sich auch für die Schweiz keine
eindeutige Aussage darüber machen, ob der
Anstieg der Staatsquote mitverantwortlich für
das geringe Wachstum in jüngerer Zeit ist. Zu-
dem zeigt die kritische Analyse der Arbeit von
Ch.A. Schaltegger (2004), dass Schätzungen
für Einzelstaaten (bzw. Kantone) in einem
Bundesstaat noch weniger als internationale
Querschnitts- oder Panelschätzungen dazu ge-
eignet sein dürften, um zu überprüfen, ob es
eine negative Kausalwirkung von der Staats-
quote auf das Wirtschaftswachstum gibt. Der
hauptsächliche Grund ist, dass das Prinzip der
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse, wie un-
vollständig es auch immer verwirklicht sein
mag, innerhalb eines Staates sehr viel stärker
gilt als zwischen unabhängigen Staaten, was
die Simultaneitätsproblematik verschärft. Da-
zu kommt, dass selbst dann, wenn ein solcher
Zusammenhang auf der Ebene der Kantone
zweifelsfrei nachgewiesen werden könnte, offen
ist, ob dies Auswirkungen auf die Gesamtent-
wicklung in der Schweiz hätte oder nur Ver-
schiebungen zwischen den Kantonen bewirkte.

4.1.5 Zusammenfassung 
und abschliessende Bemerkungen

Weder die (recht vielen) internationalen
Studien noch die (wenigen) Arbeiten über die
Schweiz lassen Aussagen darüber zu, ob eine
Verringerung der staatlichen Aktivität zu einer
Erhöhung des Wirtschaftswachstums führen
würde. Entsprechende Forderungen nach einer
Reduktion der Staatsquote lassen sich daher
mit der vorhandenen wissenschaftlichen Er-
kenntnis nicht begründen. Der Grund dafür
liegt in konzeptionellen und methodischen
Schwierigkeiten:

(1) Zwischen Staatsquote und Wirtschafts-
wachstum besteht keine einseitige Kausalität:
Die staatliche Aktivität hat nicht nur Auswir-
kungen auf das Wirtschaftswachstum, sondern
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Grafik 4.1: Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Staatsquote 
Durchschnittswerte, 1981–2001

Grafik 4.2: Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Staatsausgaben
pro Kopf, Durchschnittswerte, 1981–2001
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nifikanz nicht, dass eine Beziehung nicht exis-
tiert. Sie kann nur nicht mit der erwünschten
Sicherheit nachgewiesen werden. Dass in vie-
len Fällen ein positiver Einfluss aufgezeigt
wird, legt hier freilich Zurückhaltung nahe.

Zweitens ergibt sich der politische Hand-
lungsbedarf in der Schweiz weniger aus der ab-
soluten Höhe der Staatsquote, die, legt man die
Definition der OECD zugrunde, im interna-
tionalen Vergleich immer noch recht beschei-
den ist, sondern aus ihrem lang andauernden,
in Kapitel 3 dieses Berichts dokumentierten
Anstieg seit den sechziger Jahren sowie aus
dem oben angesprochenen Sperrklinkeneffekt,
der nach den Wirtschaftskrisen der siebziger
und neunziger Jahre zu beobachten war. Un-
abhängig davon,wie man die Wirkung der heu-
tigen Höhe der Staatsquote einschätzt, dürfte
eine Fortschreibung der bisherigen Entwick-
lung kaum sinnvoll sein, da ab einer bestimm-
ten – freilich schwer zu bestimmenden – Höhe
in jedem Fall negative Auswirkungen auftre-
ten. Berücksichtigt man, dass mit der Verände-
rung der Altersstruktur sowie durch das Ge-
sundheitswesen laufend neue Anforderungen
an die öffentlichen Haushalte gestellt werden,
so dürfte schon eine langfristige Stabilisierung
der Staatsquote auf dem heutigen Niveau ein
nicht einfach zu realisierendes politisches Un-
terfangen sein.

Daneben sollte nicht in Vergessenheit gera-
ten, dass es weniger um das Ausmass der staat-
lichen Aktivitäten geht, sondern um deren
Preis-Leistungs-Verhältnis: Die Bürgerinnen
und Bürger sind bereit, im erforderlichen Um-
fang Steuern zu zahlen, wenn ihnen dafür ent-
sprechende Leistungen in entsprechender Qua-
lität geboten werden. Zudem sollte das Steuer-
system «wachstumsfreundlich» ausgestaltet
werden. Politische Initiativen in diesem Bereich
(so-wie zur Stabilisierung der öffentlichen
Schuld) sind mindestens so wichtig wie Bemü-
hungen zur Stabilisierung der Staatsquote.

4.2 Nachhaltige Budgetpolitik: 
Der Nutzen von Generationenkonten 9

4.2.1 Einleitung
Die herkömmlichen Budgetindikatoren

wie Staatsdefizit oder Staatsverschuldung er-
möglichen eine Momentaufnahme zur Fi-
nanzlage und zu allfälligen Ungleichgewich-
ten. Keine Anhaltspunkte liefern sie zu den
längerfristigen Folgen aktueller Entscheidun-
gen oder zur mittel- und langfristigen Tragfä-
higkeit der Budgetpolitik. Die von den ver-
schiedenen Gemeinwesen auf der Grundlage
solcher Indikatoren getroffenen finanziellen
Entscheidungen orientieren sich mit grosser
Wahrscheinlichkeit an aktuellen Anliegen. Die
Entscheidungsträger sind versucht, Ausgaben-
programme zu entwerfen, die bei ihrer Wäh-

die wirtschaftliche Entwicklung beeinflusst
auch die Staatsquote. Bei Querschnitts- wie bei
Paneluntersuchungen ist es ausserordentlich
schwierig, diese beiden Wirkungsrichtungen
voneinander zu trennen. In vielen der vorge-
legten Arbeiten wird erst gar nicht der Versuch
unternommen, dazu.

(2) Der Zusammenhang zwischen der
Staatsquote und dem Wirtschaftswachstum ist
notwendigerweise nichtmonoton; damit exis-
tiert im Prinzip eine für das Wirtschaftswachs-
tum optimale Staatsquote. Die Höhe dieser
optimalen Quote ist abhängig von der Art des
Sozialstaats: Im Wohlfahrtsstaat skandinavi-
scher Prägung ist sie deutlich höher als im an-
gelsächsischen Modell. Dementsprechend ist
im ersten System eine Staatsquote mit ange-
messenem Wirtschaftswachstum vereinbar, die
in letzterem zur Stagnation führen würde. Die
Frage ist dann, ob die Quote eines bestimmten
Landes niedriger oder höher ist als die – gege-
ben das jeweilige Sozialsystem – optimale
Quote.

(3) In den international vergleichenden
Studien wird die Frage kaum in dieser Weise
gestellt. Vielmehr wird von einem einfachen
linearen Zusammenhang ausgegangen. Zu-
dem wird nicht berücksichtigt, dass die Höhe
der optimalen Staatsquote von institutionellen
Faktoren abhängig ist. Unter diesen Umstän-
den ist es nicht erstaunlich, dass die Ergebnisse
widersprüchlich sind (bzw. dass durch ent-
sprechende Manipulationen nahezu jedes ge-
wünschte Ergebnis produziert werden kann).

(4) Wird anstelle eines internationalen Ver-
gleichs die Entwicklung von Gebietskörper-
schaften innerhalb eines föderalen Staatswesens
untersucht, ergeben sich keine Probleme mehr
aus unterschiedlichen Sozialsystemen. Wie am
Beispiel der Schweiz gezeigt wurde, verschärft
sich dann aber das Problem, zwischen den bei-
den Wirkungsrichtungen zu unterscheiden:
Wird eine einigermassen gleiche Versorgung
mit öffentlich angebotenen Leistungen in allen
Kantonen angestrebt, haben Kantone mit ho-
her Wirtschaftskraft auch dann eine geringere
Staatsquote als die übrigen Kantone, wenn die
Staatsquote selbst keinerlei Einfluss auf die
wirtschaftliche Entwicklung hat. Davon unab-
hängig ist völlig offen, ob ein nachgewiesener
negativer Einfluss der Staatsquote Evidenz für
einen dämpfenden Einfluss auf das gesamte
Wachstum in der Schweiz oder nur für Ver-
schiebungen zwischen den Kantonen darstel-
len würde.

Die Tatsache, dass keine statistisch gesi-
cherte Beziehung zwischen der Höhe der
Staatsquote und dem Wirtschaftswachstum
nachgewiesen werden kann, besagt jedoch we-
der, dass eine solche Beziehung nicht existiert,
noch, dass kein politischer Handlungsbedarf
besteht. Zum einen bedeutet statistische Insig-

9 Zu Kapitel 4.2 findet sich ein Hintergrundpapier unter:
www.kfk.admin.ch/Studien/Viabilité à long terme de la
politique budgtétaire: utilité des comptes de généra-
tion, Claude Jeanrenaud, Université de Neuchâtel.
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Verschuldung – die sich aus den erworbenen
Ansprüchen ergibt – muss zu den aktuellen
finanziellen Verpflichtungen hinzugerechnet
werden, damit die tatsächliche Staatsverschul-
dung resultiert? Und schliesslich: Welche poli-
tischen Veränderungen sind notwendig, um
allenfalls bestehende Ungleichgewichte zwi-
schen den Generationen auszuräumen?

Beim Erstellen der Konten wird davon aus-
gegangen, dass sowohl die heutigen als auch die
künftigen Generationen im Rahmen der ak-
tuellen Budgetpolitik leben (Einhaltung der er-
worbenen Besitzstände). Für jeden Jahrgang
wird jeweils ein getrenntes Konto für Frauen
und Männer erstellt.Das Konto eines Jahrgangs
entspricht den Nettozahlungen – Steuern ab-
züglich bezogene Transferzahlungen – einer re-
präsentativen Person für das gesamte verblei-
bende Leben. Alle Generationen haben pro
Jahrgang dasselbe Profil bezüglich Abgaben
und Transferzahlungen, anders ist lediglich die
Produktivität. Mit diesen Hypothesen kann der
Nettobetrag geschätzt werden, den eine Person
im Rahmen der aktuellen Budgetpolitik durch-
schnittlich bis ans Lebensende an den Staat be-
zahlen muss. Diese Methode ist somit zukunfts-
gerichtet und enthält keinerlei rückwirkende
Schätzungen. Für sämtliche vor dem Basisjahr
geborenen Jahrgänge beziehen sich die Netto-
zahlungen auf die verbleibenden Lebensjahre.
Die Beträge sind somit nicht vergleichbar, weil
sie unterschiedlich lange Zeiträume abdecken.

Sämtliche in den Generationenkonten ge-
schätzten Werte – Transferzahlungen, Steuern,
Konsumausgaben des Staates – werden auf das
Basisjahr abdiskontiert. Der Diskontierungs-
satz enthält einerseits die Zeitpräferenz und
andererseits eine Risikoprämie für den Fall,
dass einbezahlte Beiträge für die Altersvor-
sorge vielleicht nie ausbezahlt werden. In der
Praxis wird normalerweise ein konstanter
Zinssatz verwendet, obwohl die Risikokosten
vermutlich von Alter und Jahrgang abhängen
(CBO 1995).

Langfristige Budgetrestriktion
Die langfristige Budgetrestriktion aller öf-

fentlichen Haushalte umfasst die Zahlungen,
welche die heutigen und künftigen Generatio-
nen leisten müssen, um die künftigen Ausga-
ben des Staates sowie die Nettoverschuldung
des Basisjahres zu decken.Resultiert daraus eine
unbezahlte Schuld, muss diese von künftigen
Generationen getragen werden. Die intergene-
rationelle Budgetrestriktion entspricht folgen-
der Gleichung:

A + B = D

wobei A den abdiskontierten Nettozahlungen
der heute lebenden Jahrgänge bis zum Leben-
sende entspricht, B den Zahlungen der künfti-
gen Generationen und D der Nettoverschul-
dung.10 Um ein Gleichgewicht zu erreichen,

lerschaft – den heute lebenden Jahrgängen
– Anklang finden und künftige Generatio-
nen finanziell belasten.

Das Hauptproblem der herkömmlichen
Indikatoren liegt darin, dass Gesetze und in
der Regel auch Budgetentscheide mit lang-
fristigen Auswirkungen verbunden sind.
Ohne politische Richtungsänderungen
werden die getroffenen Entscheidungen
das Budget auf Jahrzehnte hinaus prägen.
Die Kombination aus erworbenen Besitz-
ständen und demografischer Alterung
kann zu problematischen Ungleichgewich-
ten führen. So dürften bis 2050 die Ausga-
ben für Altersrenten gemäss Schätzungen
einen um 6 bis 7 Prozentpunkten grösseren
Anteil des BIP beanspruchen (OECD
2002). Die heute lebenden Generationen
kommen in den Genuss eines ausgebauten
Rentensystems und medizinischer Fort-
schritte, ohne die damit verbundenen Ko-
sten vollständig in Form von Beiträgen oder
Versicherungsprämien während ihres Er-
werbslebens bezahlt zu haben.

Ist die Budgetpolitik der Schweiz nach-
haltig, d.h. ist sie langfristig tragbar, ohne
dass dabei Ungleichgewichte entstehen, die
früher oder später zwangsläufig dazu füh-
ren, dass entweder die erworbenen An-
sprüche in Frage gestellt oder die Abgaben
an den Staat erhöht werden müssen? Die
Ergebnisse der im Juni 2004 veröffentlich-
ten Generationenbilanz sollen genau diese
Frage beantworten. Die OECD schlägt zur
Analyse der mittel- und langfristigen Aus-
wirkungen der Budgetpolitik andere Indi-
katoren vor, zum Beispiel den Primärsaldo
oder die mittel- und langfristige Steuer-
lücke, welche Alternativen zur Genera-
tionenbuchhaltung darstellen. Die Argu-
mente für diese beiden Ansätze werden
nachfolgend erläutert.

4.2.2 Generationenkonten
Ursprung und Prinzip der Methode

Die Generationenbuchhaltung ist eine
neue Methode zur Analyse der sehr langfri-
stigen Auswirkungen der Budgetpolitik.
Die ersten Arbeiten dazu veröffentlichten
zu Beginn der 90er-Jahre drei nordameri-
kanische Ökonomen: Alan Auerbach, Jaga-
deesch Gokhale und Laurence Kotlikoff
(1991). Ursprünglich diente die Methode
der Beantwortung von vier mehr oder we-
niger miteinander zusammenhängenden
Fragen: Erfüllt die aktuelle Budgetpolitik
das Kriterium der Nachhaltigkeit im Sinne
einer zeitlich unbegrenzten Tragfähigkeit
ohne die Notwendigkeit politischer Ver-
änderungen? Bewirkt die Budgetpolitik,
dass künftige Generationen stärker belastet
werden als die heutigen?  Welche implizite
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– Romer P.M. (1986), Increasing Returns and
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statistik und Dokumentation, Bern 2004.
(http://www.estv.admin.ch/data/sd/d/pdf
/wachstum.pdf [16/08/04])

– Sing, R.J., und Weber, R. (1997), The Com-
position of Public Expenditure and Econo-
mic Growth: Can Anything Be Learned from
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10 Zum Erreichen eines langfristig ausgeglichenen Bud-
gets müssen die abdiskontierten Schulden irgendwann 
abgetragen werden.
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müssen sich die Schulden somit langfristig
ausgleichen. Grundsätzlich müsste D sämtliche
– finanziellen und realen – Vermögenswerte
enthalten abzüglich der Verpflichtungen des
Staates. Es werden in den gängigen Berech-
nungen jedoch lediglich die finanziellen Ver-
mögenswerte berücksichtigt.

Die langfristige Budgetrestriktion ist nicht
als wahrscheinliches Szenario zu interpretie-
ren. Das Ziel besteht lediglich darin, die Prob-
leme aufzuzeigen, die sich ohne Gegenmass-
nahmen einstellen werden.Auf dieser Grundlage
lassen sich zwei Fragen beantworten: Welchen
Nettobeitrag leisten die heutigen Generatio-
nen, und welche Rechnung bleibt für die künf-
tigen Generationen offen,wenn die politischen
Bedingungen unverändert bleiben?

Schliesslich besteht eine sehr aussagekräf-
tige Darstellung des Ungleichgewichts darin,
dieses entweder in der zur Wiederherstellung
des Gleichgewichts erforderlichen dauerhaften
Reduktion der Transferzahlungen oder aber 
in entsprechenden Steuererhöhungen auszu-
drücken. Eine Variante besteht darin, diese
Massnahmen ausschliesslich entweder für die
heutigen Generationen oder für die künftigen
Generationen vorzusehen (Masson 2002). Die
Methode eignet sich somit zur Simulation der
Auswirkungen verschiedener politischer An-
sätze.

In jüngeren Arbeiten werden die Bildungs-
ausgaben meistens auf diejenigen Jahrgänge
verteilt, die davon profitieren dürften. Die
übrigen Ausgaben – Konsum und Investitio-
nen – werden gleichmässig auf alle Kohorten
verteilt.

In den ersten Versionen der Generationen-
konten wurde davon ausgegangen, dass allein
die heute lebenden Generationen von den er-
worbenen Ansprüchen profitieren,und die Re-
gierung somit keine andere Wahl hat, als sich
«an die Nachkommen zu halten» (Masson
2002). In neueren Arbeiten hingegen werden
in der Regel die heutigen und die künftigen Ge-
nerationen symmetrisch behandelt, indem

man sowohl die lebenden als auch die künfti-
gen Generationen von den erworbenen An-
sprüchen profitieren lässt. Die Nettozahlungen
der lebenden und der künftigen Generationen
werden analog berechnet. Das Ungleich-
gewicht ergibt sich durch einen Vergleich der
Ausgangsverschuldung mit den künftigen
Nettozahlungen der heutigen (A) und der
künftigen (B) Generationen. Die Differenz (T)
zwischen den Zahlungen und der Ausgangs-
verschuldung entspricht dem intergeneratio-
nellen Ungleichgewicht. Im Falle eines positi-
ven T ist die aktuelle Politik langfristig nicht
tragbar, und es braucht früher oder später Ver-
änderungen:

Intertemporale
Staatsverschuldung = T = D – (A+B)

Zu diesem Indikator liegen vergleichbare
Daten für die Schweiz und einige weitere euro-
päische Länder vor. Die jüngsten vergleichba-
ren Schätzungen beziehen sich allerdings auf
das Jahr 1995. Mit einer Gesamtverschuldung
in der Höhe von 50 % des BIP gehört die
Schweiz zu den am wenigsten verschuldeten
Ländern.

4.2.3 Generationenkonten für die Schweiz
Eine erste Anwendung der Generationen-

buchhaltung in der Schweiz wurde von Ste-
fan Felder vorgenommen (1997). Der Autor
verwen- det die ursprüngliche Methode von
Auerbach et al. (1991) zur Schätzung der inter-
generationellen Transferzahlungen im Zusam-
menhang mit der AHV. Er misst die impliziten
Schulden der AHV für verschiedene Szenarien
(Status quo, Beitragserhöhung, MWSt-Erhö-
hung). Zudem wird ein Generationenkonto für
die verschiedenen heute lebenden Kohorten
erstellt.

Eine Generationenbuchhaltung für alle öf-
fentlichen Verwaltungen und Sozialversiche-
rungen wurde in der Schweiz zum ersten Mal
von Raffelhüschen und Borgmann (2001) im
Auftrag des Staatssekretariat für Wirtschaft er-
stellt. Die Autoren sind dabei zum Schluss ge-
kommen, dass die Budgetpolitik in der Schweiz
das Kriterium der Nachhaltigkeit nicht erfüllt
(Basisjahr 1997). Zur Nettoverschuldung von
135 Milliarden (36 % des BIP) wären demnach
implizite Schulden im Zusammenhang mit der
aktuellen Gesetzgebung in der Höhe von 39 %
des BIP zu addieren.

Die Ergebnisse einer bei denselben Autoren
vom seco in Auftrag gegebenen neueren Studie
wurden im Juni 2004 veröffentlicht (Borg-
mann und Raffelhüschen 2004). Die Genera-
tionenbilanz wurde für das Jahr 2001 berechnet.
Wie erwartet weichen die Ergebnisse nicht we-
sentlich von denjenigen der ersten Studie ab,
wenn auch die Nachhaltigkeitslücke etwas ge-
ringer ausfiel.

Grafik 4.3: Nachhaltigkeitslücke: Explizite und implizite Schulden
(in Prozent des BIP 1995)

Quelle: Raffelhüschen und Borgmann (2001)
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Methoden und Hypothesen
Die Analyse wurde gemäss den üblichen

Regeln der Generationenbuchhaltung durch-
geführt. Ziel ist dabei die Beantwortung 
der Frage, ob die Budgetpolitik der öffent-
lichen Haushalte in der Schweiz nachhaltig ist,
d.h., ob sie so weitergeführt werden kann wie
heute, ohne dass dabei künftigen Generatio-
nen eine offene Rechnung hinterlassen wird.
Die Autoren gehen dabei von der Hypothese
einer konstanten Budgetpolitik sowohl für 
die heute lebenden als auch für die künftigen
Generationen aus. Analog werden sämtliche
Staatsausgaben, einschliesslich des Konsums
von Gütern und Dienstleistungen und der In-
vestitionen, auf die verschiedenen Jahrgänge
verteilt.

Bei der Erstellung eines Generationenkon-
tos besteht der erste Schritt in der Klärung der
Frage, wie sich die Einnahmen und Ausgaben
des Staates heute auf die verschiedenen Jahr-
gänge verteilen. Damit lässt sich das Profil der
Nettozahlungen pro Kopf für die verschiede-
nen Jahrgänge im Basisjahr berechnen. Es han-
delt sich dabei um ein klassisches Beispiel von
Budgetinzidenz. Die Messung der Inzidenz
von Steuern und Transferzahlungen beruht auf
einer spezifischen Auswertung der Einkom-
mens- und Verbrauchserhebung 1998 (BFS
1998, ECOPLAN 2001). Die Bildungs- und
Gesundheitsausgaben werden den direkten
Empfängern zugeordnet. Die übrigen Ausga-
ben und Einnahmen werden gleichmässig auf
alle Personen verteilt.

Der Prognose liegt eine konstante Budget-
politik für die heute lebenden und die künfti-
gen Generationen zu Grunde. Diese Hypothe-
se bedeutet lediglich, dass das Profil der
Nettozahlungen pro Jahrgang in der Zukunft
gleich bleibt und sich Ausgaben und Einnah-
men im Gleichschritt mit der Produktivität
ausweiten. Die Prognosen zu den Ausgaben
von AHV und IV sowie der Arbeitslosenversi-
cherung beruhen hingegen auf spezifischen
Hypothesen. Da die AHV- und IV-Renten um
die Hälfte der realen Lohnzunahme (Misch-
index) angepasst werden, steigen sie nur halb
so schnell wie die Produktivität. Die vorgese-
henen Gesetzesänderungen – insbesondere die
12. AHV-Revision – wurden in Form von Sze-
narien einbezogen, um die damit verbundenen
Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit der Bud-
getpolitik zu evaluieren.

Falls es zu keinen gesetzlichen Änderungen
kommt (konstante Politik), werden die Gene-
rationenkonten und damit auch die Nachhal-
tigkeit der Budgetpolitik durch die demografi-
schen Einflüsse – natürliche Entwicklung oder
Migration – beeinflusst. Die sehr langfristigen
demografischen Prognosen (Horizont 2200)
spielen somit eine zentrale Rolle. Für den Zeit-
horizont bis 2060 übernehmen die Autoren die

offiziellen Bevölkerungsszenarien (BFS 2001).
Die Zunahme der Lebenserwartung – 5 Jahre
für die Frauen, 5,6 Jahre für die Männer –
vergrössert die Nachhaltigkeitslücke, während
die Migration einen gegenteiligen Einfluss aus-
übt, da vorwiegend junge Erwerbstätige ein-
wandern.

Die Nachhaltigkeitsindikatoren zur Bud-
getpolitik wurden für verschiedene Szenarien
berechnet. Das Referenzszenario sieht einen
jährlichen Produktivitätsgewinn von 1 % und
einen Diskontsatz von 3 % vor. Die demogra-
fischen Prognosen entsprechen dem Szenario
A00-Trend 2000. Die 11. AHV-Revision – die
vom Volk abgelehnt wurde – ist Bestandteil des
Referenzszenarios.

Ergebnisse
Die Analyse gelangt zum Schluss, dass die

Budgetpolitik der öffentlichen Haushalte in der
Schweiz eine Nachhaltigkeitslücke verursacht.
Berücksichtigt man sämtliche erworbenen An-
sprüche der heute und in Zukunft lebenden
Generationen, entspricht der diskontierte Wert
aller nicht gedeckten Verpflichtungen einer
impliziten Verschuldung in der Höhe von
24,5 % des BIP (18,6 %, wenn die 11. AHV-
Revision angenommen worden wäre). Zur Be-
stimmung der tatsächlichen Höhe der Ver-
pflichtungen muss dazu die Nettoverschuldung
im Ausgangsjahr addiert werden (161,7 Mil-
liarden oder 39 % des BIP). Die tatsächliche
Verschuldung beträgt 63,5 % des BIP und ist
damit höher als in den Rechnungen der öf-
fentlichen Haushalte der Schweiz ausgewiesen.
Im internationalen Vergleich steht die Schweiz
damit allerdings nicht schlecht da. Anzumer-
ken ist dabei, dass die tatsächliche Verschul-
dung nicht als unbezahlte Rechnung aufgefasst
werden darf, die sich aus dem Verhalten der
heute lebenden Generationen ergibt und von
diesen an die künftigen Generationen weiter-
gegeben wird. Mit der angewendeten Methode
tragen nämlich auch die künftigen Generatio-
nen zur Nachhaltigkeitslücke bei, da sie eben-
falls von den erworbenen Ansprüchen profi-
tieren. Im Übrigen ist ein Teil der im Basisjahr
vorhandenen Schulden den bereits verstorbe-
nen Generationen zuzuschreiben.

Der zweite Nachhaltigkeitsindikator resul-
tiert aus der Gegenüberstellung der Nettozah-
lungen der im Jahr 2001 geborenen (lebenden)
Generation mit den Nettozahlungen des (künf-
tigen) Jahrgangs 2002. Während des gesamten
Lebens wird jemand mit Jahrgang 2001 rund
70 000 Franken Nettotransfers mehr beziehen
als eine noch nicht geborene Person, wenn man
die Steuererhöhungen berücksichtigt, welche
die künftigen Generationen akzeptieren müs-
sen, um das Gleichgewicht wiederherzustellen
(Referenzszenario). Dieser Indikator weist auf
ein intergenerationelles Ungleichgewicht hin.



4. Analysen zu ausgewählten Themen

52 Kommission für Konjunkturfragen Jahresbericht 2004

Dritter und vielleicht aussagekräftigster
Nachhaltigkeitsindikator sind die Steuererhö-
hungen, zu denen künftige Generationen ge-
zwungen wären, um die Nachhaltigkeitslücke
zu schliessen. Diese Erhöhung beträgt im Re-
ferenzszenario 8 %.

Budgetpolitische Optionen
Werden die zur Wiederherstellung des

Gleichgewichts erforderlichen Anpassungen
ausschliesslich von den künftigen Generatio-
nen getragen, müssten diese eine allgemeine
Erhöhung der Abgaben an den Staat um 8 %
akzeptieren. Geht man hingegen von einer
symmetrischen Belastung aller Generationen
aus, erfordert die Beseitigung der Nachhaltig-
keitslücke eine der folgenden Massnahmen:
Erhöhung der Mehrwertsteuer um 2 Prozent-
punkte ad aeternam, dauerhafte Steigerung der
Gesamteinnahmen um 2,9 % oder entspre-
chende Kürzung der Gesamtausgaben auf
unbegrenzte Zeit.

Die Methode der Generationenbuchhal-
tung ist auch sehr nützlich, um konkrete Ge-
setzesänderungen zu simulieren und die damit
verbundenen Folgen auf die Nachhaltigkeit der
Budgetpolitik zu untersuchen. So würde eine
Heraufsetzung des Rentenalters auf 67 Jahre die
Nachhaltigkeitslücke von 63,5 % des BIP auf
32 % senken. Durch den Verzicht auf den
Mischindex zur Indexierung der AHV-Renten
nach der Pension – d.h., die Renten würden
lediglich preisindexiert – würde sich das Nach-
haltigkeitsdefizit um 17 Prozentpunkte des BIP
verringern. Eine Kombination beider Mass-
nahmen (wie in der 12. AHV-Revision vorge-
sehen) bei einer Beibehaltung des MWST -Sat-
zes auf dem aktuellen Stand würde es erlauben,
die intertemporale Verschuldung auf 15 % des
BIP und damit deutlich unter den heutigen
Stand zu bringen.

Zuverlässigkeit der Ergebnisse und Kritikpunkte
Aus der Studie von Raffelhüschen und

Borgmann geht dies nicht explizit hervor, es ist

jedoch bekannt, dass die Ergebnisse von der
Konjunkturlage im Basisjahr abhängen. Im
Modell werden nämlich nicht die konjunktur-
bereinigten Ausgaben und Einnahmen hoch-
gerechnet, sondern die tatsächlichen Ausgaben
und Einnahmen im Basisjahr. Ein Ungleichge-
wicht im Basisjahr wirkt sich somit auf die
Konten aller künftigen Generationen aus. Aus
dieser Sicht sind weder das Jahr 1997 (erste
Studie) noch das Jahr 2001 (zweite Studie) ge-
eignete Bezugspunkte. 1997 lag nämlich die
Produktion unter dem langjährigen Durch-
schnitt, 2001 ziemlich deutlich darüber. Die
Konjunkturlage im Basisjahr erklärt zweifellos
weitgehend die Rückbildung der impliziten
Schulden zwischen 1997 und 2001.11 Deshalb
leuchtet es nicht unbedingt ein, weshalb die
tatsächlichen Ausgaben und Einnahmen des
Basisjahres für die Prognose verwendet wur-
den. Die Einnahmen sind höher und die Aus-
gaben tiefer als bei einer ausgeglichenen Wirt-
schaftslage.

Ebenfalls einen grossen Einfluss auf die Er-
gebnisse haben die zu Grunde gelegten Hypo-
thesen. In einer neueren Studie zur Situation
in Frankreich hat Bonnet (2002) festgestellt,
dass das intergenerationelle Ungleichgewicht
je nach Hypothese um bis zu einem Faktor 4
abweicht. Was die Schweiz betrifft, wäre die
Nachhaltigkeitslücke im Falle eines um 1 %
niedrigeren Diskontierungssatz – 2 % statt 3 %
– vollumfänglich geschlossen. Und ein Satz
von 2 % wäre für die Schweiz angesichts der
niedrigen realen Zinsen durchaus vertretbar.
Bei einer Beibehaltung des Diskontierungssat-
zes des Referenzszenarios (3 %), aber unter der
Annahme eines etwas kräftigeren Wachstums
(1,5 % anstatt 1 %) würde die Nachhaltigkeits-
lücke ebenfalls eliminiert. Schliesslich beein-
flussen auch die Hypothesen zu den demo-
grafischen Prognosen das Ergebnis. Je nach
Bevölkerungsszenario fällt die intertemporale
Verschuldung sehr hoch, sehr niedrig oder so-
gar negativ aus.

Die zur Erstellung eines Generationenkontos
verwendete Methode basiert auf der Annah-
me, dass die von einem bestimmten Jahrgang
bezahlten Steuern von der Anzahl betroffener
Personen und der Entwicklung der Produkti-
vität abhängig sind. Zudem wird davon ausge-
gangen, dass die Erwerbsquote in den ver-
schiedenen Jahrgängen konstant bleibt. Diese
Hypothese bringt bei der Schätzung des inter-
generationellen Gleichgewichts eine Verzer-
rung mit sich, wenn ein Trend zur Zunahme
der Erwerbsquote – insbesondere der Frauen –
besteht. In der Schweiz ist die Erwerbsquote der
Frauen noch immer niedrig im Vergleich mit
Ländern wie Finnland, Dänemark und Nor-
wegen, wo die Erwerbsquoten von Männern
und Frauen fast identisch sind.12 Sollte sich die
Erwerbsquote der Frauen in der Schweiz den

Generationenkonto 2001

Generationenkonto 1997

Indizes, 100 = Gleichgewicht
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11 Ein Wert des CRÉA-Indikators um 100 signalisiert 
eine durchschnittliche Konjunkturlage, ein Wert unter
100 steht für eine träge Wirtschaft und ein Wert über
100 für eine dynamische Aktivität.

12 In der Schweiz besteht ein Potenzial für eine Zunahme
der Erwerbsquote der Frauen in den Altersklassen 
25–54 Jahre (Mutterschaft und Kindererziehung) und
55–64 Jahre. Siehe Wanner et al. (2003).

Grafik 4.4: CRÉA-Konjunkturindikator

Quelle: Créa (2003)
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Werten in diesen Ländern nähern,hätte dies ei-
ne markante Reduktion des intergenerationel-
len Ungleichgewichts zur Folge.13

Implizite Schulden gegenüber den Pensionskassen
Bei der Berechnung der impliziten Schul-

den (Borgmann und Raffelhüschen, 2004) ha-
ben die Autoren die nicht gedeckten künftigen
Ausgaben der AHV (1. Säule) berücksichtigt,
nicht aber die Deckungslücken der Pensions-
kassen (2. Säule). Gemäss einer Studie von
SWISSCA (2003) belief sich der Deckungs-
grad der öffentlichen Kassen Ende 2003 auf
79,7 %.14 Dazu ist anzumerken, dass für die öf-
fentlichen Kassen eine Unterdeckung akzep-
tiert wird, da man davon aus geht, dass die
Ressourcen der öffentlichen Haushalte und der
Steuerzahlenden eine sichere Alternative zu
den Eigenmitteln der Kasse darstellen (Zim-
mermann 2004).

Die Unterdeckung der öffentlichen Pen-
sionskassen ist deshalb ebenso als intergenera-
tionelles Ungleichgewicht zu sehen wie eine Fi-
nanzierungslücke der künftigen AHV-Renten
oder der Gesundheitsausgaben. Früher oder
später muss das Ungleichgewicht korrigiert
werden, in der Regel durch die Steuerzahlenden.
Gemäss einer Studie von Zimmermann und
Valda (2003)15 belief sich der zur Deckung künf-
tiger Verpflichtungen fehlende Betrag Ende des
ersten Halbjahres 2002 im günstigsten Fall auf
41,3 Milliarden Franken. Mit diesem Betrag
wird jedoch der Umfang der nicht gedeckten
Verpflichtungen unterschätzt. Öffentliche Kas-
sen, die nach dem Leistungsprimat funktionie-
ren, verwenden nämlich zur Berechnung des er-
forderlichen Deckungskapitals und der Beiträge
einen technischen Zins, der nicht den Marktbe-
dingungen entspricht.16 Dies bedeutet, dass die
Kassen die künftigen Renditen überschätzen
und das zur Sicherstellung der Leistungen er-
forderliche Kapital unterschätzen. Der De-
ckungsgrad widerspiegelt somit nicht die reale
Situation der Kassen. Gemäss den Berechnun-
gen der beiden Autoren beliefe sich die De-
ckungslücke der Kassen mit Leistungsprimat
bei Verwendung eines marktgerechten techni-
schen Zinssatzes auf 51,0 Milliarden, gegenüber
25,9 Milliarden ohne diese Anpassung. Insge-
samt würden die impliziten Schulden der Pen-
sionskassen 66 Milliarden betragen, d.h. 15,8
Prozentpunkte des BIP. Die tatsächlichen – im-
pliziten und expliziten – Schulden der öffent-
lichen Haushalte würden deshalb nicht wie von
Borgmann und Raffelhüschen (2004) geschätzt
63,5 %, sondern 79,3 % des BIP erreichen. Die-
se Zahlen sind allerdings mit Vorsicht zu inter-
pretieren, da die zur Schätzung der impliziten
Schulden gegenüber den Pensionskassen ver-
wendeten Deckungsgrade von unvorhersehba-
ren Faktoren abhängen (zum Beispiel von der
Entwicklung am Aktienmarkt).17

Diskussion
Die Generationenbuchhaltung ist in erster

Linie von pädagogischem Wert. Sie zeigt die
Grenzen der herkömmlichen Indikatoren wie
Budgetdefizit oder finanzielle Verpflichtungen
auf. Das Ziel besteht darin, die Entscheidungs-
träger für die Gefahr von Massnahmen zu
sensibilisieren, die mit langfristigen Kosten
verbunden sind, für deren Finanzierung aber
nicht gesorgt ist.

Es geht dabei nicht um eine Kosten/Nutzen-
Analyse, und mit Ausnahme der Transferzah-
lungen werden den verschiedenen Kohorten
sämtliche Ausgaben auf Grund der Tatsache
zugeordnet, dass sie für die Entstehung der
Kosten verantwortlich sind und nicht auf
Grund des Kriteriums, ob sie davon profitie-
ren. Dies ist bei Investitionsvorhaben proble-
matisch: Die umfangreichen im Jahr 2001 rea-
lisierten Arbeiten – wie die NEAT – werden
gemäss dieser Methode den Jahrgängen zuge-
teilt, die im betreffenden Jahr gelebt haben.
Profitieren werden davon aber vor allem künf-
tige Generationen.Würden die heute lebenden
Generationen nicht mehr in neue und beste-
hende Infrastruktur investieren, würde sich
dies in der Generationenbuchhaltung durch
eine Verringerung der Nachhaltigkeitslücke
zum Vorteil der kommenden Generationen
niederschlagen, was natürlich absurd ist.

Schliesslich muss man sich fragen, ob der
Nachhaltigkeitsindex der geeignetste Indikator
für das intergenerationelle Ungleichgewicht ist.
Weshalb sollte man den künftigen Generatio-
nen keinerlei Schulden hinterlassen? Müsste als
Nachhaltigkeitskriterium nicht viel eher – wie
bei der OECD-Methode (siehe unten) – die
Stabilität der Schuldenquote (Nettoverschul-
dung/BIP) herangezogen werden?

4.2.4 Messung der Nachhaltigkeit: 
Generationenkonten oder OECD-Methode?

Ein Vergleich
Ein zweiter Ansatz zur langfristigen Nach-

haltigkeit der Budgetpolitik wurde zu Beginn
der 90er-Jahre entwickelt. Er beruht auf Ar-
beiten von Blanchard (1990) und wird von 
der OECD eingesetzt. Diese Methode weist
zahlreiche Gemeinsamkeiten mit den Gene-
rationenkonten auf, enthält aber auch ge-
wisse Unterschiede. Bei beiden Ansätzen wird
die Nachhaltigkeit auf der Grundlage einer
intertemporalen Budgetrestriktion definiert.
Bei der Beurteilung der Nachhaltigkeit einer
Budgetpolitik geht es um die Frage, ob der
Staat voraussichtlich gezwungen sein wird,
seine bisherige Ausgaben- und Einnahmen-
politik zu revidieren, um nicht in eine Schul-
denkrise zu geraten. Beim OECD-Ansatz 
wird der Schwerpunkt darauf gelegt, ob die
Verschuldung tragbar ist oder nicht, wäh-
rend bei der Generationenbuchhaltung das

13 Bovenberg und Ter Rele (2000) berechnen für die
Niederlande eine bedeutende Verringerung des inter-
generationellen Ungleichgewichts, wenn die voraus-
sehbare höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen be-
rücksichtigt wird. Die erforderliche Anhebung der
indirekten Steuern verringert sich von 4,2 % auf 1,1 %
des BIP.

14 Die Schätzung stützt sich auf eine Stichprobe von 
40 Kassen, der Deckungsgrad war allerdings nur bei 
19 davon bekannt. Dieser schwankt je nach Entwick-
lung an den Finanzmärkten von Jahr zu Jahr stark
(siehe Complementa 2003).

15 Die Studie wurde im Auftrag von Avenir Suisse
herstellt. Die Grundlagedaten sind der SWISSCA 2003
Studie entnommen.

16 Zimmermann und Valda (2003) schätzen den geeig
neten Satz auf 3,0 % bzw. 2,4 % für 2002 und 2003. 
Im Allgemeinen wird ein Satz von 4 % angewendet.

17 Auf Grund fehlender Daten für 2001 werden die impli-
ziten Schulden gegenüber den Pensionkassen für 2002
ausgewiesen. In Analogie zu den Verpflichtungen des
Staates und den damit verbundenen impliziten Schul-
den, deren Umfang vom Wirtschaftsverlauf abhängen,
wird der Deckungsgrad der Pensionskassen und die
daraus folgende implizite Verschuldung durch die
Entwicklung an den Finanzmärkten beeinflusst. Aus
diesem Grund ist die Schätzung von Zimmermann und
Valda (2003) zu den impliziten Schulden gegenüber
den öffentlichen Pensionskassen zu hoch angesetzt.
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zentrale Kriterium in der Gleichbehandlung
der heutigen und der künftigen Generationen
besteht.

Die beiden Ansätze heben sich auch durch
den Zeithorizont voneinander ab: Dieser ist bei
der Generationenbuchhaltung unendlich, bei
der OECD hingegen auf ein, drei oder auch
dreissig bis fünfzig Jahre beschränkt. Bei der
OECD-Methode gilt die Budgetpolitik als
nachhaltig, wenn das Verhältnis zwischen Ver-
schuldung und BIP im betrachteten Zeitraum
konstant bleibt. Dass also am Ende der Beo-
bachtungsperiode noch immer Schulden vor-
handen sind, ist durchaus mit dem Kriterium
der Nachhaltigkeit zu vereinbaren, solange der
relative Umfang nicht zunimmt. Demgegen-
über ist es gemäss Generationenbuchhaltung
nicht mit dem Grundsatz der Nachhaltigkeit
zu vereinbaren, dass den künftigen Generatio-
nen unbezahlte – finanzielle oder implizite –
Schulden hinterlassen werden.

Indikatoren zur kurz- und 
langfristigen Nachhaltigkeit

Blanchard, der die von der OECD verwen-
dete Methode einführte, schlägt drei Nachhal-
tigkeitsindikatoren vor: Primärsaldo, mittelfris-
tige Steuerlücke und langfristige Steuerlücke.
Diese Indikatoren lassen sich für ein bestimm-
tes Gemeinwesen, für eine Staatsebene oder für
den gesamten öffentlichen Sektor berechnen.
Für die Schweiz bestehen nur Schätzungen für
bestimmte Gemeinwesen.18

– Primärsaldo
Dieser Indikator hat den Vorteil, dass er ein-

fach zu berechnen ist, da keine Schätzungen zu
den künftigen Einnahmen und Ausgaben er-
forderlich sind. Er definiert die Bedingungen,
die notwendig sind, damit sich die Schulden-
quote nicht verschlechtert.

Ist die Wachstumsquote höher als der Zins-
satz und decken die Einnahmen die Ausgaben
ohne Passivzinsen (kein Primärdefizit), droht
keine Schuldenexplosion. Übersteigt hingegen
der Zinssatz die Wachstumsquote, ist ein Pri-
märüberschuss notwendig, um die Nachhal-
tigkeit der Budgetpolitik zu gewährleisten. Der
Primärsaldo zeigt auf, in welchem Umfang das
Primärbudget verbessert werden muss, damit
die Budgetpolitik nachhaltig ist. Es handelt
sich um einen Indikator mit kurzem Zeithori-
zont, da weder die Alterung noch die mit den
erworbenen Ansprüchen verbundenen Risi-
ken für das langfristige Gleichgewicht einbe-
zogen werden.

– Mittel- und langfristige Steuerlücke
Die Steuerlücke entspricht der Differenz

zwischen dem zur Stabilisierung der Schul-
denquote am Ende der Beobachtungsperiode
notwendigen Steuersatz und dem tatsäch-

lichen Steuersatz. Diese Messung der Nachhal-
tigkeit informiert über die zur Stabilisierung
der Schuldenquote notwendige Einnahmener-
höhung (in Prozentpunkten des BIP). Dass der
Indikator in Form von Steuererhöhungen und
nicht in Form von Ausgabenkürzungen formu-
liert wird, ist keineswegs zwingend und lässt of-
fen, ob das Gleichgewicht durch eine Senkung
der Ausgaben oder eine Anhebung der Steuern
wiederhergestellt wird. Ob eine Budgetpolitik
nachhaltig ist, lässt sich demnach anhand der
Differenz zwischen effektivem Steuersatz und
dem zur Stabilisierung der Verschuldung not-
wendigen Steuersatz bestimmen.

Bezüglich mittelfristiger Schuldenquote wird
die Planungsperiode – normalerweise vier Jah-
re – herangezogen, für die Prognosen verfüg-
bar sind. Für eine längerfristige Sicht empfiehlt
der Autor einen Horizont von 20 bis 50 Jahren,
mit dem den demografischen Veränderungen
Rechnung getragen werden kann. Zur Berech-
nung des Indikators sind sehr langfristige
Prognosen für die Ausgaben und Einnahmen
erforderlich. Die Auswirkungen der Alterung
auf die Ausgaben im Bereich der Altersvorsor-
ge, der Gesundheit und der Bildung werden
berücksichtigt. Die Schätzung zu den Einnah-
men stützt sich auf die Hypothese, dass ihr Ver-
hältnis zum BIP konstant bleibt.

4.2.5 Schlussfolgerungen
Das Budgetdefizit – der laufenden Rech-

nung oder der Finanzrechnung – erlaubt kei-
ne Rückschlüsse auf die Nachhaltigkeit der ak-
tuellen Politik. Ein ausgeglichenes Budget ist
nicht Gewähr dafür, dass unter dem kombi-
nierten Einfluss von erworbenen Ansprüchen
und demografischer Alterung in der Zukunft
nicht ein untragbares Ungleichgewicht ent-
steht. Analog liefert die Staatsverschuldung
keine Anhaltungspunkte zu den Verpflichtun-
gen, die in Zukunft auf Grund der geltenden
Gesetzgebung entstehen.

Die von zahlreichen Ländern angewendeten
Budgetregeln – Beschränkung des Defizits oder
der Verschuldung in absoluten Werten oder in
Prozentpunkten des BIP, Plafonierung des Aus-
gabenwachstums – sind nicht Garant einer
nachhaltigen Budgetpolitik. Eine konsequente
Anwendung der Schuldenbremse würde Struk-
turdefizite verhindern. Sie kann jedoch das Par-
lament nicht daran hindern, Gesetze zu be-
schliessen, welche das langfristige finanzielle
Gleichgewicht gefährden. Die Generationen-
buchhaltung und die OECD-Indikatoren zur
Nachhaltigkeit wiederum können dazu beitra-
gen, dass ein drohendes langfristiges Ungleich-
gewicht rechtzeitig erkannt wird, hingegen eig-
nen sie sich nicht als Instrumente zur kurz-
fristigen Verhinderung risikoreicher Budgetbe-
schlüsse. Generationenbuchhaltung und Schul-
denbremse sind nicht als Alternativen, sondern

18 Weinmann (1997) hat die Steuerlücke («short and me-
dium-term tax gap») und das nachhaltige Ausgaben-
niveau («short and medium-term spending gap») unter
Verwendung der Indikatoren von Blanchard berech-
net. Egli und Leu (1995) führten eine Vergleichsstudie
zu den Finanzen des Kantons Bern durch. Burgat und
Jeanrenaud (1989 und 1991) schlagen zur Messung
der Nachhaltigkeit der Budgetpolitik eine andere 
Methode vor, die ebenfalls die Stabilität der Schulden-
quote propagiert. 
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thode leicht verständlich. Die Tatsache, dass die
OECD-Indikatoren nur einen beschränkten
Zeithorizont betreffen und dieser Horizont ge-
wählt werden kann, spricht für diese Methode.
Es ist wenig wahrscheinlich, dass sich die Re-
gierungen zu unpopulären Massnahmen –
Steuererhöhungen oder Ausgabenkürzungen –
durchringen können, wenn die Risiken erst in
der fernen Zukunft liegen. Ein Zeithorizont
von 20 oder 30 Jahren ist konkreter als ein un-
begrenzter Horizont. Analog ist das Ziel einer
Stabilisierung des Verhältnisses zwischen Ver-
schuldung und BIP (OECD-Ansatz) realisti-
scher als das Ziel, den künftigen Generationen
keinerlei Schulden zu hinterlassen (Generatio-
nenbuchhaltung). Die Methoden der OECD
bieten somit im Vergleich zur Generationen-
buchhaltung gewisse Vorteile. Die Stärke der
Generationenbuchhaltung liegt hingegen in der
Bereitstellung umfassenderer Informationen.

Die Informationen, die den Bundes- und
Kantonsbehörden heute zur Beurteilung der
mittelfristigen Ausrichtung der Budgetpolitik
und der Nachhaltigkeit dieser Politik auf lange
Sicht zur Verfügung stehen, sind sehr lücken-
haft. Für eine befriedigende Lösung müssten
die bestehenden Daten ergänzt werden. Dazu
wären folgende Indikatoren geeignet:
– Messungen zur aktuellen Lage: Finanzsaldo

und Primärsaldo (bestehende Daten), plus
entsprechende konjunkturbereinigte Werte
(bestehende, aber nicht veröffentlichte
Daten) zur Evaluation der Ausrichtung der
Budgetpolitik. Damit der Budgetsaldo tat-
sächlich eine wirtschaftliche Bedeutung
hat, muss die Buchhaltung im öffentlichen
Sektor gemäss den internationalen Normen
erstellt werden (IPSAS);

– Einer oder mehrere Indikatoren zur Ent-
wicklung der Steuerbelastung wie Steuer-
quote oder Staatsquote.Es ist zu vermeiden,
dass die Steuerbelastung das langfristige
Wachstum bremst und so das intergenera-
tionelle Ungleichgewicht verstärkt;

– Messungen zur mittelfristigen Nachhaltig-
keit: Es sollte ein Indikator gemäss OECD-
Methode zur mittelfristigen Nachhaltigkeit
(4 Jahre) erstellt werden. Dieser Indikator
gibt Auskunft über die Kluft zwischen tat-
sächlicher Steuerbelastung und dem zur
Erhaltung einer stabilen Schuldenquote
(Staatsverschuldung/BIP) erforderlichen
Steuerniveau;

– Messung der langfristigen Nachhaltigkeit:
Hier muss eine Entscheidung zwischen Ge-
nerationenbuchhaltung und langfristiger
Steuerlücke gefällt werden.Die Methode der
langfristigen Steuerlücke weist den Vorteil
auf, dass damit ein nicht allzu ferner Zeit-
horizont gewählt werden kann – zum Bei-
spiel 20 oder 25 Jahre – und sich die Ent-
scheidungsträger davon noch betroffen

als sich ergänzende Methoden zu betrachten,
die unterschiedliche Aufgaben erfüllen.

Es existieren zwei Arten von Methoden zur
Messung der Nachhaltigkeit der Budgetpolitik:
Die Generationenbuchhaltung und die von der
OCED verwendeten Indikatoren. Diese beiden
Ansätze weisen zahlreiche Gemeinsamkeiten
auf. Unterschiede bestehen im Wesentlichen
hinsichtlich der Kriterien zur Beurteilung der
Nachhaltigkeit sowie beim Zeithorizont. Bei
der Generationenbuchhaltung gilt eine Bud-
getpolitik als nachhaltig,wenn die heutigen Ge-
nerationen den künftigen Generationen keine
unbezahlten Schulden hinterlassen. Zentrales
Kriterium ist somit das Gleichgewicht zwi-
schen den Generationen. Die OECD stützt sich
zur Beurteilung der Nachhaltigkeit auf ein an-
deres Kriterium: Die Budgetpolitik gilt als
nachhaltig, wenn das Verhältnis zwischen
Staatsverschuldung und BIP konstant bleibt.
Die von der OECD verwendeten Indikatoren
informieren darüber, ob die staatliche Budget-
politik weitergeführt werden kann, ohne dass
eine Schuldenexplosion droht. Im Übrigen ist
der Zeithorizont in der Generationenbuchhal-
tung unbegrenzt, und es wird davon ausgegan-
gen, dass die heutige Politik unverändert
weitergeführt wird. Beim OECD-Ansatz wer-
den die Nachhaltigkeitsindikatoren für einen
beschränkten Zeithorizont berechnet: 1 Jahr, 3
oder 4 Jahre (Planungsperiode) für die mittel-
fristige Nachhaltigkeit und 20 bis 50 Jahre für
die langfristige Nachhaltigkeit. Gemäss Blan-
chard ist der mittelfristige Nachhaltigkeitsindi-
kator am wichtigsten, weshalb sich seines Er-
achtens die OECD und die Regierungen auf
diesen Indikator konzentrieren sollten.

Unabhängig vom verwendeten Ansatz – Ge-
nerationenbuchhaltung oder OECD-Methode
– erhalten die Regierungen geeignete Informa-
tionen zur Beurteilung der langfristigen Nach-
haltigkeit ihrer aktuellen Budgetpolitik.Ein gu-
ter Indikator zur Budgetpolitik sollte leicht
verständlich, relativ einfach zu erstellen und
möglichst wenig von einem Modell abhängig
sein, d.h. auf einer positiven Analyse und nicht
in erster Linie auf normativen Kriterien beru-
hen (Gramlich 1990); die Anhaltspunkte, wel-
che die Indikatoren zu den künftigen Risiken
geben, sollten glaubwürdig sein. Weder die Ge-
nerationenbuchhaltung noch die Indikatoren
zur mittel- und langfristigen Nachhaltigkeit der
OECD sind einfach zu berechnen. Eine der
Hauptschwierigkeiten der Generationenbuch-
haltung besteht in der Verteilung der verschie-
denen Einnahmen und Ausgaben des Staates
auf die einzelnen Jahrgänge. Dieser Punkt ist
bei der OECD-Methode klarer geregelt, diese
liefert jedoch weniger detaillierte Informatio-
nen zum intergenerationellen Ungleichgewicht.
In beiden Fällen sind sowohl das Nachhaltig-
keitskriterium als auch die Berechnungsme-
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fühlen. In beiden Fälle lässt sich das langfris-
tige Ungleichgewicht in Form einer Anhe-
bung der Steuern ausdrücken. Dieser Wert
ist weniger abstrakt als die implizite Ver-
schuldung. Es ist unnötig und sogar kontra-
produktiv, jedes Jahr eine Generationen-
buchhaltung zu erstellen. Hingegen ist es
wichtig, dass die Ausgaben und Einnahmen
im Basisjahr nicht durch konjunkturelle
Faktoren verzerrt sind. Gegebenenfalls sind
konjunkturbereinigte Werte zu verwenden.

Die für die Schweiz erstellten Generatio-
nenkonten liefern Informationen zur Nachhal-
tigkeit der Budgetpolitik für alle öffentlichen
Haushalte und die Sozialversicherungen. Der
Nachhaltigkeitsindikator besteht somit aus 
einer einzigen Zahl, die keine Rückschlüsse
darauf erlaubt, welcher Teil des intergeneratio-
nellen Ungleichgewichts in den Kompetenzbe-
reich des Bundes fällt und welcher Teil der Bud-
getpolitik den Kantonen und Gemeinden
zuzuschreiben ist. Die Kantone und Gemein-
den dürften sich deshalb nur sehr bedingt als
Verursacher des intergenerationellen Un-
gleichgewichts sehen.Wünschenswert wäre die
Veröffentlichung eines Kontos für den Bund
und eines separaten Kontos für alle Kantone
und Gemeinden zusammen. Ebenfalls zu be-
grüssen wäre die Erstellung individueller Ana-
lyseinstrumente durch die Kantone, mit denen
sich die mittelfristige Nachhaltigkeit ihrer Bud-
getpolitik evaluieren lässt. Der OECD-Indika-
tor – mittelfristige Steuerlücke – wäre sicher ge-
eignet. Schliesslich sollten die Schulden der
öffentlichen Haushalte gegenüber den Pen-
sionskassen in die Analyse einbezogen werden.

4.3 Ein Finanzreferendum 
auf Bundesebene 19

Chancen, Risiken und Ausgestaltung

4.3.1 Einleitung
Die Finanzlage der Schweizer Eidgenossen-

schaft macht nachdenklich. Vornehmlich auf-
grund der Bundesfinanzen stieg die Staatsver-
schuldung als Anteil am Bruttoinlandsprodukt
zwischen 1990 und 2002 von 30.9 auf 53.8 %.20

Am 2. Dezember 2001 stimmten die Bürger der
Einführung einer Schuldenbremse zu, um die-
ser Entwicklung Einhalt zu gebieten. Manche
Stimmen in Wissenschaft und Politik bezwei-
feln jedoch die Wirksamkeit der Schulden-
bremse und schlagen als zusätzliche Schulden
dämpfende Massnahme die Einführung eines
Finanzreferendums auf Bundesebene vor. Be-
gründet wird dieser Vorschlag mit den positiven
Erfahrungen, welche die Kantone mit dem obli-
gatorischen Finanzreferendum gemacht haben.

Die Diskussionen um das Finanzreferen-
dum auf Bundesebene haben Tradition. Be-
reits beim ersten, misslungenen Versuch, eine

Ausgabenbremse im Jahr 1953 einzuführen,
kam das Finanzreferendum als ergänzende in-
stitutionelle Massnahme ins Spiel. Im Jahr
1996 gab es einen erneuten Vorstoss des Bun-
desrats zur Verwesentlichung der Volksrechte,
bei dem er neben anderen Massnahmen die
Einführung eines fakultativen Finanzreferen-
dums vorschlug.21 Vom Reformpaket blieben
jedoch nur die Einführung der allgemeinen
Volksinitiative und die Erweiterung des Staats-
vertragsreferendums im Jahr 2003 übrig.

Auf eine parlamentarische Initiative der SVP
hin sprach sich am 14. November 2003 die
Staatspolitische Kommission des Nationalrats
für die Einführung des fakultativen Finanz-
referendums auf Bundesebene aus. Danach sol-
len 50 000 Stimmberechtigte, nicht jedoch eine
Minderheit der Bundesversammlung, ein Fi-
nanzreferendum auslösen können.Ohne die Be-
tragsgrenzen für dem fakultativen Finanzrefe-
rendum unterworfene, neue Ausgabenprojekte
genau anzugeben, betonte die Kommission, re-
lativ hohe Beträge festlegen zu wollen, um das
Volk vornehmlich bei wichtigen Entscheidun-
gen zu Wort kommen zu lassen.22 Dadurch sei,
mit Verweis auf die kantonalen Erfahrungen,ein
weiteres Instrument zur Schuldenbekämpfung
verfügbar. Damit zeichnet sich erstmals seit
fünfzig Jahren eine mögliche Unterstützung des
Finanzreferendums durch das Parlament ab.

Der Bundesrat hat erst im Juni 2003 einen
ähnlichen Vorstoss aus den Reihen der FDP mit
dem Argument abgelehnt, dass punktuelle
Massnahmen nicht sinnvoll seien.23 Verände-
rungen des institutionellen Umfelds sollten aus
einer Gesamtschau erfolgen. Zudem sei die
Übertragung der kantonalen Erfahrungen auf
die Bundesebene aus einer Reihe von Gründen
unzulässig. So sei die Struktur der Bundesaus-
gaben aufgrund des höheren Anteils der Trans-
ferausgaben eine völlig andere als die Struktur
der Kantonsausgaben, so dass ein Problem der
«Übersteuerung» auftreten könne.Dies wäre der
Fall, wenn ein Leistungsgesetz in einer Volksab-
stimmung zwar angenommen, der zugehörige
Finanzierungsbeschluss aber abgelehnt würde.

Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, die
Argumente für und gegen die Einführung des
Finanzreferendums auf Bundesebene zusam-
menzufassen. Im Mittelpunkt dieses Kapitels
stehen daher die Auswirkungen,die ein Finanz-
referendum auf die öffentlichen Finanzen ha-
ben kann (Kapitel 4.3.2), und die Erfahrungen,
die mit dem Finanzreferendum gemacht wer-
den (Kapitel 4.3.3). Die Analyse der Wir-
kungsweise erfolgt, um allgemeine Aussagen
über die Auswirkungen des Finanzreferen-
dums auf Bundesebene treffen zu können. Er-
fahrungen werden inzwischen in einer Reihe
von Studien systematisch aufgearbeitet, die
sich vor allem auf die Schweizer Kantone und
Gemeinden beziehen.

19 Zu Kapitel 4.3 findet sich ein Hintergrundpapier unter:
www.kfk.admin.ch/Studien/ Ein Finanzreferendum auf
Bundesebene – Chancen, Risiken und Ausgestaltung,
Lars P. Feld, Philipps-Universität Marburg.

20 Siehe Kirchgässner (2004).
21 Siehe dazu Bundesrat (2000, S. 4658 ff.).
22 Siehe dazu die Medienmitteilung des Sekretariats der

Staatspolitischen Kommission des Nationalrats vom
14. November 2003: Knapper Entscheid für das 
Finanzreferendum auf Bundesebene, http://www.
parlament. ch/homepage/mm-medienmitteilung,
heruntergeladen am 6.8.2004.

23 Siehe dazu die Medienmitteilung des Bundesrates vom
16. Juni 2003: Bundesrat lehnt die Einführung eines
Finanzreferendums ab, http://www.admin.ch/cp/d/
3eed8446@presse1.admin.ch, heruntergeladen am
6.8.2004.
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Eine zentrale Frage ist die Übertragbarkeit
der kantonalen Institution «Finanzreferen-
dum» auf die Bundesebene. Kann und wenn
ja, warum kann erwartet werden, dass sich auf
Bundesebene ähnliche Resultate einstellen? In
der Tat ist die Struktur der Ausgaben auf
Bundesebene eine andere als auf kantonaler
oder gar auf lokaler Ebene. Ausserdem ist zu
berücksichtigen, dass es bereits heute Mög-
lichkeiten auf der Bundesebene gibt, über
(grosse) Ausgabeprojekte abzustimmen. Es
wird daher auch aufgezeigt, was ein explizites
Finanzreferendum auf Bundesebene zusätz-
lich zu diesen bereits bestehenden Möglich-
keiten brächte (Kapitel 4.3.4). Schliesslich bie-
ten sich unterschiedliche Möglichkeiten der
Ausgestaltung des Finanzreferendums auf
Bundesebene (Kapitel 4.3.5).

4.3.2 Wirkungsweise eines Finanzreferendums
Als Finanzreferendum bezeichnet man

Volksabstimmungen, bei denen Erlasse aus-
schliesslich aufgrund ihres Finanzcharakters
dem Referendum unterstellt werden.24 Damit
verbunden ist eine ausdrücklich berechnete
Ausgabe, Anleihe oder ein sonstiger finanziel-
ler Aufwand. Finanzreferenden werden in den
Kantonen bei Beschlüssen über Ausgaben,
Anleihen, Steuern, Beteiligungen an Unter-
nehmen und über Immobiliengeschäfte ange-
wendet. Die bedeutendste Form stellt das
obligatorische Finanzreferendum bei Ausga-
ben dar, das in der Regel alle neuen, nicht
gebundenen, einmaligen oder wiederkehren-
den Ausgaben betrifft, die eine Betragsgrenze
(Ausgabenlimite) überschreiten.

Das Finanzreferendum dient der Kontrolle
der im repräsentativen Teil des politischen 
Systems getroffenen Finanzentscheidungen.
Die Bürger können mit einem Finanzreferen-
dum Ausgabenprojekte, die ihnen von Parla-
ment und Regierung vorgelegt werden, ab-
lehnen, wenn sie nicht ihren Wünschen
entsprechen. Diese Abweichungen treten aus
unterschiedlichen Gründen auf, etwa aufgrund
des Eigeninteresses der Politiker oder aufgrund
von Interessengruppeneinfluss. Den Bürgern
zur Abstimmung vorgelegte Ausgabenprojekte
können entweder höhere oder niedrigere Aus-
gaben vorsehen als die Bürger wünschen.

Die Bürger sind bereit, solche Abwei-
chungen bei ihrer Entscheidung im Finanz-
referendum in einem bestimmten Masse
hinzunehmen. Im Fall eines obligatorischen
Finanzreferendums können neue Ausgabe-
projekte, die eine bestimmte Betragsgrenze
überschreiten, in dem Masse von dem von den
Bürgern gewünschten Niveau abweichen, wie
die Ausgangssituation,der Status quo, von den
Ausgabenpräferenzen der Bürger abweicht.
Die Wünsche der Bürger setzen sich somit bei
Existenz eines Finanzreferendums nicht per-

fekt durch. Es erfolgt jedoch eine Korrektur in
Richtung der Bürgerwünsche.

Im Falle eines fakultativen Finanzreferen-
dums erhöht sich die von den Bürgern maxi-
mal tolerierte Abweichung um die Kosten des
Unterschriftensammelns. Bei gleicher Betrags-
grenze ist das fakultative Finanzreferendum
daher weniger restriktiv als das obligatorische
Finanzreferendum. Dies lässt sich jedoch durch
ein Absenken der Betragsgrenzen (über-)kom-
pensieren. Bei wesentlich niedrigeren Be-
tragsgrenzen für das fakultative als für das obli-
gatorische Finanzreferendum, wirkt ersteres
restriktiver. Existiert sowohl ein fakultatives,
als auch ein obligatorisches Finanzreferendum
so können sich beide bei geeigneter Wahl 
der Ausgabenlimite für beide Instrumente und
des Unterschriftenquorums für das fakultative
Finanzreferendum gegenseitig verstärken.

Auch eine Gesetzes- bzw. Verfassungsinitia-
tive kann Ausgaben beschränkend wirken. Hier
hängt es vom Unterschriftenquorum ab, ob eine
Initiative restriktiver als ein obligatorisches Fi-
nanzreferendum wirkt. Dadurch kann sich eine
substitutive Beziehung zwischen beiden Instru-
menten entwickeln: Die Bürger benutzen das-
jenige Instrument häufiger,dass für sie günstiger
zu haben ist. Das Finanzreferendum hat jedoch
im Unterschied zur Initiative nicht mit Um-
setzungsproblemen zu kämpfen. Während die
Bürger beim Finanzreferendum ein Ausgabe-
projekt ablehnen können, dessen Volumen ih-
nen zu hoch oder zu niedrig ist, können sie mit
der Initiative neue Ausgabeprojekte bzw. Ausga-
benkürzungen vorschlagen. Beim Finanzrefe-
rendum sind die Bürger somit an die Vorlage von
Parlament und Regierung gebunden.

Die Ausgabenlimite, ab denen neue Aus-
gabeprojekte ein Finanzreferendum auslösen,
bestimmen, wie restriktiv ein Finanzreferen-
dum ist. Sie sollten aus diesem Grund nicht zu
hoch gewählt werden, damit sich ein Finanz-
referendum auf die öffentlichen Finanzen aus-
wirken kann. Die Betragsgrenzen haben je-
doch auch die Funktion, die Vorteile der
Delegation an die Abgeordneten und die Re-
gierung auszuschöpfen, die sich aufgrund der
Arbeitsteilung und Spezialisierung im politi-
schen Prozess ergeben. Sie sollten aus diesem
Grunde nicht zu tief gewählt werden.Zwischen
beiden Zielsetzungen besteht somit ein Ziel-
konflikt, der durch ein geschicktes Ausbalan-
cieren beider Ziele gelöst werden muss.

Aufgrund einer asymmetrischen Informa-
tionsverteilung können durch den Einfluss von
Interessengruppen Verzerrungen auftreten.Die-
se sind einerseits besser über die Wünsche der
Bürger informiert als die Politiker und anderer-
seits besser über die Vorhaben der Politiker in-
formiert als die Bürger. Im Hinblick auf ihren
erst genannten Informationsvorteil können sie
die Repräsentanten dazu bewegen, weiter von

24 Siehe zu dieser Definition Trechsler und Serdült 
(1999, S. 37).
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den Bürgerwünschen abzuweichen als diese ur-
sprünglich vor hatten. Sie können gemäss der
verfügbaren empirischen Evidenz die Bürger
aber eher zur Ablehnung als zur Annahme einer
Vorlage bewegen.25 Für den erhofften Ausgaben
dämpfenden Effekt des Finanzreferendums be-
deutet dies keine Verschlechterung. Im Hinblick
auf ihren zweiten Informationsvorsprung ver-
mag der direkt-demokratische Prozess Transpa-
renz der politischen Positionen einzelner Inter-
essengruppen herzustellen, so dass sich dieser
Informationsvorteil im Wettbewerb der Interes-
sengruppen verringert.

Die Restriktionen, die ein Finanzreferen-
dum der Finanzpolitik setzt, beziehen sich auf
die von den Bürgern gewünschten Ausgabeni-
veaus. Theoretisch können höhere oder niedri-
gere Ausgaben in Gebietskörperschaften mit im
Vergleich zu solchen ohne Finanzreferendum
auftreten. Dies hängt mit der möglichen Aus-
gestaltung als Finanzreferendum für einmalige
oder für wiederkehrende Ausgaben zusammen.

Dennoch ist dem Finanzreferendum eine
Asymmetrie eigen, die auf eine Beschränkung
der Staatstätigkeit hin wirkt. Das Finanzrefe-
rendum bei einmaligen Ausgaben ist ein Veto-
instrument, mit dem neue Ausgabeprojekte
abgelehnt werden. Bei Ablehnung wird dieses
Ausgabeprojekt nicht realisiert und damit
nicht budgetwirksam – unabhängig davon, ob
die Bürger es ablehnen, weil sie höhere oder
niedrigere Ausgaben präferieren.Wenn die Po-
litiker höhere Ausgaben vorschlagen als die
Bürger wollen, so führt das Finanzreferendum
tendenziell zu einem geringeren Ausgaben-
volumen als bei rein repräsentativ-demokra-
tischen Entscheidungen. Das verabschiedete
Ausgabenvolumen ist dann in der Regel höher
als die Bürger es wünschen, aber niedriger als
die Politiker wollen. Schlagen die Politiker ein
geringeres Finanzvolumen vor, als die Bürger
für ein bestimmtes Ausgabeprojekt wünschen,
das gerade noch akzeptiert wird, so ist das Aus-
gabenvolumen tendenziell geringer als es bei
rein direkt-demokratischen Entscheidungen
wäre. Von seiner Konstruktion her ist das
Finanzreferendum bei einmaligen Ausgaben
somit dazu geeignet, Ausgabebeschränkungen
statt -erhöhungen zu bewirken.Von Parlament
und Regierung vorgeschlagene Ausgabenkür-
zungen unterliegen nicht dem Finanzreferen-
dum und können lediglich über ein fakulta-
tives Gesetzes- oder Verfassungsreferendum
bzw. durch das Lancieren einer Initiative tor-
pediert werden. Umgekehrt können die Bürger
mit einem Finanzreferendum aber auch keine
Budgetkürzungen initiieren.

Im Falle des Finanzreferendums bei wieder-
kehrenden Ausgaben kann sich hingegen die
mögliche, aber unwahrscheinliche Situation
ergeben, dass ein Finanzreferendum über eine
Gesetzesnovelle erfolgt, die ein Ausgabenvolu-

men für ein in früheren Perioden festgelegtes
Projekt mit wiederkehrenden Ausgaben nach
unten korrigieren möchte. Legt eine parla-
mentarische Mehrheit einen Vorschlag mit
einem geringeren Finanzvolumen vor, so wer-
den die Bürger es ablehnen, wenn es stärker
von ihrem gewünschten Ausgabenniveau ab-
weicht als der Status quo. In diesem Falle wür-
de eine Ausgabenreduktion durch das Finanz-
referendum bei wiederkehrenden Ausgaben
verworfen. Dieser Fall ist deshalb unwahr-
scheinlich, weil das ursprüngliche Niveau der
wiederkehrenden Ausgaben so stark über der
Betragsgrenze liegen muss, dass ihre Reduk-
tion um einen bestimmten Betrag ebenfalls
noch über der Betragsgrenze zu liegen kommt.

Ähnliche Überlegungen lassen sich auch für
den Zusammenhang zwischen Finanzreferen-
dum und Staatsverschuldung vornehmen. Ten-
denziell hilft das Finanzreferendum, die Staats-
verschuldung niedrig zu halten. Obwohl die
Entscheidung über ein konkretes neues Ausga-
benprojekt im Finanzreferendum nicht explizit
mit seiner Finanzierung verknüpft ist, wir-
ken sich die Finanzierungsvorschläge im der
finanzpolitischen Entscheidung vorlaufenden
Diskussionsprozess auf Annahme oder Ableh-
nung des Projekts aus. Dadurch herrscht in der
Regel eine grössere Kostenwahrheit, die es er-
möglicht, eine nachhaltigere Finanzpolitik zu
betreiben. Die Bürger sind häufig fiskalisch
konservativer als ihre Abgeordneten und lassen
das Vorsichtsprinzip walten.

4.3.3 Erfahrungen mit 
der direkten Demokratie in Finanzfragen

Das obligatorische Finanzreferendum geht
in den Schweizer Kantonen und Gemeinden
mit geringeren Ausgaben und Einnahmen ein-
her. Der Effekt des Finanzreferendums ist quan-
titativ erheblich. Für die Zeitperiode von 1980
bis 1998 finden sich um 1314 SFr niedrigere
Staatsausgaben pro Kopf und Jahr in Kantonen
mit obligatorischem Finanzreferendum.26 Dies
entspricht einer Reduktion der Staatsausgaben
um 18 %. Diese Ergebnisse werden durch von-
einander unabhängige Untersuchungen ten-
denziell bestätigt. Ein Einfluss auf die kantona-
len und lokalen Budgetdefizite lässt sich nicht
statistisch gesichert belegen. Die Evidenz deutet
aber darauf hin, dass die Schuldenstände in
Kantonen und Gemeinden mit obligatorischem
Finanzreferendum signifikant geringer sind.27

Bezüglich der Struktur der Ausgaben lassen
sich keine gesicherten Aussagen für das Fi-
nanzreferendum machen. Hier liegen lediglich
Studien vor, in denen der Index der direkten
Demokratie verwendet wird. Dies gilt auch für
die Untersuchung zu den Verteilungswirkun-
gen der direkten Demokratie. Dennoch deu-
ten diese Ergebnisse an, dass Einkommens-
umverteilung in der direkten Demokratie

25 Siehe Gerber (1999) und Gerber und Phillips (2004)
sowie Kirchgässner, Feld und Savioz (1999).

26 Siehe dazu Feld und Matsusaka (2003).
27 Siehe dazu Feld und Kirchgässner (1999, 2001,

2001a), Schaltegger und Feld (2004) und Freitag und
Vatter (2004).
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zielgenauer erfolgt.28 Im Hinblick auf die Ein-
nahmenstruktur zeigt sich, dass Kantone mit
obligatorischem Finanzreferendum ihre Aus-
gaben eher über Gebühren und Beiträge als
über Steuern finanzieren.29 Dieses Resultat
wird durch Untersuchungen zum Finanzaus-
gleich pointiert. Kantone mit obligatorischem
Finanzreferendum erhalten signifikant gerin-
gere Finanzbeihilfen mit Eigenbeteiligung.30

Je höher die Betragsgrenzen für das obliga-
torische Finanzreferendum, um so weniger re-
striktiv wirkt es sich auf die Kantonsausgaben
aus. Dennoch ergeben sich bei relativ hohen
Betragsgrenzen, wie etwa diejenige über 15 Mil-
lionen SFr im Kanton St. Gallen, immer noch
quantitativ erhebliche und statistisch signifi-
kante Ausgabenreduktionen.31

Gesetzesinitiative und Finanzreferendum
stehen in einer partiell substitutiven Beziehung
zueinander.32 Der Effekt des Finanzreferen-
dums wirkt bei gegebener Betragsgrenze um so
restriktiver, je höher das Unterschriftenquo-
rum für die Gesetzesinitiative ist. Die Bürger
nutzen das Instrument, das für sie vergleichs-
weise günstig zur Verfügung steht. Dabei ist das
Finanzreferendum jedoch in dem Sinne in der
Führungsrolle, dass es das relativ restriktivere
Instrument ist, dessen Ausgaben dämpfende
Wirkung am robustesten ist. Dieses Ergebnis ist
kompatibel mit den vermuteten Umsetzungs-
problemen bei der Gesetzesinitiative.

Eine Untersuchung zu den Wechselwirkun-
gen von obligatorischem und fakultativem
Finanzreferendum ist bislang noch nicht
durchgeführt worden. Ein obligatorisches Fi-
nanzreferendum lässt sich bei einer geeigneten
Wahl der Betragsgrenzen und des Unterschrif-
tenquorums jedoch in ein fakultatives Finanz-
referendum transformieren. Ohne weitere Be-
rechnungen sind aber keine Aussagen darüber
möglich, bei welchen Betragsgrenzen bzw.
Unterschriftenquoren dies der Fall sein dürfte.

4.3.4 Probleme der Übertragung der Institution
«Finanzreferendum» auf die Bundesebene

Lassen sich die für die Schweiz gewonnenen
Erkenntnisse über die Auswirkungen der di-
rekten Volksrechte problemlos auf die Bundes-
ebene übertragen? Drei Schwierigkeiten beste-
hen. Zum einen finden sich Unterschiede in der
Ausgabenstruktur zwischen Bund und Kanto-
nen bzw. Gemeinden. Der Bund tätigt relativ
mehr Transfers als die Kantone. Zum Zweiten
wird etwa vom Bundesrat auf das Problem der
«Übersteuerung» hingewiesen. Demnach ist es
möglich, dass das Volk zwar Geldleistungsge-
setze verabschiedet, die zur Finanzierung not-
wendigen Ausgabenbeschlüsse aber blockiert.
Schliesslich werden Referenden als Vetoinstru-
ment verstanden. Damit verknüpft sich die Be-
fürchtung einer möglichen Blockadepolitik der
Bürger auf der Bundesebene.

In der Tat gibt der Bund mehr für Transfers
als die Kantone und die Gemeinden aus. Im
Jahr 2001 verausgabte der Bund ohne Berück-
sichtigung der Transfers zwischen den Ge-
bietskörperschaften 32,2 % seiner Ausgaben
für die Soziale Wohlfahrt und die Landwirt-
schaft, während die Kantone 22,3 % und die
Gemeinden 14,3 % ihrer Ausgaben dafür auf-
wendeten.33 Bei dieser Rechnung sind eine
Reihe weiterer Transferausgaben und Steuer-
vergünstigungen gar nicht erst berücksichtigt.
Der Eigenbereich ist beim Bund anteilsmässig
alles in allem somit gering.

Von seiner Konstruktion her ist das Finanz-
referendum einer simulierten Kaufentschei-
dung privater Güter ähnlich. Dem Bürger wird
ein Ausgabenprojekt, etwa für eine Infrastruk-
turmassnahme, in einer bestimmten Grössen-
ordnung angeboten. Er entscheidet vor dem
Hintergrund der ihm vorliegenden Informa-
tionen über die möglichen Finanzierungswege
durch einen impliziten Vergleich der Kosten
und Nutzen einer öffentlichen Leistung. Dieser
Vergleich ist am leichtesten bei Konsumgütern,
schwieriger bei Investitionen, weil intertempo-
rale Aspekte bedeutsamer sind, und besonders
schwierig bei Programmen zur Einkommens-
umverteilung. Im letzten Fall stehen die Bürger
quasi vor einer Versicherungsentscheidung für
Lebensrisiken, die sich nicht oder nur unzurei-
chend am Markt absichern lassen. Das für eine
rationale Entscheidung erforderliche Kalkül ist
individuell schwierig. Aufgrund der Einkom-
mensumverteilung ist zu erwarten, dass die
Nettozahler dieser Programme sich im Finanz-
referendum dagegen aussprechen. Die Netto-
empfänger können versuchen, Mehrheiten zur
Ausbeutung der Bezieher höherer Einkommen
bzw. der Vermögenden zu schmieden. Theore-
tisch können sich daraus Umverteilungszyklen
ergeben, die vermutlich nicht stabil wären.

Wirft man einen Blick in die Schweizer
Wirklichkeit, so stellt man fest, dass bereits
heute eine Reihe von Umverteilungsprogram-
men existieren, die unter Beteiligung des Vol-
kes zustande gekommen sind und verändert
werden. Von Instabilität im Sinne häufiger er-
heblicher Rechtsänderungen kann nicht die
Rede sein. Dabei sind die Bürger trotz der
Komplexität dieser Entscheidungen in der La-
ge, ihre Interessen wahrzunehmen.34 Es finden
sich aber auch immer wieder Beispiele dafür,
dass die Bürger in diesen Entscheidungen auf
Bundesebene ihre eigene individuell rationale
Position hinterfragen und sich entgegen ihren
kurzfristigen rationalen Interessen für eine
kollektiv vernünftige Lösung entscheiden.33

Zudem betreiben die Kantone eine gewisse
Einkommensumverteilung, wenn auch nicht
so stark wie der Bund, sodass zumindest ge-
wisse Rückschlüsse im Hinblick auf die Aus-
wirkungen des Finanzreferendums auf Trans-

28 Siehe dazu Feld, Fischer und Kirchgässner (2003).
29 Siehe dazu Feld und Matsusaka (2003a).
30 Siehe dazu Feld und Schaltegger (2004).
31 Siehe dazu Feld und Matsusaka (2003).
32 Siehe dazu Feld und Matsusaka (2003).
33 Siehe Eidgenössische Finanzverwaltung (2003).
34 Siehe Bütler (2002).
35 Siehe Pommerehne und Schneider (1985).
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fers möglich sind. Die vorliegende Evidenz für
die Kantone deutet nicht darauf hin, dass eine
unvernünftige Politik der Einkommensum-
verteilung in den eher direkt-demokratischen
Kantonen betrieben wird. Zwar wird in direkt-
demo-kratischen Kantonen signifikant weni-
ger umverteilt. Wenn die Einkommensunter-
schiede zwischen den Besserverdienenden und
den Einkommensschwachen jedoch zu gross
werden, erfolgt relativ mehr Einkommensum-
verteilung in direkt-demokratischen Kanto-
nen. Einkommensumverteilung scheint in der
direkten Demokratie zielgenauer zu sein.36

Viel spricht schliesslich dafür, gerade ver-
teilungspolitische Fragen direkt-demokratisch
zu entscheiden. Die Parlamentarier und die
Regierung haben nur unvollständige Informa-
tionen über die Verteilungspräferenzen der
Bürger. Sie sehen sich bei verteilungspolitisch
brisanten Fragen erheblichem Einfluss durch
Interessengruppen ausgesetzt. Jede Interessen-
gruppe reklamiert für sich, die Interessen der
Bevölkerung stärker zu repräsentieren. Ein Fi-
nanzreferendum trägt in dieser Situation zu
rationaleren Entscheidungen bei.

Die Bürger könnten jedoch in einem fakul-
tativen Gesetzesreferendum einem Leistungs-
gesetz, das Ausgaben vorsieht, zustimmen, den
dazu gehörenden Finanzierungsbeschluss aber
ablehnen («Übersteuerungsproblem»). Es wird
befürchtet, dass dies zu einer (noch) kompli-
zierteren und weniger vorhersehbaren Budge-
tierung führen könnte. Ist das der Fall, so wer-
fen diese Entscheidungen die Frage auf, warum
die Bürger solche (scheinbar) widersprüch-
lichen Entscheidungen treffen sollten. Dies
könnte mit der Irrationalität der Bürger oder
unterschiedlichen Beteiligungsstrukturen bei
beiden Urnengängen zusammenhängen wären
daher dem Finanzreferendum inhärent.Alles in
allem deutet die Evidenz zu Finanzreferenden in
den Kantonen (und in den U.S.-Bundesstaaten)
allerdings nicht darauf hin, dass besondere Ir-
rationalitäten im Spiel wären. Das sog. «Über-
steuerungsproblem» könnte aber auch zustan-
de kommen, weil die Bürger zu Recht auf
billigeren Ausgabeprojekten bestehen. Eine be-
stimmte Politik lässt sich durchaus zu unter-
schiedlichen Kosten betreiben. Das «Über-
steuerungsproblem» wäre das Resultat einer
erhofften Einschränkung des Handlungsspiel-
raumes der Politiker durch das Finanzreferen-
dum. Allerdings dürfte dies in der Tat die Bud-
getierung verkomplizieren, wenn auch echte
Probleme durch eine vorsichtige und voraus-
schauende Budgetplanung minimiert werden
können. Da dem Finanzreferendum neue Aus-
gabenprojekte unterstehen, dürften die Budge-
tierungsprobleme in der Tat beherrschbar sein.
Die einfachste Antwort auf das sog.«Übersteue-
rungsproblem» bestünde darin, neue Geldleis-
tungsgesetze im Budget erst nach erfolgtem

Finanzreferendum umzusetzen. Im Fall eines
fakultativen Finanzreferendum liesse sich dies
erreichen, indem der Bundesrat wichtige Pro-
jekte von sich aus dem Finanzreferendum un-
terstellt, um Planungssicherheit zu erhalten.

Problematischer dürfte es sein, dass die
Einführung des Finanzreferendums auf Bun-
desebene auf ein bestehendes System der Ein-
kommensumverteilung trifft. Es wäre möglich,
dass nach Einführung des Finanzreferendums
neue Ausgabenbeschlüsse für existierende Ver-
teilungsprogramme nicht genehmigt werden.
Dies würde vermutlich die Revision eines Ge-
setzespakets erfordern, welche mit gewissen
Risiken verknüpft ist. Eine solche Revision
bietet aber auch Chancen. Anstelle einer Sun-
set-Gesetzgebung würde es mit Hilfe neuer
Ausgabenbeschlüsse möglich, überkommene
Verteilungspositionen zu überprüfen, die in
einem bestehenden Gesetz enthalten sind.

Die Schweiz adaptiert sich in manchen Fäl-
len langsamer als andere Länder an von aussen
an sie heran getragene Veränderungserforder-
nisse. Prinzipiell ist ein Finanzreferendum
weniger als ein Gesetzesreferendum dazu ge-
eignet, notwendige Veränderungen auf Bun-
desebene zu blockieren. Im Sinne des zuvor ge-
nannten Problems der «Übersteuerung» kann
es zwar passieren, dass gewisse Verzögerungen
auftreten. Blockaden gegen Veränderungen er-
geben sich aber vermutlich in grösserem Mas-
se durch das fakultative Gesetzesreferendum,
wenn die Bürger eine bestimmte Politik nicht
wollen. Das zusätzlich verfügbare Finanzrefe-
rendum wird in dieser Hinsicht nicht sehr viel
ändern, da es nur bei budgetwirksamen Be-
schlüssen oberhalb eines bestimmten Schwel-
lenwerts greift. Im Hinblick auf die Zielset-
zung, einen Ausgaben dämpfenden Effekt zu
erzielen, ist das Finanzreferendum aber durch-
aus geeignet, zielführende Blockaden vorzu-
nehmen. Das Finanzreferendum ist ein Veto-
instrument, mit dem neue Ausgabeprojekte
abgelehnt werden. Bei Ablehnung wird dieses
Ausgabeprojekt nicht realisiert und damit
auch nicht budgetwirksam. Von seiner Kon-
struktion her ist das Finanzreferendum dazu
geeignet, Ausgabenbeschränkungen zu bewir-
ken. Es hat sicherlich in geringerem Masse den
Charakter eines Blockadeinstruments.

Der Bund ist heute auf der Einnahmeseite
dadurch restringiert, dass Steuererhöhungen
von den Bürgern in aller Regel sogar in einem
obligatorischen Verfassungsreferendum geneh-
migt werden müssen. Auf der Ausgabeseite
sind die direkt-demokratischen Restriktionen
weniger stark,aber dennoch erheblich.So unter-
steht jede AHV-Revision dem fakultativen Ge-
setzesreferendum.Wenn Einnahmenbeschlüsse
damit verbunden sind, etwa bei einer weiteren
Anhebung der Mehrwertsteuerprozente, ist
zuweilen ein obligatorisches Verfassungsrefe-36 Siehe Feld, Fischer und Kirchgässner (2003).
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rendum zu bestehen. Der Neue Finanzaus-
gleich, der ein umfangreiches Umverteilungs-
programm auf Bundesebene durch ein ande-
res umfangreiches Umverteilungsprogramm
ablöst, muss in einem Verfassungsreferendum
entschieden werden. Ähnliche Beschränkun-
gen lassen sich bei einer Reihe von anderen Aus-
gabeprogrammen antreffen. Zudem wirkt die
Schuldenbremse im wesentlichen als Ausga-
benregel,da Anpassungen des Bundeshaushalts
kaum über die Einnahmeseite möglich sind.

Die bestehenden direkt-demokratischen Be-
schränkungen sind aber aus Sicht der Bürger
offenbar nicht hinreichend, so dass sie in man-
chen Fällen den Umweg über eine Verfas-
sungsinitiative wählen, um zu einer Beschrän-
kung der Bundesausgaben zu kommen. Eine
Finanzreferendum macht solche fragwürdigen
Rechtskonstruktionen überflüssig, durch die
versucht wird, über Verfassungsbestimmun-
gen bestimmte Ausgaben zu verhindern. Dies
konnte etwa im Fall der Rothenthurm-Initia-
tive oder der F/A-18 Initiative festgestellt wer-
den. Solche Verfassungsänderungen sind eher
problematisch, nicht nur weil sie die Systema-
tik der Verfassung stören, sondern auch, weil
sie aufgrund der höheren Hürden für Ver-
fassungsänderungen wegen des Ständemehrs
später schwer wieder zu ändern sind.

Das Finanzreferendum dürfte vor allem für
grössere Infrastrukturprojekte zusätzliche Be-
schränkungen bedingen. Ein Finanzreferen-
dum, in welchem ein bestimmter Kredit bewil-
ligt wird und weitere Ausgaben jeweils nochmals
zusätzlich genehmigt werden müssen, würde zu
mehr Transparenz in den Finanzentscheidun-
gen führen. Ähnlich verhält es sich mit grösse-
ren Subventionsprojekten. Die Erfahrungen auf
Kantonsebene belegen,dass die Bürger die Sinn-
haftigkeit von Subventionen durchaus einschät-
zen können. Auf diese Weise sollte sich eine ver-
nünftigere Ausgabenpolitik einstellen.

Neben den direkten Effekten, die eine Fi-
nanzreferendum auf Bundesebene haben kann,
sind zudem indirekte Effekte zu berücksichti-
gen. Zum einen werden die Abgeordneten und
die Regierung bei budgetwirksamen Entschei-
dungen vorab versuchen, die Wünsche der Bür-
ger zu berücksichtigen.Aufgrund der Unsicher-
heit über die Bürgerpräferenzen werden sie
vorsichtiger kalkulieren und versuchen, Projek-
te mit niedrigeren Kosten vorzuschlagen, um
keine Niederlage im Finanzreferendum hinneh-
men zu müssen. Durch die Antizipation einer
möglichen Abstimmungsniederlage wird der fi-
nanzielle Spielraum für einzelne Ausgabepro-
jekte eingeschränkt. Zum Zweiten werden die
Entscheidungsträger in Parlament und Regie-
rung versuchen, den Schwellenwert für das Fi-
nanzreferendum zu unterschreiten und dies ggf.
über eine Aufteilung eines Ausgabenprojektes
zu erreichen.Obwohl diese Gefahr realistisch ist

und sich auf Kantonsebene solche Ausweichre-
aktionen feststellen lassen, zeigt die Erfahrung
der Kantone andererseits, dass das Finanzrefe-
rendum noch hinreichend restriktiv ist.

Schuldenbremse und Finanzreferendum
wirken sich auf verschiedene Weise auf das Fi-
nanzgebaren aus. Die Schuldenbremse belässt
den politischen Instanzen einen erheblichen
Spielraum bei der Festsetzung der Einnahmen
und Ausgaben, während das Finanzreferen-
dum es erlaubt, gezielter auf der Stufe der Ein-
zelkredite Ausgaben dämpfend zu wirken.
Im Gegensatz zur Schuldenbremse ist das Fi-
nanzreferendum auch auf einen weiteren Pla-
nungshorizont ausgerichtet. Es dürfte sich
daher komplementär zur Schuldenbremse
verhalten. Die Evidenz auf der Kantonsebene
belegt in der Tat, dass Schuldenbremse und Fi-
nanzreferendum sich nicht in einer substitu-
tiven Beziehung befinden. Während die kan-
tonalen Schuldenbremsen vornehmlich die
kantonalen Defizite reduzieren helfen, führt
das Finanzreferendum zu niedrigeren Ausga-
ben und Einnahmen.37

4.3.5 Ausgestaltung eines 
Finanzreferendums auf Bundesebene 

Die vernünftigste Lösung bestünde darin,
dass neue (einmalige und wiederkehrende)
Ausgaben ab einer bestimmten Höhe dem Volk
zur Genehmigung vorgelegt werden. Ob nun
ein fakultatives oder obligatorisches Finanzre-
ferendum oder beide zusammen eingeführt
werden, ist nicht entscheidend. Beide Instru-
mente können je nach Betragsgrenze und
Unterschriftenquorum äquivalent sein. Der ge-
genwärtige Vorschlag eines fakultativen Finanz-
referendums scheint daher akzeptabel. Auch
die Ausrichtung des Unterschriftenquorums
(50 000 Stimmberechtigte) am fakultativen Ge-
setzesreferendum ist sinnvoll, weil sie an einer
bewährten Praxis auf Bundesebene anknüpft.

Wer soll jedoch darüber befinden, was
«neue» Ausgaben sind? Soweit es sich um eine
zeitliche Streckung der Ausgaben handelt, soll-
ten die Gesamtausgaben der entsprechenden
Projekte (ab einer bestimmten Höhe) dem Re-
ferendum unterliegen. Da dann noch erhebli-
che Gestaltungsspielräume existieren, sollte es
zudem möglich sein, dass ein Finanzreferen-
dum ergriffen werden kann, wenn die vorge-
gebene Summe unterschritten wird, aber eine
erhebliche Minderheit des Parlaments dies
verlangt. Will man dem Volk die Möglichkeit
einräumen, über ein Finanzreferendum die Po-
litik des Parlaments sowie insbesondere dessen
Ausgabenverhalten zu kontrollieren, so wäre es
sinnvoll, ein Quorum in einer der beiden
Kammern für das Ergreifen des fakultativen Fi-
nanzreferendums vorzusehen. Dabei könnte
man überlegen,das Quorum auf ein Viertel der
Mitglieder eines Rates zu beschränken.37 Siehe dazu Schaltegger und Feld (2004).
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Darüber hinaus stellt sich die Frage der Be-
tragsgrenzen. Im Unterschied zu den meisten
Kantonen macht eine Regelung mit relativen
Ausgabenlimiten Sinn. Die Betragsgrenze sollte
in Prozent eines Durchschnitts der vorjährigen
Ausgaben angegeben werden, damit das Fi-
nanzreferendum bei steigenden Ausgaben nicht
zunehmend restriktiv wird. Orientiert man sich
am Median der Betragsgrenzen des obligatori-
schen Finanzreferendums für einmalige Ausga-
ben, der mit erheblichen Beschränkungen der
Staatsausgaben auf Kantonsebene einher geht,38

und setzt ihn in Relation zu den Ausgaben des
entsprechenden Kantons im Jahr 1998, so ergibt
sich daraus eine Betragsgrenze von 0,15 %.
Nimmt man den Kanton St. Gallen, dessen Be-
tragsgrenze auf dem 75. Perzentil liegt, so wür-
de eine Betragsgrenze von 0,45 % resultieren.
Für ein fakultatives Finanzreferendum sollten
niedrigere Werte angesetzt werden. Zieht man
beispielhaft nochmals den Kanton St. Gallen
heran, so wäre eine Betragsgrenze von 0,1 % an-
zusetzen. Vor dem Hintergrund der Erfahrun-
gen mit der NEAT auf Bundesebene erscheint es
ratsam, die Betrags- grenzen für das Finanzre-
ferendum für wiederkehrende Ausgaben rela-
tiv niedriger anzusetzen. Auf Kantonsebene
scheint sich eine Regelung von einem Zehntel
der Ausgabenlimite des Finanzreferendums für
einmalige Ausgaben einzuspielen.

4.4 Entflechtung von Sozial-
versicherungen und Staatsrechnung39

4.4.1 Einleitung
Die Alters- und Hinterlassenenversicherung

(AHV) und die Invalidenversicherung (IV) sind
finanziell, aber auch statistisch eng mit dem
Bundeshaushalt verflochten. Im Gegensatz zu
den meisten anderen Ländern haben die beiden
Versicherungen kein eigenes Konto in der Bilanz
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.
Mittelfristig erwägt der Bundesrat allerdings die
Entflechtung von AHV  und IV vom Bundes-
haushalt, auch wenn das Projekt nach dem

Scheitern der 11. AHV Revision in der Volksab-
stimmung vom 16. Mai 2004 vorerst zurückge-
stellt wurde. Eine Entflechtung der Konten von
Bund und den Sozialversicherungen hat zwei
Ziele. Das erste ist eine bessere Transparenz der
Einnahmen und Ausgaben von Bund und Sozi-
alversicherungen. Das zweite Ziel der Entflech-
tung ist eine übersichtlichere Subventionierung
der Sozialversicherungen durch die öffentliche
Hand. Eine Entflechtung von Sozialversiche-
rungen und Staatsrechnung ist somit vergleich-
bar mit der vorgeschlagenen Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen (NFA).

Die Ausgaben der AHV und IV werden in
den nächsten Jahrzehnten vor allem aus demo-
grafischen Gründen stark anwachsen. So wer-
den die Einnahmen der AHV ab circa 2010 mit
den Ausgaben nicht mehr Schritt halten kön-
nen, bei der IV ist dies bereits seit mehr als 10
Jahren der Fall. Heute werden rund 20 % der
AHV und 50 % der IV Ausgaben durch die öf-
fentliche Hand (Bund und Kantone)40 bestrit-
ten. Wird weiterhin ein gesetzlich vorgeschrie-
bener Prozentsatz der Renten aus allgemeinen
Bundesmitteln bezahlt, so werden die Beiträge
an die beiden Sozialversicherungen, wie in Gra-
fik 4.5 ersichtlich, einen immer grösseren Anteil
der Bundeseinnahmen und des Bruttoinland-
produkts beanspruchen.41 Zudem führt die pro-
zentuale Beteiligung der öffentlichen Hand an
den Leistungen der Sozialversicherungen zu ei-
nem Ausgabenautomatismus, welcher andere
Bundesaufgaben potenziell bedrängen und zu
Verteilungskämpfen führen kann. Dieses Prob-
lem lässt sich jedoch auch durch das Führen
separater Konten für die Sozialversicherungen
AHV und IV in der Bilanz der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung nicht lösen.Es wäre da-
her sinnvoll, dass bei einer möglichen Entflech-
tung auch die Ausgestaltung der Subventionen
der öffentlichen Hand diskutiert würde.

Dieser Beitrag stellt die Chancen und Prob-
leme, die mit einer Entflechtung verbunden
wären, aus ökonomischer Sicht und im inter-
nationalen Kontext dar. Im ersten Teil werden
die verschiedenen Aspekte einer Entflechtung
sowie die geltende Regelung in der Schweiz und
ausgewählten Industrieländern diskutiert. Eine
Entflechtung und insbesondere eine Neuge-
staltung der Finanzierung durch den Bund be-
dingen Änderungen in der Bundesverfassung
und in den AHV- und IV Gesetzen. Daher wer-
den bei der anschliessenden Analyse auch polit-
ökonomische Aspekte behandelt.42 Zum Schluss
werden einige konkrete Probleme einer mög-
lichen Entflechtung von AHV und IV und der
Staatsrechnung in der Schweiz diskutiert.

4.4.2 Fragestellung

Die Entflechtung der grossen Sozialversicherun-
gen von der Staatsrechung umfasst zwei grundlegend

38 Siehe Feld und Matsusaka (2003).
39 Zu Kapitel 4.4 findet sich ein Hintergrundpapier unter:

www.kfk.admin.ch/Studien/Entflechtung um Sozal-
versicherungen und Staatsrechnung, Monika Bütler,
Universität St.Gallen

40 Im vorgeschlagenen neuen Finanzausgleich NFA wer-
den sich die Kantone nicht mehr direkt wie bis anhin
an der Finanzierung der AHV und IV beteiligen müssen.
Ihre Beiträge (gemäss dem Bundesgesetz über die
Alters- und Hinterlassenenversicherung) sollen dann
ganz vom Bund übernommen werden.

41 Die Beiträge der öffentlichen Hand machen heute rund
10 Milliarden oder rund 20% des Bundeshaushaltes
aus. Wie Tabelle 3.4 und Kapitel 3 in diesem 
Jahresbericht zeigen, stiegen diese Beiträge als Anteil
der Staatsausgeben und im Vergleich zum BIP in den
letzten Jahren deutlich an.

42 «Finanzpolitische Vorhaben haben nur dann eine
Chance vor dem Volk, wenn sie sich auf einen breiten
Konsens abstützen,» wie Bundesrat Merz kürzlich in
einem Referat betonte.
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Grafik 4.5: Beiträge der öffentlichen Hand an die Finanzierung von AHV und IV
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verschiedene Fragenkomplexe.Der Erste befasst sich
mit der Art der Verbuchung der Sozialversicherungen
in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Der
Zweite regelt die Gestaltung der Transfers aus allge-
meinen Bundesmitteln an die Sozialversicherungen,
das heisst denjenigen Teil der Finanzierung,der nicht
aus den Beiträgen der Versicherten stammt.

Aus der Sicht der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechung lassen sich im Wesentlichen drei
Kriterien für die Betriebsrechnung der grossen
Sozialversicherungen festhalten.

1) Das weitaus wichtigste Unterscheidungs-
merkmal ist, ob eigene Konten für die entspre-
chenden Versicherungen geführt werden oder
ob sie direkt in die Staatsrechung eingehen.
Dies ist ein rein buchhalterisches Kriterium, da
die Finanzierungsaspekte (sowohl auf der Bei-
trags- wie auf der Leistungsseite) davon nicht
berührt werden.

2) Die Konten für Renten und Invalidenver-
sicherungen können getrennt oder zusammen
geführt werden. Diese Frage ist wichtig, da sich
gewisse Leistungen der Versicherungen am En-
de des Erwerbslebens nicht eindeutig der einen
oder anderen Versicherung zuordnen lassen.

3) Eine wichtige Frage ist die Art der Reser-
venbewirtschaftung und -verbuchung. Denkbar
sind kleine Schwankungsreserven, aber auch
eine echte Reserve, welche in guten Zeiten an-
gespart wird, um in schlechten Zeiten die nö-
tigen finanziellen Mittel zu liefern. Die Frage
der Reserven ist auch, wie unten ausgeführt,
mit der Art der staatlichen Transfers an die So-
zialversicherungen verbunden.

Nicht immer decken die eigentlichen Bei-
träge der Versicherten die ganzen Ausgaben der
Renten- und Invalidenversicherungen. Ein be-
deutender Teil der Leistungen wird dann aus
allgemeinen Staatsmitteln bestritten. Diese Fi-
nanzierung kann regelgebunden oder diskretio-
när sein. Im zweiten Fall wird die Finanzierung
in jedem Jahr neu bestimmt, respektive ausge-
handelt. Eine Sonderstellung nimmt die Defi-
zitgarantie des Bundes für die Sozialversiche-
rungen ein. Bei einem vollen Ausgleich der
Konten entfällt in der Regel auch die Reser-
venbildung in den entsprechenden Versiche-
rungen. Für regelgebundene Übertragungen
des Staates an die Versicherungssysteme lassen
sich im Wesentlichen folgende Unterschei-
dungsmerkmale feststellen:

a) Die Beiträge des Staates sind eine direkte
Funktion der Sozialversicherungseinnahmen
im Sinne von «matching funds». Diese Art der
Finanzierung gelangt bisher vor allem in der Fi-
nanzierung von Forschungs- und Investitions-
vorhaben zur Anwendung, da sie starke Anreize
zur Erschliessung alternativer Finanzierungs-
quellen liefert.Da die Sozialversicherungen we-
nig Kontrolle über ihre Einnahmen haben,
macht diese Finanzierungsart eher wenig Sinn.

b) Der Staat liefert einen bestimmten Anteil
der Staatseinnahmen an die Versicherungen.
Ein wichtiges Beispiel ist das Abtreten von
Mehrwertsteuerprozenten an die entsprechen-
den Institutionen. Unter dieses Finanzierungs-
kriterium fallen auch die Einnahmen aus
zweckgebundenen Steuern. Neben der Mehr-
wertsteuer denkbar sind Öko- und Ener-
giesteuern, Abgaben auf Genussmittel sowie
Steuern für Spielkasinos. Diese Art der Finan-
zierung ist wie die unter a) erwähnte völlig 
unabhängig von den Versicherungsleistungen.

c) Der Staat beteiligt sich zu einem be-
stimmten Prozentsatz an den Leistungen der Ver-
sicherungen. Dies kann ein bestimmter Pro-
zentsatz der totalen Ausgabensumme sein,oder
aber die Finanzierung bestimmter Leistungen
(zum Beispiel die Kosten für Frühpensionie-
rungen). Im Gegensatz zu den beiden vorheri-
gen Finanzierungsmustern trägt der Staat in
diesem Falle einen Teil des Ausgabenrisikos.

d) Die Sozialversicherungen erhalten eine
finanzielle Unterstützung nach einer bestimm-
ten Formel, welche neben den Einnahmen und
Ausgaben der Versicherungen auch andere
Aspekte umfassen kann. (Anzahl der Versi-
cherten, Konjunktur, Teuerung). Wie gross das
Ausgabenrisiko für den Staat ist, hängt von der
Ausgestaltung der Formel ab.

e) Bei einer Defizitgarantie gleicht der Staat
die ganze Lücke zwischen Einnahmen und
Ausgaben der Sozialversicherung aus. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn der Staat die
gesamten Rentenleistungen aus allgemeinen
Steuermitteln finanziert und somit das gesamte
Ausgabenrisiko trägt.43

Die Subventionierung der Sozialversiche-
rungen kann auch aus einer Kombination
mehrerer der oben erwähnten Regeln beste-
hen. So kann zum Beispiel die Finanzierung
durch zweckgebundene Steuern mit einem
vollen Ausgleich der Konten verbunden sein.

4.4.3 Geltende Regelung in der Schweiz 
und ausgewählten Ländern

Schweiz
Die Schweiz führt bis anhin keine separaten

Konten für die beiden grossen Sozialversiche-
rungen AHV und IV in der Bilanz der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechung. Allerdings führt
das Bundesamt für Statistik die entsprechenden
Konten ausserhalb der bilanzierten Gesamtrech-
nung. Zudem stellt das Bundesamt für Sozialver-
sicherungen die Einkünfte und Verpflichtungen
von AHV und IV jährlich und in sehr übersicht-
licher Weise dar. Renten- und Invalidenversiche-
rungen werden in der Schweiz, wie in den meis-
ten anderen Ländern, getrennt verbucht.

20 % der AHV Leistungen und 50 % der
Ausgaben der IV werden von Bund und Kan-
tonen bestritten. Diese im Gesetz festgeschrie-

43 Allfällige Überschüsse gehen bei dieser Art der Trans-
fers entweder an den Staat oder in einen Reservefonds.
In der Realität tritt letzteres allerdings kaum auf.
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bene Finanzierung setzt sich aus Einnah-
men der zweckgebundenen Genussmittel-
steuern, Mehrwertsteuerprozenten und allge-
meinen Staatseinnahmen zusammen. Die
komplizierte Aufteilung dieser Subventionen
auf Bund und Kantone soll mit dem vorge-
schlagenen Neuen Finanzausgleich vereinfacht
werden. Insbesondere sollen sich die Kantone
nicht mehr direkt an den Kosten von AHV und
IV beteiligen.

Der Bund gleicht die Konten der Sozialver-
sicherungen nicht aus, sondern verbucht die
entsprechenden Saldi als Reserven beziehungs-
weise Schulden. Die Reserven der AHV in der
Schweiz entsprechen ungefähr den Ausgaben
eines Jahres. Sie sind somit deutlich höher als
bei einer eigentlichen Schwankungsreserve,
aber dennoch zu klein um die zukünftigen
Mehrausgaben zu eine gewichtigen Teil decken
zu können. So hat die IV bereits jetzt einen
Schuldenberg in der Grösse von rund 45 % der
jährlichen Ausgaben (2002) angehäuft; die
jährliche Neuverschuldung beträgt momentan
bereits mehr als 10 % der Ausgaben.

Ausgewählte Industrieländer
Ein Blick auf einige wichtige Industrieländer

in Tabelle 4.1 44 zeigt, dass die Verbuchung der
Sozialversicherungen in der Staatsrechnung im

internationalen Vergleich eher ungewöhnlich
ist. Einzig Grossbritannien führt keine institu-
tionalisierten Konten für die Sozialversicherun-
gen in der Bilanz der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung, stellt aber – ähnlich wie die
Schweiz – die Ausgaben und Einnahmen der
Rentenversicherung in einem anderen Rahmen
auf, allerdings nur in unregelmässigen Abstän-
den und in sehr intransparenter Weise.

Die Renten- und Invalidenversicherung
werden in den meisten Ländern getrennt ver-
bucht. Ausnahmen bilden Deutschland und
Österreich. In den Niederlanden wird die In-
validität über die Arbeitslosenversicherung ab-
gerechnet. In einigen Ländern, so zum Beispiel
in Frankreich und Deutschland, werden sepa-
rate Konten für die Rentenversicherungen ver-
schiedener Berufsgruppen geführt. Oft gibt es
in diesen Fällen Ausgleichszahlungen zwischen
den entsprechenden Versicherungen.

Eigentliche Reserven der Sozialversiche-
rungen werden nur in den Ländern aufgeführt,
in denen der Staat die entsprechenden Konten
nicht voll ausgleicht (siehe unten). Allerdings
bilden nur die USA (implizit) und die Nieder-
lande (explizit) eine echte Reserve im Hinblick
auf die kommenden demografischen Verände-
rungen. In den Niederlanden ermöglicht ein
jährlicher staatlicher Transfer die Anhäufung

45 Eine ausführlichere Beschreibung der Situation in 
den ausgewählten Ländern (zusammen mit zahlreichen
Internetlinks) findet sich als Anhang im Hintergrund-
papier zu diesem Bericht. Siehe www.kfk.admin.ch/
Studien/Entflechtung von Sozialversicherungen und
Staatsrechung, Monika Bütler, Universität St. Gallen.
Anzumerken ist, dass die Auswahl der Länder nicht
zuletzt aufgrund der verfügbaren Informationen
erfolgte. Sie ist daher nicht repräsentativ; die dar-
gestellten Länder sind tendenziell eher solche mit
einer relativ transparenten Verbuchung der Sozial-
versicherungen.

Tabelle 4.1

Finanzierungssystem von staatlichen Renten- und Invalidenversicherungen in ausgewählten Ländern

Land separates RV/IV Regelgebundene Transfers Diskretionäre Transfers Bemerkungen Reserven für demo-
Konto getrennt grafische Alterung

Deutschland Ja Nein •Allg. Zuschuss: nach Formel Ausgleich der Konten für •Drastische Senkung Nein
•Zusätzlicher Zuschuss: 1% Alterssicherung in der der Mindestreserven  

MWST, Ökosteuern Landwirtschaft und für in den letzten Jahren
die Bundesknappschaft •Alterssicherung der Beamten

ist Teil des Staatsbudgets

Frankreich Ja Ja •indirekte Steuern •Ausgleich der Konten spez. Alterssicherung  (Ja.) Finanziert von
•zweckgebundene Steuern Branchen (Bahn, Bergbau, der Beamten ist Teil Überschüssen der

Seefahrt etc.) des Staatsbudgets Rentenkasse und 
•Übernahme aller Zahlungen sozialen Abgaben

an Invalide

Japan Ja Ja •1⁄3 der Ausgaben, wird auf Finanzierung der dauerhaft Nein
1⁄2 erhöht (beinhaltet IV, physisch und psychisch Invali-
wenn vor der Invalidität den mit Mitteln aus allgemei-
gearbeitet wurde) nem Budget

Niederlande Ja Ja Voller Ausgleich der Konten Sehr hohe Invalidenraten Ja. Bis 2020 nur Einzah-
lungen erlaubt, die aus
allg. Steuern stammen

Österreich Ja Nein Voller Ausgleich der Konten Nein

Vereinigtes Nein Ja •Zuschuss vom Staat falls  Extrem intransparentes Nein
Königreich nötig, max. 17 % der System

Ausgaben
•Übernahme der Zahlungen

an Invalide

USA Ja Ja Undurchsichtige staatliche Ja. Treuhänderfonds
Transfers mit hohen Reserven

Schweiz Nur in Ja Aktuelle Regel Option Nein
Erfolgs- •20 % der Ausgaben der AHV •ca. 1 % Pt. MWST für die AHV
rechnung •50 % der Ausgaben der IV Äquivalenz für die bisherigen
(Option: zweckgebundenen Einnahmen
Ja) aus Besteuerung Tabak 

und Alkohol
•ca. 1.8 % Pt. MWST für die IV
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von Reserven. Wie auch die laufenden Renten
wird dieser aus allgemeinen Steuermitteln be-
stritten. Durch laufende Überschüsse, die in
den «social security trust fund» einfliessen,
wird auch in den USA eine bedeutende Reser-
ve gebildet. In weit geringerem Ausmasse findet
eine solche Reservenbildung aus Überschüssen
in Frankreich statt. Deutschland führt einen
sehr geringen Reservenfonds, der höchstens als
Schwankungsreserve dienen kann.

In keinem der ausgewählten Länder kom-
men die Sozialversicherungen ohne Transfers
der öffentlichen Hand aus. In vielen Fällen ge-
schieht dies in Form einer impliziten oder
expliziten Defizitgarantie auf jährlicher Basis,
zumindest für einen Teil der Leistungen.
Grossbritannien begrenzt diesen Ausgleich auf
17 % der Ausgaben der Versicherung. Frank-
reich und Deutschland gleichen nur die Kon-
ten gewisser Branchen der Rentenversicherun-
gen aus. Allerdings schliesst der allgemeine
Zuschuss aus Bundesmitteln in Deutschland
implizit auch Aspekte der Defizitdeckung ein.
Wie die Schweiz, deckt Japan einen bestim-
men Anteil der Ausgaben (bisher 1⁄3, wird ab
2004 bis 2009 sukzessive auf 50 % erhöht) aus
allgemeinen Staatsmitteln. Zweckgebundene
indirekte Steuern (MWST) und Abgaben (ins-
besondere auf Genussmittel und nicht-er-
neuerbarer Energie) werden noch in Frank-
reich und Deutschland zur Finanzierung der
Sozialversicherungen herangezogen.

Die Verflechtung zwischen den Sozialversi-
cherungen und der Staatsrechnung ist in allen
Ländern hoch. Das Führen separater Konten
allein garantiert noch keine Transparenz der
Finanzlage der Versicherungen. So war es für
die meisten der oben dargestellten Länder sehr
schwierig, an die bestehenden Informationen
zu kommen.45

4.4.4 Eine Analyse aus 
(polit)ökonomischer Sicht

Eine Entflechtung von Sozialversicherun-
gen und Staatsrechung umfasst eine buchhalte-
rische sowie eine finanzpolitische Komponen-
te. Das folgende Kapitel behandelt die beiden
Aspekte vorerst getrennt, obschon die beiden
Fragenkomplexe nicht unabhängig voneinan-
der sind.

Die Verbuchung der Sozialversicherungen
Der erste Schritt zu einer Entflechtung von

Sozialversicherungs- und Staatshaushalt ist das
Führen separater Konten für die Versicherun-
gen in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung. Diese Umstellung, welche eine bessere
Transparenz der finanziellen Situation sowohl
der Sozialversicherungen wie auch des übrigen
Staatshaushaltes garantieren soll, generiert al-
lerdings per se noch keinen Mehrwert. Da in
der Regel die Informationsbeschaffung und 

-verarbeitung aber nicht kostenlos ist, führt ei-
ne transparentere Verbuchung der Einnahmen
und Ausgaben von Sozialversicherungen und
Staat zu geringeren Informationskosten und
hat somit den Charakter eines Öffentlichen
Guts. In der politischen Diskussion erleichtert
eine klare Trennung zwischen den Sozialversi-
cherungen und anderen Aufgaben des Staates
eine Konzentration auf das eigentliche Problem.
Ist das Gesamtbudget des Staates unter Ein-
schluss der Sozialversicherungen verlangt, wie
beispielsweise in der Europäischen Union für
die Berechnung des relevanten Defizits unter
den Maastricht Kriterien, so lassen sich die ein-
zelnen Konten leicht aggregieren.46

Das Marketing spielt auch im politischen
Prozess eine nicht zu unterschätzende Bedeu-
tung. Ein aktuelles Beispiel aus der schweizeri-
schen Sozialpolitik soll dies illustrieren (siehe
Bütler, 2004): Zwei praktisch identische Initia-
tiven zu einer Senkung des AHV-Rentenalters
erlangten im November 2000 in der Abstim-
mung unterschiedliche Unterstützung.47 Die
Differenz dürfte auf zwei Faktoren zurückzu-
führen sein: Erstens kommt der Darstellung
des Sachverhaltes eine zentrale Bedeutung
bei.48 Zweitens spielt es auch eine Rolle, von
wem der entsprechende Vorschlag kommt.
Wendet man die Erkenntnisse der Analyse auf
die Frage der Verbuchung der Sozialversiche-
rungen an, kommt man zu folgenden Schlüs-
sen: Erstens können getrennte Konten zu einer
besseren Wahrnehmung der finanziellen Lage
führen (Darstellung des Sachverhalts). Zwei-
tens liesse die standardisierte Verbuchung in
den Konten der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung weniger Spielraum für unterschied-
liche Interpretationen der finanziellen Lage
der Sozialversicherungen.

Ob eine buchhalterische Trennung alleine
zu höheren oder tieferen Ausgaben für Sozial-
versicherungen und andere Bundesaufgaben
führt, ist unklar. Dies hängt, unter anderem,
auch mit der politischen Akzeptanz der einzel-
nen Budgetposten zusammen. Einerseits lassen
sich allfällige Finanzierungsprobleme dort an-
gehen, wo sie manifest sind, d.h. im vorliegen-
den Fall bei den Sozialversicherungen. Dies
sollte tendenziell eher zu tieferen Gesamtaus-
gaben führen. Mit getrennten Konten laufen
die übrigen Staatsaufgaben andererseits auch
weniger Gefahr, als Residuum im Staatsbudget
zu figurieren. Der Druck zu Minderausgaben,
welcher durch die demografisch bedingte Er-
höhung der Sozialversicherungsausgaben her-
beigeführt wird, wird bei einer Entflechtung
ohne Begleitmassnahmen kleiner. Dieser Effekt
wird noch verstärkt,wenn sich eine allfällige in-
stitutionalisierte Ausgabenbremse auf das
Staatsbudget ohne Sozialversicherungen be-
schränkt. In diesem Falle könnten für 
die einzelnen Sozialversicherungszweige eigene

45 Stellvertretend auch für andere Länder sei hier einer
der international führenden Sozialversicherungs-
experten, Prof. Richard Disney von der University of 
Nottingham zitiert: «UK pension accounting is a mess,
in common with most other countries.»

46 In der Schweiz würde sich bei einer möglichen Ent-
flechtung von Sozialversicherungen und Staatshaus-
halt die Frage stellen, auf welche Bereiche sich die
Ausgaben- und Schuldenbremsen beziehen würden.
Siehe dazu auch Kapitel 4.4.5.

47 Zur Erinnerung: Die beiden Initiativen kamen am 
26. November 2000 zur Abstimmung. Die Initiative des
Kaufmännischen Verbandes («für eine Flexibilisierung
der AHV – gegen die Erhöhung des Rentenalters für
Frauen») erzielte einen Ja-Stimmenanteil von 39.5 %,
jene der Grünen Partei («für ein flexibles Rentenalter
ab 62 für Frau und Mann») einen solchen von rund
46 %. In den Medien wurde der Unterschied zwischen
den beiden Initiativen durch den in der zweiten Vorla-
ge möglichen Schrittweisen Rückzug aus dem Erwerbs-
leben mit Teilrentenbegründet, obwohl dies auch mit
dem Verfassungsauftrag der ersten Initiative durchaus
kompatibel gewesen wäre.

48 Siehe dazu auch Jacoby (2000).
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Ausgabenbremse-Regelungen vorgesehen wer-
den. Ist zudem die politische Akzeptanz der So-
zialversicherungsausgaben relativ hoch, führt
eine getrennte Buchhaltung eher zu höheren
Totalausgaben. Die Resultate der Abstimmung
vom 16. Mai 2004 zeigen, dass die Akzeptanz
der Ausgaben für die Altersrenten hoch ist – die
11. AHV Revision hätte für bestimmte Perso-
nengruppen zu kleineren Renten geführt –, die
Akzeptanz zusätzlicher Transfers aus dem
Staatsbudget – ein zusätzliches Mehrwertsteu-
erprozent für die AHV wurde abgelehnt – aber
klein. Die beiden Entscheidungen lassen sich
schwer unter einen Hut bringen.49 Sie zeigen
aber auch, wie schwierig es ist, zu verlässlichen
Prognosen über die Budgetentwicklung zu ge-
langen, mit oder ohne separate Konten für die
Sozialversicherungen.

Ein eigenes Konto kann auch als erster
Schritt zu einer grösseren Finanzautonomie der
Sozialversicherungen verstanden werden. Dies
gilt allerdings nur, wenn nicht gleichzeitig die
Subvention der Leistungen der Versicherung
aus allgemeinen Steuermitteln einem Ausga-
benautomatismus unterliegt, wie dies zum
Beispiel mit einer Defizitgarantie oder einer
prozentualen Beteiligung des Staates an den
Ausgaben der Fall ist.

Generationenbilanzierung und Reserven
Ein separates Konto für die Sozialversiche-

rungen in der Bilanz der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung kann zwar die laufenden Ein-
nahmen und Ausgaben abbilden, nicht aber die
langfristig eingegangenen Verpflichtungen, be-
ziehungsweise deren Barwert. Wohl ist die
Transparenz der aktuellen Betriebsrechnung
wichtig, sie zeigt aber nur einen Bruchteil der
für die Sozialpolitik relevanten Informationen
auf. Dies ist ganz besonders der Fall für die Ren-
tenversicherung (zu einem geringeren Ausmas-
se aber auch für die Invalidenversicherung), da
implizite (Generationen-)Verträge über mehre-
re Jahrzehnte laufen. Ein ausgeglichenes Budget
weist daher auch nicht auf ein gelöstes Finan-
zierungsproblem hin. Nur eine intertemporale
Zusammenstellung der Sozialversicherungsbei-
träge und der Leistungsverpflichtungen, wie sie
in den so genannten Generationenbilanzen
(«Generational Accounting») geschieht, kann
die finanzielle Situation der Sozialversicherun-
gen realistisch wiedergeben. Siehe dazu auch
das Kapitel 4.2.3 in diesem Jahresbericht.

Gleicht der Staat die Rechnungen der Sozi-
alversicherungen nicht aus, kommt der Reser-
venbewirtschaftung eine besondere Bedeutung
bei. Mindestens ebenso wichtig wie eine sepa-
rate Verbuchung der laufenden Ausgaben und
Einnahmen ist daher die transparente Verbu-
chung allfälliger Reserven oder Schulden der
entsprechenden Versicherung. Die Reserven
bilden dabei die Verbindung zwischen den

Sozialversicherungsrechnungen verschiedener
Perioden. Mit Hilfe einer Generationenbilan-
zierung liessen sich zudem die nötigen Rück-
stellungen für eine langfristig gesicherte Finan-
zierung der Sozialversicherungen berechnen.

Welche Sozialversicherungen 
mit separatem Budget?

Die erwähnten Gründe für eine separate
Verbuchung der Renten- und Invaliditätsver-
sicherungen gelten sinngemäss auch für an-
dere Sozialversicherungen. Eine transparente
Verbuchung – und sei es nur für die laufende
Rechnung – ist für andere Bereiche der Sozial-
politik ebenfalls von Bedeutung. Allerdings
zeichnen sich die Renten- und Invalidenversi-
cherungen durch eine Reihe von Merkmalen
aus, die sie von anderen Sozialversicherungen
unterscheiden. Erstens belaufen sich die Aus-
gaben der beiden Systeme auf ein Vielfaches
der Ausgaben anderer Bereiche der Sozialpoli-
tik eines Staates. Eine gute Übersicht über ihre
finanzielle Lage ist daher besonders wichtig.
Zweitens sind intertemporale Aspekte in der
Rentenversicherung und – in einem etwas ge-
ringeren Ausmasse – in der Invalidenversiche-
rung von grosser Wichtigkeit. Die Beitrags-
und Leistungsphasen für die Versicherten sind
strikt (AHV) beziehungsweise meistens (IV)
getrennt und wechseln sich nicht – wie zum
Beispiel in der Arbeitslosenversicherung – ab.

Sollen IV und AHV getrennt (wie in der
Schweiz) oder gemeinsam (wie zum Beispiel in
Deutschland oder Österreich) geführt werden?
Die beiden Systeme versichern zwar unter-
schiedliche Risiken (Alter und Invalidität), in
der Realität ist eine Trennung zwischen Invali-
dität und vorzeitigem Rentenantritt allerdings
in vielen Fällen problematisch. Die Invaliden-
versicherung dient heute in der Schweiz, wie
auch in anderen Ländern, als Substitut zu einer
flexibleren Ausgestaltung des Altersrücktritts.
Für die Sozialpolitik ist es daher wichtig, dass
(ungeachtet der Buchungsart) entsprechend
geeignete Statistiken zu den Altersrücktritten
zur Verfügung stehen.

Um einen Gesamtüberblick über alle Staats-
aktivitäten im Bereiche der Sozialen Sicherung
zu haben, müssten im Prinzip auch Konten für
privatwirtschaftlich organisierte, aber staatlich
verordnete Sozialversicherungen geführt wer-
den (so zum Beispiel Krankenkassen und Pen-
sionskassen). Dies ist in der Praxis allerdings
unrealistisch. Für die mittels Kapitaldeckungs-
verfahren finanzierten Pensionskassen stellt
sich zudem die Frage der Abgrenzung zwischen
obligatorischen und überobligatorischen Be-
reichen der Versicherung.

Die Ausgestaltung der Quersubventionierung
Wie ein Blick auf andere Länder zeigt, heisst

eine getrennte Verbuchung der Sozialversiche-
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49 Die Ablehnung der 11. AHV-Revision dürfte auch damit
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ten, was wiederum für eine relativ hohe Akzeptanz der
AHV spricht.
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rungen nicht, dass keine oder nur eine geringe
Verflechtung mit den allgemeinen Staatsfinan-
zen besteht. Der Ausgestaltung der Subven-tion
der Sozialversicherungen aus allgemeinen Steu-
ermitteln kommt somit in der Entflechtungs-
diskussion eine wichtige Rolle zu. Viele der
möglichen Finanzierungsmuster generieren
nämlich,wie in Kapitel 4.4.3 dargestellt,auch bei
getrennten Konten eine enge finanzielle Ver-
flechtung, da die Ausgaben der Versicherungen
die Höhe der Staatsbeiträge massgeblich (mit-)
bestimmen.

Dies ist ganz besonders der Fall mit einer im-
pliziten oder expliziten Defizitgarantie, bei wel-
cher der Bund die Rechnung der Versicherungen
Jahr für Jahr ausgleicht. Ein Ausgabenautoma-
tismus besteht aber auch, wenn der Staat - wie
dies in der Schweiz oder in Japan der Fall ist - ei-
nen bestimmten Prozentsatz der Ausgaben der
Versicherung deckt,oder aber eine gemischte Fi-
nanzierung besteht, die zumindest teilweise von
den Renten- und Invaliditätsleistungen abhängt.
Die Sozialpolitik tangiert in einem solchen Falle
den Bundeshaushalt unmittelbar. Für die Sozi-
alversicherungen besteht ein geringerer Anreiz
zur sparsamen Verwendung der Mittel. Der Aus-
gabenautomatismus, der mit einer solchen Fi-
nanzierung einhergeht, führt zu einer schlechte-
ren Planbarkeit des Gesamtbudgets des Staates.
Der demografisch bedingte starke Anstieg der
Sozialversicherungsausgaben kann zu uner-
wünschten Verteilungskämpfen in den übrigen
Aufgabenbereichen des Staates führen. Die kon-
junkturellen Schwankungen im Rest des Staats-
budgets werden zudem tendenziell verstärkt, da
in Rezessionszeiten geringere Beiträge der Versi-
cherten mit höheren Rentenleistungen einher-
gehen, insbesondere in der Invalidenversiche-
rung. Die geplante stärkere Flexibilisierung des
Altersrücktritts wird bei wirtschaftlich schwieri-
geren Rahmenbedingungen auch bei der AHV
zu temporären Mehrausgaben führen, selbst
wenn die Rentenkürzungen versicherungstech-
nisch neutral erfolgen.50

Sind die staatlichen Transfers an die Sozial-
versicherungen nicht an die Leistungen gekop-
pelt, entfällt dieser Ausgabenautomatismus.
Die Sozialversicherungen tragen in diesem Fal-
le ein höheres Finanzierungsrisiko, insbeson-
dere einen grösseren Teil der konjunkturellen
Schwankungen (den sie mit den Beiträgen oh-
nehin schon zu tragen haben). Dieses Risiko
lässt sich aber, soweit sie nicht von demograf-
ischen Änderungen verursacht werden, mit
einer guten Reservenbewirtschaftung lösen.
Ein grösseres Problem als ein höheres Ausga-
ben- und Einnahmenrisiko ist der demogra-
fisch bedingte Anstieg der Rentenzahlungen 
in den kommenden Jahren. Die Abkehr von
ausgabenbasierten Übertragungen des Staates
bei tendenziell steigenden Rentenleistungen
führt zu einer Vergrösserung der Finanzie-

rungsprobleme der Sozialversicherungen. Die
demografisch bedingten Mehrausgaben sind
allerdings gut prognostizierbar und somit
planbar. Eine weitblickende Sozialpolitik sollte
diese Probleme rechtzeitig angehen. Dies dürf-
te aus politischen Gründen umso eher der Fall
sein, je weniger automatisch die staatlichen
Transfers mit den Mehrausgaben steigen.

Eine Finanzierung losgelöst von den Ren-
tenleistungen heisst nicht unbedingt, dass die
Quersubventionierung nicht mit den Ausgaben
Schritt halten sollte. Was allerdings wegfällt, ist
die automatische Erhöhung der Transfers bei
Mehrausgaben der Sozialversicherungen. Eine
Anpassung der Subventionen müsste im poli-
tischen Prozess entschieden werden. Es ist an-
zunehmen, dass ein solches Vorgehen die Aus-
gabendynamik zumindest bremst.

4.4.5 Ein Entflechtungsvorschlag für die Schweiz
Nach dem Scheitern der 11.AHV Revision in

der Volksabstimmung ist die Entflechtung der
Sozialversicherungen vom Staatshaushalt zwar
in den Hintergrund gerückt.51 Sie bleibt aber
nach wie vor wichtig im Hinblick auf eine län-
gerfristige Sicherung der Finanzierung von AHV
und IV.Der Vorschlag zu einer Entflechtung um-
fasst mehrere Punkte. Ein Erster ist das Führen
separater Konten für IV und AHV in der Bilanz
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Da
bereits bisher die Bundesämter für Statistik und
für Sozialversicherung die Betriebsrechnungen
in transparenter Weise zusammengestellt haben,
stellt dies informationstechnisch keine grosse
Neuerung dar. Die Entflechtung ist auch im
Zusammenhang mit der Neugestaltung des Fi-
nanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen (NFA) zu sehen, da
sich die Kantone neu nicht mehr direkt an der
Finanzierung der Sozialversicherungen beteili-
gen müssten. Wird der NFA in der Volksabstim-
mung vom 28. November 2004 abgelehnt, so
müsste eine sinnvolle Entflechtung von AHV
und IV vom Bundeshaushalt auch die Transfers
der Kantone berücksichtigen.

Mehr Bedeutung und politische Brisanz
kommt einer Neugestaltung der Transfers der
öffentlichen Hand an die Sozialversicherungen
zu. Anstelle eines Anteils der Ausgaben würde
der Bund den Versicherungen eine bestimmte
Anzahl Mehrwertsteuer-Prozentpunkte über-
tragen. Die zweckgebundenen Einnahmen aus
der Alkohol- und Genussmittelsteuer könnten
entweder direkt, oder ebenfalls umgerechnet
in Mehrwertsteuerprozentpunkten,den Sozial-
versicherungen gutgeschrieben werden. Eine
wichtige Frage in der Entflechtungsdiskussion
ist, ob die Ausgabenbremse des Bundes auf das
Gesamtbudget oder aber nur auf den Teil ohne
Sozialversicherungen anwendbar sein soll. Im
letzteren Fall würde die Ausgabenbremse fak-
tisch gelockert, da die Ausgaben der Sozial-

50 Hier zeigt sich wiederum die Wichtigkeit einer inter-
temporalen Verbuchung der Sozialversicherungsleis-
tungen. Eine versicherungstechnisch neutrale Anpas-
sung der Rente bei einem vorzeitigen Altersrücktritt
ändert den Barwert der bezogenen Rentenleistungen
eines Individuums nicht. Der Vorbezug der Leistungen
führt aber in der laufenden Rechnung zu Mehraus-
gaben (welche durch spätere Minderausgaben wieder
kompensiert werden).

51 Siehe dazu die Medienmitteilung des Eidg. Depar-
tements des Innern vom 30. Juni 2004.
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versicherungen tendenziell stärker wachsen 
als diejenigen der übrigen Staatsaufgaben. Als
Alternative dazu könnten für die einzelnen
Sozialversicherungszweige eigene Ausgaben-
bremsen-Regelungen vorgesehen werden.

Bei einer Entflechtung sollte die Umstellung
der Finanzierung im Übergangsjahr finanziell
neutral erfolgen. Die Mehrwertsteueräquiva-
lente würden aufgrund der prognostizierten
Ausgaben der AHV und IV in diesem Jahr be-
rechnet und blieben in der Folge auf diesem Ni-
veau. Grafiken 4.6 (AHV) und 4.7 (IV) zeigen
die möglichen Auswirkungen eines solchen
Vorgehens bei einem Übergang im Jahre 2006
bei sonst gleichen Bedingungen.50

Nach einer finanziellen Entflechtung wür-
den die Transfers nicht mehr mit den Aus-
gaben der Sozialversicherungen Schritt halten,
da sie nur mit den Mehrwertsteuereinnahmen
(und daher ungefähr mit dem BIP) wachsen
würden. Ein Blick auf die Grafiken 4.6 (AHV)
und 4.7 (IV) zeigt allerdings, dass eine Abkehr
vom bisherigen Ausgabenautomatismus nur zu
einem geringen Teil für die wachsende Finan-
zierungslücke der Sozialversicherungen ver-
antwortlich wäre. Das Hauptproblem liegt in
der demografischen Alterung sowie dem Feh-
len substantieller Reserven der Versicherungen.
Damit die Finanzierung der AHV und der IV

langfristig gesichert werden kann, bedarf es
leistungs-und/oder finanzierungsseitiger Mass-
nahmen – mit oder ohne Neugestaltung der
Subventionen an die beiden Institutionen.

Ein gewichtiges Problem bei der Umsetzung
eines finanziellen Entflechtungsvorschlags ist
die hohe Verschuldung der Invalidenversiche-
rung, die sich bereits bis Ende des laufenden
Jahres auf circa 6 Milliarden belaufen wird. Da
die laufenden Einnahmen (inklusive der staat-
lichen Transfers) bereits heute die laufenden
Verpflichtungen nicht decken, ist die angehäuf-
te Schuld eine grosse Hypothek für eine lang-
fristige Sanierung der IV. Um die politische Ak-
zeptanz einer Entflechtung zu erhöhen und die
gewünschte grössere Eigenständigkeit (und Ei-
genverantwortlichkeit) der Sozialpolitik in die-
sem Bereiche nicht zu gefährden, bräuchte es
unter Umständen eine gewisse Abfederung die-
ser Last bei der Umstellung.

4.4.6 Schlussfolgerungen
Aus ökonomischer Sicht gibt es kaum Ein-

wände gegen separate Konten für die grossen
Sozialversicherungen AHV und IV in der Bi-
lanz der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung. Die statistische Trennung erhöht die
Transparenz und erleichtert die langfristige
Planung. Die Entflechtung bleibt allerdings le-
diglich auf eine Umstellung in der Buchhaltung
beschränkt, sollte nach wie vor ein fester Teil
der Ausgaben aus allgemeinen Bundesmitteln
gedeckt werden. Im Sinne einer grösseren
Finanzautonomie der Versicherungen sowie
einer grösseren Budgetsicherheit für andere
Staatsaufgaben wäre es bedenkenswert, auf
Transfers überzugehen, deren Höhe sich an den
Staatseinnahmen (oder den Mehrwertsteuer-
einnahmen) orientiert. Eine bessere Transpa-
renz der intertemporalen Verpflichtungen der
Sozialversicherungen lässt sich durch solche
Massnahmen aber nicht erreichen. Es wäre da-
her sinnvoll, neben der laufenden Betriebsre-
chung der AHV und IV auch periodisch eine
Generationenbilanzierung, wie in Kapitel 4.2
dieses Berichts beschrieben, zu erstellen.

Eine Abkehr von ausgabenbasierten Bun-
dessubventionen würde die Finanzierungslücke
der Sozialversicherungen nur zu einem kleinen
Teil vergrössern. Der Hauptgrund der Probleme
liegt im demografischen Umbruch  sowie einer
Zunahme der Invaliditätsraten in allen Alters-
gruppen. Von der demografischen Alterung ist
nicht nur die AHV betroffen, sondern auch die
IV, da ältere Arbeitnehmer deutlich häufiger in-
valid werden. Diese Probleme lassen sich nicht
durch eine prozentuale Beteiligung des Staates an
den Ausgaben der Versicherungen aus der Welt
schaffen. Eine separate und transparente Verbu-
chung der Sozialversicherungen sowie klare Fi-
nanzierungsregeln bilden aber eine wichtige
Grundlage für eine nachhaltige Sozialpolitik.
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52 Die den Grafiken zu Grunde liegenden eigenen Progno-
serechnungen basieren auf Daten und Prognosen des
Bundesamtes für Sozialversicherung. Natürlich
hängen diese Berechnungen von den getroffenen
Annahmen bezüglich Wirtschaftswachstum, Preisent-
wicklung, Zinsen und Bevölkerungsentwicklung ab.
Die kleinen Schwankungen in den prognostizierten
Ausgaben der Sozialversicherungen hängen von den
Zeitpunkten der Anpassung der Renten an die Teue-
rung und das Lohnwachstum ab. Die Prognosen ba-
sieren auf einer Neuberechnung der Renten alle zwei
Jahre. In den Ausgaben der IV sind die Zinszahlungen
eingeschlossen.

Grafik 4.6: Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen der AHV mit und ohne Entflechtung

Grafik 4.7: Entwicklung der Ausgaben und Einnahmen der IV mit und ohne Entflechtung
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